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IN EIGENER SACHE
Ja, was ist denn jetzt passiert? Die 

Zeitschrift des Bayerischen Gemeinde-

tags kommt ja plötzlich ganz anders 

daher als bisher.

Ja, richtig, verehrte Leserin, verehrter 

Leser. In der Tat haben Geschäftsfüh-

rung und Redaktion beschlossen, die 

Verbandszeitschrift mit Beginn des 

neuen Jahrzehnts optisch umzustellen. 

Vom bisherigen Design, das noch aus 

den 80er Jahren des vorherigen Jahr-

hunderts stammte, hin zu einem mo-

dernen, ansprechenden, frischen Look. 

Zeitgemäß eben. Wir hoffen, das neue 

Erscheinungsbild gefällt Ihnen.

 Bewährtes soll sich hingegen nicht 

ändern. Daher bleibt der bekannte 

„Dreiklang“ des redaktionellen Teils 

der Verbandszeitschrift erhalten. Wie 

gewohnt machen politische und Fach-

beiträge den Anfang jedes Hefts. Seien 

es politische Aussagen des Präsidenten 

des Bayerischen Gemeindetags, eines 

Ministers, einer Ministerin, seien es 

juristische Fachbeiträge aus der Ge-

schäftsstelle des Bayerischen Gemein-

detags oder Gastbeiträge von renom-

mierten Persönlichkeiten. Dem werden 

sich auch in Zukunft kleinere fachliche 

Mitteilungen von Aktualität anschlie-

ßen, um in die Rubriken überzuleiten, 

die spezifische Fachinformationen für 

die Abteilungen bzw. Referate in den 

Rathäusern oder sonstigen Einrichtun-

gen der Kommunen berühren. Abschlie-

ßend veröffentlichen wir weiterhin 

Pressemitteilungen, Rundschreiben 

oder ministeriale Antwortschreiben 

als ergänzenden Service. Beibehalten 

bleibt außerdem der Hinweis auf wich-

tige Mitteilungen des Europabüros der 

bayerischen Kommunen. Und die Fort-

bildungseinrichtung des Bayerischen 

Gemeindetags, die Kommunalwerk-

statt, wird regelmäßig auf anstehende 

Seminar und Tagungen hinweisen. 

 Im Ergebnis erhalten Sie, verehrte 

Leserin, verehrter Leser auch künftig 

monatlich eine geballte Ladung an 

Informationen für Ihre tägliche Arbeit. 

Wir hoffen, Ihnen damit die Arbeit zu 

erleichtern und Sie immer auf dem neu-

esten Stand der Entwicklung zu halten.

 BAURECHT

INNENENTWICKLUNG UND ORTS-
KERNVITALISIERUNG
Den Auftakt im neuen Jahr macht auf 

den Seiten 4 bis 12 Matthias Simon, 

Baurechtsexperte in der Geschäftsstel-

le des Bayerischen Gemeindetags. Vor 

dem Hintergrund des Vorwurfs von Um-

weltverbänden und einzelnen Parteien, 

die Gemeinden und Städte würden 

Bayerns Flächen zu stark in Anspruch 

nehmen und Wohnbebauung viel zu 

stark im Außenbereich zulassen, stellt 

der Autor den Instrumentenkasten des 

Bundesrechts (Baugesetzbuch) vor, 

der es den Kommunen ermöglicht, eine 

Aktivierung von Bauland zu erreichen 

bzw. wie gemeinwohlorientierte Städte 

und Gemeinden Zugriff auf Grundstücke 

bekommen, die einer guten städtebau-

lichen Entwicklung dienlich sind. Neben 

dem allgemeinen und dem besonderen 

Vorkaufsrecht können im Einzelfall 

auch die Aufhebung von nur teilweise 

oder überhaupt nicht vollzogenen Be-

bauungsplänen und im Gegenzug die 

aktivierende Überplanung des Bestands 

solche Möglichkeiten sein. 

 Es ist daher sehr empfehlenswert, 

sich mit diesen Instrumenten vertraut 

zu machen und die Sache anzugehen. 

 Seite 4 – 12

BEBAUUNGSPLÄNE  
NACH § 13b BauGB
Mit der Novelle des Baugesetzbuchs 

(BauGB) im Jahre 2017 wurde mit dem 

neuen § 13b BauGB eine Regelung zur 

Einbeziehung von Außenbereichsflä-

chen in das beschleunigte Verfahren 

geschaffen, um dem prognostizierten 

Neubaubedarf von mindestens 350.000 

Wohnungen jährlich in Deutschland 

schneller entsprechen zu können. Sol-

che speziellen Bebauungspläne konn-

ten nur bis Ende letzten Jahres förmlich 

eingeleitet werden. Sie müssen bis 

Ende 2021 abgeschlossen sein.

 Dipl.-Ing. (FH) Bernhard Bartsch 

stellt in seinem Beitrag auf den Seiten 

13 bis 16 das neue Instrument vor und 

gibt praxisgerechte Tipps zur Umset-

zung. Eine gute Ergänzung zum Beitrag 

davor. 

 Seite 13 – 16

INHALT QUINTESSENZ
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 KOMMUNALRECHT

BEDROHUNGSLAGE VON  
KOMMUNALPOLITIKERINNEN 
UND KOMMUNALPOLITIKERN  
IN BAYERN
Fast täglich liest man in den Medien, 

das Kommunalpolitikerinnen und 

Kommunalpolitiker verbal angegriffen 

werden – sei es auf der Straße oder  

im Internet. Bisweilen gab es sogar tät-

liche Angriffe.

 Was ist da los? Hans-Peter Mayer, 

zuständiger Fachreferent für Fragen 

rund um Bürgermeisterinnen und Bür-

germeister in der Geschäftsstelle des 

Bayerischen Gemeindetags, analysiert 

auf den Seiten 17 bis 23 die Gründe für 

die neue Bedrohungslage und er sagt 

auch klar, was getan werden muss: 

Änderungen im Strafrecht sowie das 

Schaffen der notwendigen personellen 

Voraussetzungen, damit die Staatsan- 

waltschaften auch die entsprechenden 

Delikte verfolgen können. Und natür-

lich: mehr Zivilcourrage aller, die im 

Staat und in der Gesellschaft Verant- 

wortung tragen, um ein positives Vor-

bild für die Bürgerschaft zu sein. Die 

kommunalen Mandatsträger haben  

ein Recht darauf. 

 Seite 17 – 23

 KOMMUNALWAHLRECHT

KOMMUNALWAHLEN UND  
WAHLBETEILIGUNG IM  
BUNDESLÄNDERVERGLEICH
Frau Prof. Dr. Angelika Vetter von der 

Universität Stuttgart analysiert in 

ihrem Fachbeitrag auf den Seiten 24 

bis 30 Kommunalwahlen und die Wahl-

beteiligung an diesen Wahlen in den 

Flächenländern der Bundesrepublik. 

Nach einer ausführlichen Darstellung 

der Entwicklung geht es um die Gründe 

dieser Entwicklung sowie mögliche  

Optionen, wie diesen Entwicklungen 

und möglichen Konsequenzen entge-

gengewirkt werden kann. 

 Im Ergebnis lässt sich festhalten, 

dass seit Beginn der 90er Jahre des 

vergangenen Jahrhunderts (leider) auch 

die Wahlbeteiligung bei Kommunalwah-

len zurückgeht. Umfragedaten belegen, 

das sich in den letzten Jahren die Betei-

ligungsunterschiede zwischen Bevöl-

kerungsgruppen mit über- und unter-

durchschnittlichen soziökonomischen 

Niveau vergrößert haben. Vor diesem 

Hintergrund ist ein hoher Nichtwähler-

anteil mit einem Ungleichheits- und Re-

präsentationsproblem verbunden, das 

letztlich die Qualität der Demokratie – 

auch auf lokaler Ebene – schwächt.

 Als eine Alternative, die Repräsen-

tations- und Integrationsfähigkeit 

lokaler Demokratie zu stärken, sieht 

die Autorin in einer stärkeren Nutzung 

informeller bzw. dialogischer Beteili-

gungsformen. 

 Seite 24 – 30

 UMWELTSCHUTZ

RADON IN GEBÄUDEN
Auf Seite 31 finden Sie einen interes-

santen Hinweis des Landesamts für 

Umwelt zum Thema Radon in Gebäu-

den. Dies betrifft – natürlich – auch 

die Personen, die sich in kommunalen 

Gebäuden aufhalten. 

 Die Redaktion meint: lesen und die 

angebotenen Informationsquellen 

nutzen!

 Seite 31

 DATENSCHUTZ

UMSETZUNG VON DATENSCHUTZ 
UND INFORMATIONSSICHERHEIT 
BEI KOMMUNEN
Viele Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter in den Gemeinden und Städten 

„fremdeln“ immer noch mit den An-

forderungen des neuen Datenschutz-

rechts, insbesondere der Datenschutz-

grundverordnung (DSGVO). Probleme 

gibt es vor allem bei der Erstellung des 

Verzeichnisses von Verarbeitungstätig-

keiten und bei der Datenschutzfolgen-

abschätzung. Die GKDS (Gesellschaft 

für kommunalen Datenschutz) bietet 

auf den Seiten 32 und 33 hierzu ihre 

Dienste an.

 Seite 32 – 33
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Wie die Zeit vergeht. Schon wieder  
bricht ein neues Jahr an, das uns 

nicht zuletzt in der Kommunalpolitik 
viele Veränderungen bringen wird. Im 
März sind die bayerischen Wählerinnen 
und Wähler dazu aufgerufen, die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister sowie 
die Mitglieder der Stadt- und Gemein-
deräte neu zu bestimmen. Schon rein  
altersbedingt wird es dabei einen großen 
Wechsel geben und auch sonst ist man 
bei einer Kommunalwahl nie vor Überra-
schungen gefeit.

Das stellt auch unseren Verband vor  
große Herausforderungen. Viele bewähr-
te Kreis- und Bezirksverbandsvorsitzen-
de treten bei der Wahl nicht mehr an. 
Zahlreiche Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister ziehen sich aus ihren Ämtern 
beim Gemeindetag zurück. Das geht  
natürlich an unseren internen Strukturen 
nicht spurlos vorüber. Wir hoffen aber 
ganz zuversichtlich, dass sich auch in Zu-
kunft Rathauschefinnen und –chefs fin-
den werden, die sich im Bayerischen Ge-
meindetag mit ihrer Expertise und ihrer 
Erfahrung engagieren und einbringen.

DAVON LEBT ÜBRIGENS  
UNSER VERBAND. 
Der Bayerische Gemeindetag ist nicht 
allein die Geschäftsstelle in München, 
sondern es sind unsere Mitglieder, die 
den Verband tragen. Also insbesondere 
die Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter und die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Verwaltungen. Das macht 
auch die Kompetenz des Bayerischen 
Gemeindetags aus. Wenn wir uns zu  

Gesetzesvorhaben äußern, wenn wir zu 
Vorhaben der Staatsregierung Stellung 
nehmen, wenn wir an Entscheidungen 
der Ministerien beteiligt werden, dann 
formulieren wir keine Positionen, die an 
Schreibtischen erfunden werden. Viel-
mehr schildern wir die Probleme, die in 
der tagtäglichen Praxis vor Ort tatsäch-
lich zu meistern sind, und machen Vor-
schläge, wie es besser gehen könnte. Und 
deshalb hat das, was wir sagen, auch das 
entsprechende Gewicht. Das muss und 
wird auch über die Kommunalwahl 2020 
hinaus so bleiben.

ALLERDINGS ÄNDERT SICH  
BEREITS IM JANUAR ETWAS … 
Die geneigte Leserin bzw. der geneigte 
Leser hat es sicher schon gemerkt:  
Unser „Bayerischer Gemeindetag“ sieht 
plötzlich ganz anders aus. Wir haben  
uns entschieden, das Erscheinungsbild 
unserer Verbandszeitung, das jetzt doch 
schon mehrere Jahrzehnte auf dem  
Buckel hat, doch recht deutlich zu ver-
ändern. Die neue Zeitung ist moderner, 
farbiger, lesbarer und optisch anspre-
chender geworden.

Aber keine Angst! Wir setzen bei den  
Inhalten weiter auf die bewährten Kon-
zepte. Wir werden uns auch weiterhin 
bemühen, sowohl politische Statements 
als auch kompetente Fachbeiträge zu ver-
öffentlichen. Die gewohnten Rubriken 
bleiben erhalten. Sie werden wie bisher 
beispielsweise Berichte aus Bezirks- und 
Kreisverbänden, Aktuelles, Hinweise  
auf Veranstaltungen oder für den Kauf 
und Verkauf von Kommunalfahrzeu-

gen finden. Auch Informationen unse-
res Europabüros sowie selbstverständlich 
das Seminarangebot unserer Kommu-
nalwerkstatt werden in Zukunft zu lesen 
sein. Und schließlich werden Sie auch auf 
das gewohnte Editorial nicht verzichten 
müssen … Aber alles optisch eben flotter 
und moderner.

Auch in Zukunft viel Spaß mit Ihrer 
„neuen“ Verbandszeitung!

 NEUES JAHR – NEUES GLÜCK!
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DR. FRANZ DIRNBERGER
Geschäftsführendes Präsendialmitglied 

des Bayerischen Gemeindetags

QUINTESSENZ EDITORIAL
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INNEN STATT AUSSEN –  
MEHR ALS EIN THEMA  
DES FLÄCHENSPARENS

Kaum ein Thema bewegt unsere  
Städte und Gemeinden derzeit so 

stark, wie das der Innenentwicklung. So 
vergeht gegenwärtig kaum eine Woche, 
in der nicht zumindest eine der wichti-
gen staatlichen Beratungsinstitutionen 
unserer Gemeinden, namentlich die Äm-
ter für Ländliche Entwicklung, die Städ-
tebauförderung, die unteren Bauauf-
sichtsbehörden oder das Landesamt für 
Umwelt, eine Tagung oder einen Fach-
tag zu besagtem kommunalpolitischem 
Gestaltungsbereich ausrichtet. Schließ-
lich hat der Freistaat Bayern erst vor ein 
paar Monaten eine Sonderförderung zur 
Städtebauförderung aufgelegt, wenn Ge-
meinden in einem Grundsatzbeschluss 
festlegen, der Innenentwicklung ei-
nen besonderen Vorrang in ihrer städte-
baulichen Planung einzuräumen. Woher 
rührt dieses große Interesse für die The-
men Ortskernrevitalisierung, Leerstands-
management und Innenentwicklung? 
Die Gründe speisen sich aus mindestens 
vier Debatten, kommunalpolitischen Er-
kenntnissen und dem diesbezüglichen 
Gestaltungswillen sowie rechtlichen Vor-
gaben:

•  § 1a Abs. 2 BauGB postuliert seit der 
BauGB-Novelle 2013 einen sogenann-

ten Vorrang der Innenentwicklung. 
Dementsprechend ergibt sich für den 
planerischen Abwägungsvorgang aus 
§ 1a Abs. 2 Satz 4 das Gebot zu einer 
besonderen Befassung mit „den Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung […], zu 
denen insbesondere Brachflächen, Ge-
bäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungsmöglichkeiten zäh-
len können“.

•  Die Notwendigkeit zur Minderung 
der Flächen(neu)inanspruchnahme für 
Siedlung und Verkehr legen den ge-
meindlichen Blick für städtebauliche 
Entwicklungen noch verstärkter, als 
dies ohnehin bereits bisher der Fall ist, 
auf bestehende Innenentwicklungspo-
tentiale.

•  Dringend benötigter Wohnraum stra-
paziert mehr und mehr die Geduld der 
Städte und Gemeinden bezüglich des 
Umgangs der jeweiligen Grundstücks-
eigentümer mit bebaubaren Hortungs-, 
Spekulations-, oder Enkelgrundstü-
cken. 

•  Schließlich ist es der gemeindliche  
Wille und die gemeindliche Verantwor-
tung für eine gute Ortsentwicklung, die 
sie gerade auch in Regionen mit gro-
ßen strukturellen Herausforderungen 
auf Innenentwicklung setzen lässt. Vi-
tale Ortskerne führen zu vitalen Städ-

ten und Dörfern. Und vitale Städte und 
Dörfer sind lebenswerte Orte für die 
Menschen in unseren Gemeinden. 

Die Gründe, weshalb es sich lohnt, In-
nenentwicklungspotentialen, Brachflä-
chen und Nachverdichtungspotentia-
len besondere Aufmerksamkeit zu schen-
ken sind demnach vielfältig und bedür-
fen nicht der weiteren Erörterung. Auch 
sei vorausgeschickt, dass die individu-
ellen Schwerpunkte, Problemkreise und 
Ausformungen, die von unseren Städ-
ten und Gemeinde auf dem Felde der In-
nenentwicklung und der Ortskernvitali-
sierung zu bearbeiten sind, so vielfältig 
sind, wie unsere Städte und Gemeinden 

INNENENTWICKLUNG UND  
ORTSKERNVITALISIERUNG

Text Matthias Simon, Bayerischer Gemeindetag

selbst. Diese darzustellen würde eben-
falls den Rahmen des vorliegenden Bei-
trags sprengen. Der vorliegende Beitrag 
möchte sich demnach mit einem einge-
grenzten, spezifischen Aspekt gelingen-
der Innenentwicklung, Nachverdich-
tung und Ortskernvitalisierung befassen, 
nämlich mit der Frage, wie Städte und 
Gemeinden brachliegende und unterge-
nutzte Grundstücke sowie Baulücken für 
gemeindliche Vorhaben bzw. für Vorha-
ben des privaten Grundstückseigentü-
mers aktivieren können. Hierbei soll nur 
am Rande das „politische“ Instrumenta-
rium beleuchtet werden, welches unseren 
Gemeinden zur Verfügung steht. Denn 
der vorliegende Beitrag befasst sich mit 
den rechtlichen Zugriffs-, Aktivierungs-, 
und Steuerungsinstrumenten, die insbe-
sondere das Baugesetzbuch bereithält, 
um einen gemeindlichen Zugriff, eine 
Aktivierung bzw. die gemeindliche Mit-
spreche über die Nutzung von Baulücken 
und Brachflächen zu erreichen. 

DAS BAUGESETZBUCH  
HÄLT EINEN INSTRUMENTEN-
KASTEN BEREIT

Das Baugesetzbuch ist in Deutschland 
das Fachgesetz, welches sich an verschie-
denen Stellen als Inhalts- und Schran-
kenbestimmung1 des Eigentums mit Fra-
gen der Grundstücksnutzung sowie den 
diesbezüglichen (gemeindlichen) Steue-

1 So u.a. BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 22. Mai 2001 - 1 BvR 1512/97.
2 Siehe hierzu den ausführlichen Beitrag von Weiss, in: Wohnen im Ländlichen Raum. Wohnen für alle. S. 263ff.
3 Lucius Annaeus Seneca, römischer Philosoph, Naturforscher und Staatsmann.

rungsmöglichkeiten befasst. Als Grund-
lage dieser Steuerung enthält das Bauge-
setzbuch an verschiedenen Stellen Inst-
rumente, mit denen eine Aktivierung von 
Bauland erreicht werden kann, bzw. die 
der gemeinwohlorientierten Stadt und 
Gemeinde Zugriffschancen auf Grund-
stücke einräumen, die einer guten städ-
tebaulichen Entwicklung dienlich sind. 
Eine einfache Erkenntnis guten Städ-
tebaus lautet nämlich: Das Geheim-
nis zielführender städtebaulicher Projek-
te liegt häufig im Grundstückseigentum 
der Stadt oder Gemeinde. Eine Gemein-
de, die im Eigentum eines Grundstücks 
ist, kann dieses im Rahmen z.B. einer 
Konzeptvergabe2 und mit Bauverpflich-
tung weitergeben und dabei bei der kon-
kreten Ausgestaltung, z.B. eines Vor-
habens des sozialen und/oder bedarfs-
gerechten Wohnraums ein gewichti-
ges Wort mitreden. Oder sie kann selbst 
projektierend tätig werden, z.B. mit Hil-
fe von Förderprogrammen des Staates. 
Von dieser Prämisse geht auch der Bau-
gesetzgeber aus, da er sich sonst nicht 
mit entsprechenden Mechanismen zur 
Erlangung des gemeindlichen Grund-
stückseigentums bzw. der gemeindlichen 
Steuerung befasst hätte.
 
Eine zweite Erkenntnis in diesem Kon-
text lautet: Nur wer diese Instrumen-
te kennt, kann sie zur gebotenen Zeit 
rechtssicher zum Einsatz bringen und 

damit einen positiven Beitrag zur städte-
baulichen Entwicklung seiner Gemeinde 
leisten. Mit anderen Worten: „Wer den 
Hafen nicht kennt, in den er segeln will, 
für den ist kein Wind günstig.“3 Deshalb 
lohnt eine intensive Auseinandersetzung 
mit den zur Verfügung stehenden Inst-
rumenten. 

WELCHE INSTRUMENTE  
SIND ES ALSO?

Bauleitplanung nur nach Zwischener-
werb bzw. mit auferlegter Bauver- 
pflichtung. Veräußerung gemeindlicher 
Flächen nur mit Bauverpflichtung. 

Ein zentraler Pfeiler einer Baulückenver-
meidungs- und aktivierungsstrategie  
besteht mit Blick auf zukünftige Bau-
landausweisungen darin, diese nur noch 
vorzunehmen, falls die Gemeinde mittels 
gemeindlichem Zwischenerwerb oder 
städtebaulichem Zielbindungsvertrag  
sicherstellen kann, dass die zu entwi-
ckelnden Grundstücke mit einer vertrag-
lichen Bauverpflichtung versehen werden  
können. 

Einfach gewendet: Erlangt der zukünfti-
ge Grundstückseigentümer sein Grund-
stückseigentum von der Gemeinde, kann 
diese vertraglich fordern, dass potenti-
elle Käufer innerhalb einer angemesse-
nen Frist ein Wohnhaus zu errichten ha-

MATTHIAS SIMON
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ben. Bei einem Verstoß gegen eine sol-
che Bauverpflichtung besteht für die Ge-
meinde die Möglichkeit zur Ausübung 
eines vormerkungsgesicherten Wieder-
kaufsrechts um am Markt erneut nach ei-
nem Bauwilligen Ausschau zu halten. 

Sehr ähnlich gelagert ist der Fall bei der 
gemeindlichen Überplanung von Flächen,  
die nicht im Eigentum der Gemeinde  
stehen. Diesbezüglich sollte eine Ge-
meinde immer darüber nachdenken, eine 
solche nur vorzunehmen, wenn der plan-
begünstigte Grundstückseigentümer sich 
bereit erklärt, eine Bauverpflichtung in 
Form eines vormerkungsgesicherten An-
kaufsrechts einzugehen. Die Gemeinde 
sichert sich damit für den Fall der Nicht-
bebauung binnen einer bestimmten Frist 
das Recht, das Grundstück vom Eigen-
tümer zu erwerben, um es dann an einen  
Bauwilligen weitervergeben zu können. 
Bebauungspläne heißen Bebauungspläne, 
da sie auf Bebauung hin angelegt sind. 
Und Bebauungspläne sind dann aufzu- 
stellen, sobald uns soweit es (natürlich  
auch für eine alsbaldige Bebauung und 
Nutzung) erforderlich ist, siehe § 1 
Abs. 3 BauGB. Aus diesem Grund wird 
eine planbegleitende Bauverpflichtung in 
der Regel immer ein angemessener Re-
gelungsgegenstand eines städtebaulichen 
Vertrages sein. 

Zu empfehlen ist aus Gründen der 
Gleichbehandlung, der Transparenz, der 
Angemessenheit sowie aus Gründen ei-

4 Battis/Krautzberger/Löhr, Kommentar zum BauGB, § 25, Rn. 11

ner städtebaulich zielführenden und 
nachhaltigen Planung, ein solches Vor-
gehen zum Gegenstand eines gemeind-
lichen Grundsatzbeschlusses zur Bau-
landentwicklung zu machen. Eine derar-
tige, auch gemeinsam sachlich und fach-
lich erarbeitete Willensbildung durch das 
zuständige Beschlussgremium Gemein-
derat hat auch den positiven Effekt, dass 
sich auf Ebene der gemeindlichen Bau-
landentwicklungspolitik eine klare Ver-
lässlichkeitsgrundlage herausbildet, die 
der Gemeinde sowohl eine Argumenta-
tionsgrundlage gegenüber den Eigen-
tümern potentieller Baulandflächen, als 
auch ein Gleichbehandlungsschema bie-
tet.

PRAXISTIPP: Grundsatzbe-

schlüsse zur Baulandentwick-

lung schaffen Verlässlichkeit, 

Gleichbehandlung, Transparenz, 

Rechtssicherheit, sie stellen 

i.d.R. eine zeitnahe Bebauung 

sicher und sie schaffen bei den 

Gemeinderäten ein Bewusstsein 

darüber, dass die Planungsho-

heit in der Hand der Gemeinde 

liegt.

DAS ALLGEMEINE  
UND DAS BESONDERES  
VORKAUFSRECHT

Ferner sollte sich die Gemeinde frühzei-
tig eine Bild darüber verschaffen, wel-
che Möglichkeiten ihr die gemeindli-
chen städtebaulichen Vorkaufsrechtsre-
gelungen der §§ 24 und 25 BauGB bie-
ten. So wird das auf Ausübungsebene zu 
begründende Wohl der Allgemeinheit 
im Falle des allgemeinen Vorkaufsrechts 
nach § 24 Abs. 1 Nr. 6 BauGB bei ent-
sprechend substantiierter Vorbereitung 
regelmäßig auch dann vorliegen können, 
wenn die Gemeinde nachweisbar die 
Absicht hat, die Grundstücke in einem 
überschaubaren Zeitraum einer – nach-
gefragten und notwendigen – sozialge-
rechten Wohnnutzung zuzuführen.
Gleiches gilt für das Satzungsvorkaufs-
recht gemäß § 25 Abs. 1 BauGB. In den 
von § 25 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfassten 
Fällen, welche gerade auf den Baulücken-
schluss abzielen, ist das Begründungser-
fordernis regelmäßig bei Vorliegen eines 
dringenden Wohnbedarfs der Bevölke-
rung erfüllt. Eine nachweisbare „alsbal-
digen Durchführung“ (vgl. § 175 Abs. 2 
BauGB) braucht zum Zeitpunkt der  
Vorkaufsrechtsausübung hingegen nicht 
abschließend nachgewiesen werden, da 
zu diesem Zeitpunkt lediglich der zur  
Sicherung der späteren Bebauung (drin-
gender Wohnbedarf) beabsichtigte 
Grunderwerb zu rechtfertigen ist.4 

Erfüllbare tatbestandliche Anforderun-
gen stellt das Gesetz auch an das Sat-
zungsvorkaufsrecht in städtebaulichen 
Maßnahmegebieten gemäß § 25 Abs. 1 
Nr. 2 BauGB, welches auch für bebaute 
Grundstücke gilt. Und dies sowohl be-
züglich der Satzungserlassvoraussetzun-
gen als auch auf Ausübungsebene. Die 
Gemeinde kann demnach eine Vorkaufs-
rechtssatzung zur Sicherung einer geord-
neten städtebaulichen Entwicklung für 
Gebiete erlassen, in denen sie städtebau-
liche Maßnahmen in Betracht zieht. Der 
Begriff der städtebaulichen Maßnahme  
ist hierbei zwar weit zu verstehen.5 Es 
empfiehlt sich jedoch eine substantiier-
te Konkretisierung des Vorhabens bereits 
bei Satzungserlass. 

Sicherlich ist die Ausübung eines Vor-
kaufsrechts nicht für alle Gemeinden 
eine problemlose Option, da hierfür 
schließlich auch Geld in die Hand ge-
nommen werden muss. Dennoch lohnt 
sich die Kenntnis des Instrumentenkas-
tens, den das Baugesetzbuch den Ge-
meinden mit den Paragraphen 24 und 25 
bietet.

PRAXISTIPP: Die „Sollbruch-

stelle“ der Vorkaufsrechtsaus- 

übung ist in der Regel die not-

wendige Begründung des Wohls 

der Allgemeinheit. Hier ist 

Vorbereitung die halbe Miete. 

Vorkaufsrechtsausübungen die 

5 Siehe BVerwG, 14.04.1994 - BVerwG 4 B 70.94; Rn. 5.

zusätzlich konzeptionell (Rah-

menplan, ISEK, Bedarfsplanung 

für sozialen Wohnraum etc.) 

unterfüttert und begründet wer-

den können, werden regelmäßig 

„gerichtsfester“ sein. 

PRAXISTIPP: Existiert in ihrer 

Gemeinde ein Grundstück, dem 

der gesamte Gemeinderat eine 

zentrale Bedeutung für die ge-

meindliche Entwicklung zumisst, 

für das eine konkrete gemein-

wohlorientierte Planungsidee 

auf dem Tisch liegt und um 

dessen Erwerb sich die Gemein-

de seit langem bemüht? Dann 

sollte die Gemeinde für das 

betreffende Areal ernsthaft die 

Möglichkeit einer Satzung nach 

§ 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB prüfen. 

IM EINZELFALL: AUFHEBUNG 
VON BEBAUUNGSPLÄNEN

Ein weiteres Instrument, das im Einzel-
fall zur Reduzierung der Zahl brachlie-
gender Baugrundstücke führen kann,  
ist die Möglichkeit, einen seit Langem  
rechtskräftigen, aber nur teilweise oder 
überhaupt nicht vollzogenen Bebauungs-
plan aufzuheben oder teilweise zurück-
zunehmen. Der städtebauliche Miss-
stand, der mit der beschriebenen Bau-
lückenproblematik verbunden ist, die 

mangelnde Erforderlichkeit der ur-
sprünglichen Planung sowie das positive 
Planungsziel der Flächenschonung und 
der Innenentwicklung, werden bei ent-
sprechender Substantiierung hierfür re-
gelmäßig die notwendige städtebauliche 
Begründung liefern können. Natürlich ist 
im Fall des Rückgriffs auf dieses schar-
fe Schwert des Bauplanungsrechts streng 
darauf zu achten, ein formell- und ma-
teriell- rechtlich einwandfreies Bebau-
ungsplanaufhebungs- oder –änderungs-
verfahren durchzuführen. So muss die 
Planung, einschließlich der neuen Nut-
zungsmöglichkeit, städtebaulich erfor-
derlich sein und darf keinen Strafpla-
nungscharakter aufweisen. Auch ist es 
von zentraler Bedeutung, die Entschädi-
gungsregelungen der §§ 39 ff BauGB so-
wie den Beginn der in § 42 Abs. 2 BauGB 
genannten Frist im Blick zu haben. Aller-
dings stellen diese Anforderungen bei 
langjährig ungenutzt Bebauungsplan-
flächen, die ggf. unerschlossen und zer-
siedelnd in den Außenbereich ragen,  
keine unüberwindbaren Hürden, bei-
spielsweise für eine städtebaulich nach-
vollziehbare Arrondierung dar. 

PRAXISTIPP: Das Ziel der 

Innenentwicklung, das Ziel der 

Flächenschonung im Außenbe-

reich, die aufgrund mangelndem 

Eigentümerinteresse fehlende 

Realisierungsperspektive sowie 

das Ziel bestehende Baulücken-
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potentiale schließen zu wollen, 

können städtebauliche Begrün-

dungen darstellen, die einen 

Aufstellungsbeschluss rechtfer-

tigen können, der ein Verfahren 

über die Aufhebung eines Be-

bauungsplanes einleitet. Jeder 

Fall ist jedoch einzeln zu prüfen.

ÄNDERUNG VON  
FLÄCHENNUTZUNGSPLÄNEN

In logischer Anknüpfung an einen ge-
meindlichen Grundsatzbeschluss, wo-
nach aus den städtebaulichen Gründen  
der strengen Bedarfsorientierung, der 
Nachhaltigkeit und der notwendigen 
Wohnraumschaffung zukünftige Bau-
landentwicklungen nur noch vorgenom-
men werden, wenn diese von einer kon-
kreten Realisierungsperspektive getragen 
werden, sollte auch die Änderung kon-
kreter Flächennutzungsplandarstellun-
gen Teil einer nachhaltigen Baulandent-
wicklungsstrategie sein. 

Wenn eine Gemeinde demnach in einem 
gemeindlichen Baulandentwicklungsbe-
schluss zu dem Ergebnis gelangt, dass 
Bauland zukünftig prioritär auf eigenen 
Flächen erfolgen soll, oder – soweit das 
nicht möglich ist – private Flächen nur 
bei Vereinbarung einer Bauverpflichtung 
einer Überplanung zugeführt werden,  
so ist es nur logische Konsequenz eines 
solchen Beschlusses, auf Flächen ohne 
eine derartige Realisierungsperspekti-
ve die Darstellung für Bauflächen wieder 
zurückzunehmen. 

Eine solche langfristige Ortsplanungs-
strategie sollte freilich immer von ganz-
heitlichen Konzepten getragen sein. 
Doch in jedem Fall bietet auch die Ebene 
des Flächennutzungsplanes große Chan-
cen zur nachhaltigen Impulssetzung  
betreffend die Aktivierung von Wohn-
bauland. Und auch eine aktive Flächen-
nutzungsplanung schafft im Gemeinde-
rat und bei den Grundstückseigentümern 
ein Bewusstsein dafür, dass Bauleitpla-
nung der Ortsentwicklung zu dienen hat 
und die Gemeinde hierbei das Heft des 
Handelns in der Hand hat. Zu zitieren ist 
in diesem Zusammenhang immer wie-
der § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB, der da lau-
tet: „Die Gemeinden haben die Bauleit-
pläne aufzustellen, sobald und soweit es 
für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist.“

PRAXISTIPP: Hinzuweisen ist in 

diesem Zusammenhang darauf, 

dass § 24 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

den Gemeinden ein Vorkaufs-

recht an unbebauten Flächen im 

Außenbereich einräumt, für die 

nach dem Flächennutzungsplan 

eine Nutzung als Wohnbaufläche 

oder Wohngebiet dargestellt ist.

DIE AKTIVIERENDE  
ÜBERPLANUNG  
DES BESTANDES

Eine weitere städtebauliche Strategie,  
die zur Aktivierung von Bestandsbau- 
lücken bzw. zur Nachverdichtung von 

untergenutzten Flächen führen kann ist 
die nachverdichtende, baurechtserhö-
hende und oftmals zukunftsorientier-
te Bauleitplanung im Bestand. Mit ande-
ren Worten: Dort wo durch einen alten, 
nicht mehr zeitgemäßen Bebauungsplan 
wenig Haus auf großem Grundstück  
zugelassen wird und sich eine entspre-
chende Bebauung als unwirtschaftlich 
darstellt, dort wo Kubaturen und fest- 
gesetzte Häusertypologien nicht mehr 
dem entsprechen, was von der nächsten 
Generation gewünscht wird und dort  
wo alte, nicht mehr zeitgemäße Bebau-
ungspläne eine Doppelhaus- oder einen 
Geschosswohnungsbaubebauung aus-
schließen, dort kann die Überplanung 
entsprechender Areale eine mobilisieren-
de Wirkung entfalten. 

So haben verschiedene Gemeinden mit 
baulückenbelasteten Bebauungsplänen 
berichtet, dass sich Lücke um Lücke ge-
schlossen hat, nachdem eine zeitgemä-
ße und moderne Überplanung des Pla-
nungsumgriffs vorgenommen wurde. 
Gleiches gilt für das ordnende planeri-
sche Eingreifen in Bereiche deren Bebau-
ung sich nach § 34 Abs. 1 des Baugesetz-
buchs richtet. So kann eine städtebaulich 
zielführende und eine das Ortsbild ernst 
nehmende Überplanung eines sich im 
Strukturwandel befindlichen Dorfkerns 
positive Effekte mit Blick auf die dort 
zukünftig entstehenden Gebäude, deren 
Maßstäblichkeit und damit die städte-
bauliche Qualität des Dorfkerns haben. 
Überlässt man den Strukturwandel hin-
gegen den freien Kräften des § 34 Abs. 
1 BauGB, so setzt man sich immer dem 

Risiko aus, den ursprünglichen Charakter 
des Dorfes preis zu geben. Aus diesem 
Grund sollte eine Ermittlung und Be-
wertung entsprechender Potentiale zwin-
gend Teil einer gemeindlichen Innenent-
wicklungs- und Ortskernvitalisierungs-
strategie sein.

PRAXISTIPP: Um sich als Ge-

meinde bei einer Bauleitplanung 

im Bestand durch „Wegplanung“ 

von Baurechten keiner Entschä-

digungspflicht auszusetzen, ist 

das Kernstück einer entspre-

chenden Bauleitplanung die ex-

akte Ermittlung und Bewertung 

bestehender Baurecht. 

PRAXISTIPP: Um die städte-

baulich qualitativ hochwertige 

Transformation von Dorfkernen 

entsprechend mitgestalten zu 

können, ist begleitend zu einer 

Bauleitplanung im Bestand auch 

der Erlass einer plansichernden 

Veränderungssperre nach § 14 

BauGB zu prüfen und ggf. zu 

vollziehen. 

6 BVerwG, Urteil vom 15.02.1990 - 4 C 41/87 (Münster).
7 Siehe ein entsprechendes Bescheidsmuster in: Kraus/Schindler/Smehyl, Der Bescheid im öffentlichen Baurecht, S. 178.

DAS BAUGEBOT DES  
§ 176 BauGB

Neben der oben beschriebenen notari-
ell zu vereinbarenden Bauverpflichtung 
kennt das Baugesetzbuch in § 176 BauGB 
auch ein öffentlich-rechtliches, mithin 
ein durch Bescheid auferlegtes Baugebe-
bot. So enthält § 176 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
tatsächlich folgenden Wortlaut:

„Im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans kann die Gemeinde den Eigentü-
mer durch Bescheid verpflichten, inner-
halb einer zu bestimmenden angemesse-
nen Frist  
1. sein Grundstück entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplans zu 
bebauen […]“

Zur Orientierung: Hierbei handelt es 
sich um den Mechanismus, der im Früh-
ling 2019 kommunalpolitisch und medial 
überregional in der Stadt Tübingen dis-
kutiert wurde. 

Zwar kann dieses städtebauliche Gebot 
im Einzelfall ein adäquates Mittel zur 
Aktivierung und damit zur Schließung 
einzelner Baulücken sein. Als Grund-
lage einer ganzheitlichen Baulücken-
schließungsstrategie im ländlichen Raum 
wird es jedoch wohl nicht die optima-
le Grundlage bieten können. So dürfte 
die bescheidsmäßige Verpflichtung eines 
einzelnen Grundstückseigentümers zur 

Errichtung eines privaten Wohnhauses 
ohne konzeptionelle Auswahlentschei-
dungsgrundlage, deren Feststellungen 
genau zu diesem Grundstück gelangen, 
gerade im ländlichen Raum regelmäßig 
an der subjektiven wirtschaftlichen  
Zumutbarkeit, der Gleichbehandlung, 
des Vorrangs der Freiwilligkeit und dem 
damit verbundenen Ultima-Ratio-Prin-
zip kollidieren.

Die häufig vorgetragenen Hürden, die 
auf dem Weg zu einem Baugebot nach 
§ 176 BauGB zu bewältigen sind, sollten 
jedoch nicht Anlass dafür sein, ein sol-
ches Vorhaben sogleich wieder ad-acta  
zu legen. Vielmehr kann es durchaus 
Einzelfälle geben, bei denen sich orts-
bildprägende Standorte in Gemeinden 
mit angespanntem Wohnraumangebot in 
der Hand von wirtschaftlich gut aufge-
stellten institutionellen Eigentümern be-
finden, die ein entsprechendes Grund-
stück lediglich aus monetären Moti-
ven nicht der Bebauung zuführen. Es gilt 
dann, ein mögliches Baugebot nach ei-
nem Blick in die Rechtsprechung6 opti-
mal und substantiiert vorzubereiten7. 

PRAXISTIPP: Wer sich mit 

dem Thema Baugebot nach 

§ 176 BauGB befasst, muss 

auch immer die Ultima-ratio 

des Baugebots im Blick haben 

und benennen. Diese formuliert 
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IM ERGEBNIS:  
EINSATZ IM BÜNDEL

Die Gesamtschau der dargestellten Ins-
trumente führt zu dem Ergebnis, dass 
eine integrierte und instrumentenba-
sierte Innenentwicklung dann erfolg-
reich ist, wenn das gebotene Instrument 
zur gebotenen Zeit zum Einsatz gebracht 
wird. Voraussetzung dafür ist, dass sich 
die Gemeinde Kenntnis über die Instru-
mente verschafft und sich ernsthaft vor-
behält, diese im jeweiligen Einzelfall zum 
Einsatz zu bringen. Siehe Grafik links.

PRAXISTIPP: Die Gemeinde 

sollte sich zu einer ganzheitli-

chen, aber eben auch instrumen-

tenbasierten Innenentwicklung 

entschließen und diese in einem 

Grundsatzbeschluss des Ge-

meinderats zusammenfassen. 

§ 1a Abs. 2 BauGB gibt hierfür 

die Linie vor.

BEISPIEL FÜR EINEN GRUND-
SATZBESCHLUSS ZUR INNEN-
ENTWICKLUNG

Die Gemeinde A-Dorf erstellt derzeit, 
unterstützt durch das Sachgebiet 34 der 
Regierung von Oberfranken, ein Inte-
griertes Städtebauliches Entwicklungs-
konzept. Im Rahmen dieses Konzeptes 
wurden die städtebaulichen und funktio-
nalen Analysen inzwischen, durchgeführt 
und präsentiert. Das ISEK hat für die 
Gemeinde eine stagnierende Einwohner-

entwicklung bei einem gleichzeitig sehr 
großen Innenentwicklungspotenzial er-
kannt. Der aktuelle Vitalitätscheck be-
rechnet für die Gemeinde A-Dorf rd. 
[…] ha Baulücken und rd. […] ha leerste-
hende Wohngebäude. Für weitere rd. […] 
ha wird ein Leerstandsrisiko festgestellt. 
Grundlegendes Ziel der Gemeinde ist es 
daher, die künftige Wohnbauentwicklung 
auf das bereits ausgewiesene Bauland zu 
lenken, Neuerschließungen möglichst zu 
vermeiden und insbesondere die Wohn-
funktion der Ortsmitte von A-Dorf und 
der Ortsmitte des Ortsteils Birkenfeld  
zu stärken. Die Vitalität der Ortsmit-
ten soll zudem durch Einrichtungen, die 
für Einheimische ebenso attraktiv sind 
wie für Touristen, gestärkt werden. Hier-
aus erwartet sich die Gemeinde auch eine 
Stärkung der lokalen Gastronomie und 
Gewerbetreibenden.

Der Gemeinderat der Gemeinde A-Dorf 
beschließt daher,

•  die Möglichkeiten zur Innenentwick-
lung und Nachverdichtung konsequent 
und vorrangig zu nutzen.

•  grundsätzlich und insbesondere am 
Hauptort A-Dorf sowie am Ortsteil C-
Dorf auf die weitere Ausweisung von 
Wohnbauland zu verzichten und die 
Wohnbaunachfrage auf bereits ausge-
wiesenes Bauland zu lenken.

•  die Aktivierung von bereits ausgewiese-
nem Bauland und von Baulücken durch 
eine gezielte Eigentümeransprache so-
wie durch den planmäßigen und lang-

fristigen Einsatz der Instrumente des 
Baugesetzbuchs (Bauverpflichtung,  
allgemeines Vorkaufsrecht, Vorkaufs-
rechtssatzung, Bauleitplanung im Be-
stand, Aufhebung von Bebauungsplä-
nen, Sanierungssatzungen) zu fördern. 

•  in den Ortsmitten bestehende Nach-
verdichtungspotenziale vorrangig für 
Wohnentwicklung zu nutzen. Soweit 
das möglich ist, will die Stadt entspre-
chende Flächen erwerben, ggf. teil-
räumliche Entwicklungskonzepte er-
stellen und die neu auszuweisenden 
Flächen anschließend auf der Grund-
lage dieser Konzepte mit Bauverpflich-
tung vermarkten bzw. entwickeln. 

•  auf Grundlage des ISEK ein zulässiges 
städtebauliches Sanierungsgebiet zu 
beschließen, um so, z.B. durch steuer-
liche Abschreibungsmöglichkeiten, zu 
privaten Investitionen zu motivieren. 

•  auf Grundlage des ISEK zu prüfen, ob 
und in welchem Umfang tatsächlich 
Bedarf an dem bereits bauleitplanerisch 
dargestellten Bauland besteht oder ob 
eine Rücknahme (auch auf Ebene des 
Flächennutzungsplans) angebracht und 
möglich ist. Dies betrifft insbesondere 
die Ortsrandlagen. 

•  neues Bauland erst nach Abarbeitung 
der vorgenannten Grundsätze, vorran-
gig auf eigenem Grund, sonst mit Bau-
verpflichtung, sowie kleinräumig, be-
darfsgerecht, unter Prüfung der Inf-
rastrukturfolgekosten, unter Beach-
tung des demographischen Wandels 

§ 176 Abs. 8 BauGB: „Kommt 

der Eigentümer der Verpflich-

tung nach Absatz 7 auch nach 

Vollstreckungsmaßnahmen auf 

Grund landesrechtlicher Vor-

schriften nicht nach, kann das 

Enteignungsverfahren nach § 85 

Absatz 1 Nummer 5 auch vor 

Ablauf der Frist nach Absatz 1 

eingeleitet werden.“

DIE STÄDTEBAULICHE  
SANIERUNGSMASSNAHME, 
DAS FÖRMLICH FESTGELEGTE 
SANIERUNGSGEBIET UND  
DIE SANIERUNGSSATZUNG

Unter dem Kapitel Besonderes Städte-
baurecht im Teil 1 der Städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahmen des Baugesetz-
buchs, siehe die §§ 136ff BauGB, fin-
det sich schließlich ein Satzungsinstru-
ment (Sanierungssatzung), mit dem eine 
Gemeinde in bestimmten Gebieten, die 
durch einen städtebaulichen Missstand 
geprägt sind, auf Grundlage einer inte-
grierten und ganzheitlichen städtebauli-
chen Untersuchung (vorbereitende Un-
tersuchung) bestimmte Rechtsfolgen 
herbeiführen kann, die zur Erreichung 
einer positiven städtebaulichen Entwick-
lung (Sanierung) des betreffenden Orts-
bereichs (förmlich festgelegtes Sanie-
rungsgebiet) beitragen. 

Die durch eine Sanierungssatzung her-
beigeführten Rechtsfolgen sind dabei 
vielgestaltig. Je nach gewähltem Verfah-
ren löst die Sanierungssatzung bestimm-

te Genehmigungspflichten für bauliche 
und eigentumsrechtliche Veränderun-
gen, ein Vorkaufsrecht auch für bebau-
te Grundstücke (siehe § 24 Abs. 1 Nr. 3 
BauGB) und steuerliche Absetzungs- 
vorteile für die sich im Satzungsum-
griff befindlichen Eigentümer aus. Aus 
diesem Grund geht dem Satzungser-
lass auch eine besondere Form der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung voran. Schließ-
lich knüpft die landesrechtlich geregelte 
Städtebauförderung in der Regel an das 
Vorliegen einer Sanierungssatzung an. 

Auch durch die Sanierungssatzung hat 
der Gesetzgeber dem Umstand und der 
Erkenntnis Rechnung getragen, dass der 
Schlüssel für eine Mobilisierung und  
Vitalisierung wichtiger Liegenschaf-
ten im Grundstückseigentum und in der 
gemeindlichen Mitsprache über dessen 
Verwendung liegt. Die Sanierungssat-

zung zeitigt insoweit verschiedene Wir-
kungen und fügt diese in einem Bündel 
zusammen. 

PRAXISTIPP: Die Experten zum 

Thema förmlich festgelegtes  

Sanierungsgebiet und Sanie-

rungssatzung finden die Städte 

und Gemeinden in den Regierun-

gen und den dortigen Sachgebie-

ten für Städtebauförderung. Der 

Grund hierfür ist einfach: Eine 

wirksame Sanierungssatzung ist 

in der Regel Grundlage dafür, um 

als Gemeinde in die Städtebau-

förderung zu gelangen. 

Gebotenes Instrument zur 
gebotenen Zeit

(Grundsatzbeschluss)

Bauverpflichtung 
(Vertrag)

Vorkaufsrecht

Aufhebung von 
Bebauungsplänen

Änderung von 
Flächennutzungs-

plänen
Bauleitplanung im 

Bestand

Baugebot 
(Bescheid)

Sanierungssatzung
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und möglichst flächennachhaltig aus-
zuweisen. 

•  im Rahmen der vorgenannten Strate-
gie in die Unterstützung der Städte-
bauförderung bzw. der Dorferneuerung 
zu gelangen. 

Die Gemeinde A-Dorf beschließt im 
Weiteren, die Umsetzung dieser Ziele in 
einem ersten Schritt durch die vorrangige 
Entwicklung der „Kirchwegbrache“ für 
Wohnnutzung, des ehemaligen Gemein-
schaftsbrauhauses für ortskernbelebende 
Nutzungen sowie des ehemaligen Gast-
hauses zum goldenen Lamm in C-Dorf 
für Wohnen oder Tourismus anzupacken. 
Diesbezüglich soll auch der Erlass ei-
ner Vorkaufsrechtssatzung geprüft wer-
den. Entsprechende Projektbeschreibun-
gen zur Aufnahme in die Förderinitiative 
„Innen statt außen“ liegen vor.

PRAXISTIPP: Überzeugen sie 

den gesamten Gemeinderat von 

einer ganzheitlichen, aber eben 

auch instrumentenbasierten 

Innenentwicklungsstrategie und 

gehen sie mit dem gesamten Ge-

meinderat in Klausur. Die Kennt-

nis der vorgenannten Instrumen-

te im gesamten Gremium macht 

Diskussionen zu einzelnen Fall-

konstellationen zielführender.

ZUSAMMENFASSUNG

Wie die Vielgestaltigkeit der erläuter-
ten Instrumente zeigt, kann eine instru-
mentenbasierte Strategie zur Behebung 
einer örtlichen Baulückenproblematik, 
zur Aktivierung zentraler Liegenschaf-
ten, zur Mobilisierung untergenutz-
ter Flächen und zur Sanierung wichtiger 
Ortsteile nur ganzheitlich und langfris-
tig ausgestaltet sein. Begleitet wird ein 
entsprechendes strategisches, integrier-
tes und ganzheitliches Innenenticklungs-
management selbstverständlich von poli-
tischen Elemente und Strategien, von Ei-
gentümeransprachen, von Förderanrei-
zen, von Bürgerbeteiligung, von privaten 
und öffentlichen Leutturmprojekten und 
von Öffentlichkeitsarbeit, was jeweils nur 
mittelbar Thema dieses Beitrags waren. 

Am Anfang jeglicher Strategie steht je-
doch immer die Situationsanalyse, das 
integrierte Städtebauliche Entwicklungs-
konzept, die vorbereitende Untersu-
chung, der Rahmenplan. All das sind im 
Ergebnis, wenngleich mit unterschiedli-
cher rechtlicher Verortung, Instrumente 
mit ähnlicher Zielsetzung: Der Ermitt-
lung und Bewertung der städtebaulichen 
Stärken und Schwächen meines Dorfes 
oder meiner Stadt, um daraus Strategien 
für eine gute (städtebauliche) Ortsent-
wicklung abzuleiten.

Hieran knüpft sodann die Anwendung 
der oben genannten Instrumente an rich-
tiger Stelle zur gebotenen Zeit. Die Um-
setzung erfordert jedoch in der Regel ei-
nen langen Atem. Und sie bedarf eines 

„Kümmerers“. Die Erfahrung zeigt über-
dies, dass Innenentwicklung und Orts-
kernvitalisierung nur in enger Abstim-
mung und Kommunikation mit dem 
Bürger gelingt. Deshalb gelingt Innen-
entwicklung und Ortskernvitalisierung 
zumeist dort, wo die Bürgermeisterin 
und der Bürgermeister das Thema zur 
Chefsache machen. 

Gelungene Beispiele, wie das der Ge-
meinde Schleching im bayerischen 
Achental zeigen aber auch, dass es sich 
lohnt, sich mit dem hier erläuterten Inst-
rumenten einer gelungenen Ortsentwick-
lung auseinanderzusetzen. Die Gemein-
de Schleching erhielt im Aktionspro-
gramm „Dorf Vital“ eine Auszeichnung 
in der Kategorie „Dörfer mit vielfältigen 
Ansätzen zur Vitalitätsverbesserung, mit 
weit fortgeschrittenen Entwicklungspro-
zessen und bereits umgesetzten Maß-
nahmen". Schleching setzte hierbei auf 
eine breite, integrierte Strategie, aber 
eben auch auf den Instrumentenkasten 
des Baugesetzbuchs.
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Weitere Informationen erwünscht?
Matthias Simon, matthias.simon@bay-gemeindetag.de

Mit der Novelle des BauGB vom 
4. Mai 2017 wurde mit § 13b Bau-

gesetzbuch (BauGB) eine Regelung zur 
Einbeziehung von Außenbereichsflä-
chen in das beschleunigte Verfahren ge-
schaffen, um dem prognostizierten Neu-
baubedarf von mindestens 350.000 Woh-
nungen pro Jahr in Deutschland schneller 
entsprechen zu können. Bebauungspläne 
nach § 13b BauGB können nur bis zum 
31. Dezember 2019 förmlich eingeleitet 
(und bis Ende 2021 abgeschlossen) wer-
den. Die Bundesregierung prüft derzeit, 
ob diese Befristung noch sachgerecht ist. 
Eine Evaluierung hierzu ist eingeleitet.

Weite Teile der Fachwelt und Verbän-
de stellen die erleichterte Form zur Ent-
wicklung von flächenfressenden Einfa-
milienhausgebieten an den Pranger. Bei 
weitem sei ein verantwortungsvoller Um-
gang mit dem Instrument 13b nicht fest-
zustellen1. Vor allem kleinere Kommu-
nen werden verdächtigt, ohne tatsächli-
chen Bedarf auf Vorrat zu hamstern und 
dieses Instrument zu missbrauchen. Es 
gäbe jedoch nur in den Verdichtungs-
räumen einen wirklich relevanten Bedarf. 
Zur Herleitung werden dabei großräumi-
ge Datengrundlagen wie z. B. Regionen 
oder Landkreis-Einstufungen2 verwen-
det. Die Aussagen sind in dieser Form zu 
grob und lassen sich nicht verallgemei-
nern. Selbst wenn dem so wäre, dürfte 
bei tatsächlich fehlendem Bedarf eine für 

1 Forbert/Hucke/Koch/Stelzl/Zemke (2019): Zwischen Wohnraummangel und Flächenschutz, in: PlanerIn 3/2019
2 PROGNOS (2017): Wohnraumbedarf in Deutschland und den regionalen Wohnungsmärkten

Umwelt und Natur nachteilige Flächen-
versiegelung trotz Bebauungsplan dann 
auch nicht eintreten. 

Unter den bösen Buben sticht das be-
liebte Einfamilienhausgebiet besonders 
hervor. Und die entstehen vor allem in 
den ländlichen Gebieten. Im Grunde ge-
nommen nachvollziehbar, denn die Po-
litik fordert seit Jahren, Altersvorsorge 
durch die Schaffung von Wohneigentum 
zu betreiben. Die düsteren Rentenpro-
gnosen nehmen zu, europaweit liegt die 
Eigenheimquote der Deutschen weit un-
ter dem Durchschnitt. Selbst wenn man 
eine Lenkung hin zu den Ballungszent-
ren und den verdichteten Wohnungsbau 
forcieren möchte: Die größeren Städ-
te können den Wohnraumbedarf durch 
Nachverdichtungen und Neubauvorha-
ben kaum bewältigen. Wer möchte ande-
rerseits in den ländlichen Gemeinden im 
dritten oder vierten Geschoss ohne Gar-
ten wohnen? Familien mit Kindern eher 
nicht, die „Verstädterung“ durch mehr als 
zwei- bis dreigeschossige Mehrfamilien-
häuser ist zudem bei den örtlichen Ent-
scheidungsträgern und auch den Bürgern 
vor Ort kaum vermittelbar. Leben im 
Einfamilienhaus mit Garten ist eine Ent-
scheidung, die viele Bürger eigenverant-
wortlich und wohlüberlegt nach den ei-
genen, individuellen Bedürfnissen tref-
fen. Es ist zwischenzeitlich bekannt, dass 
die Stressfaktoren in den Städten direkt 

nachteilige Auswirkungen auf die Ge- 
sundheit mit sich bringen. Die Zunah-
me der Lebenserwartung der Menschen 
in den OECD-Mitgliedsländern flacht 
bereits ab. Es wäre auch klimapolitisch 
falsch, jegliche unbebaute Grünfläche 
in den Städten zu versiegeln. Sobald wir 
endlich eine klimaneutrale Antriebstech-
nik für alle unsere Verkehrsmittel errei-
chen, sollte auch der Individualverkehr 
auf dem Land kein umweltpolitisches 
Problem mehr sein. 

In der Diskussion zum 13b wäre es auch 
dringend erforderlich, zwischen Einzel-
häusern und Einfamilienhäusern kor-

Text Dipl.Ing. (FH) Bernhard Bartsch 

BEBAUUNGSPLÄNE NACH § 13b BauGB
VERANTWORTUNGSVOLLER UMGANG ODER MISSBRAUCH DURCH „BEVORRATUNG“?
ERFAHRUNGSBERICHT AUS DER (KOMMUNALEN) PLANUNGSPRAXIS 

DIPL. ING. (FH)  
BERNHARD BARTSCH
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wurden die Umweltbelange ermittelt und 
bewertet, in zwei Plänen fand eine for-
melle Umweltprüfung statt. Die arten-
schutzrechtlichen Belange wurden in al-
len Plänen bearbeitet. 80 Prozent aller 
Plangebiete war bisher landwirtschaftlich 
als Acker oder Intensivgrünland genutzt. 
Zwei Gebiete wurden als Gärten oder ex-
tensives Grünland genutzt, ein Baugebiet  
entstand auf einer bisherigen Nadel-
waldfläche mit Zuordnung einer Ersatz-
aufforstungsfläche. Alle anderen Bebau-
ungspläne wurden ohne Anwendung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung, jedoch mit Grünordnungsplänen 
aufgestellt. Bei einer vergleichenden An-

rekt zu unterscheiden.3,4 Letztere lassen 
sich in einem Bebauungsplan nicht fest-
setzen. Und bei Einzelhäusern wird nur 
bei städtebaulichen Gründen die Zahl 
der Wohnungen in Wohngebäuden be-
grenzt. Der Grund, warum in den meis-
ten Baugebieten nach 13b Einfamilien-
häuser entstehen ist einfach erklärt: Die 
große Nachfrage. Verdichtete Baugebie-
te und Geschosswohnungen werden in 
ländlichen Gemeinden (auch zur Alters-
vorsorge) kaum nachgefragt. Nach die-
sen Wohnbedürfnissen der Bevölkerung 
zu planen (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB), ist 
Aufgabe der Kommunen und Planer. Zu 
erziehen ist die Aufgabe anderer. Wenn 
sich Lehre und Forschung mit der Fra-
ge nach verantwortungsvollem Umgang 
des 13b befassen, sollten auch Analysen 
aus der Praxis zur Entscheidung über die 
Zukunft der wilden 13 ergänzt werden. 
Nicht hilfreich jedenfalls ist der Rück-
griff auf Untersuchungen von nur zwei 
rechtskräftigen 13b-Plänen.4 Nur auf eine 
Internetrecherche zu setzen, ist ein erster 
Ansatz, der jedoch ohne genaue Kennt-
nisse der örtlichen Gegebenheiten kei-
ne ausreichend fundierte Schlussfolge-
rung zulässt.

Seit Einführung des 13b hat das Pla-
nungsbüro Bartsch Stadtplanung und 
Landschaftsarchitektur 10 Pläne fertig-
gestellt, vier sind noch im Aufstellungs-
verfahren, für einen Plan besteht derzeit 
nur ein Aufstellungsbeschluss. Bearbei-

3 Schmauck/Tautenhahn (2019) in Natur und Landschaft 8/2019
4 Olesch (2019): Paragraf 13b BauGB in: PlanerIn 1/2019

tet wurden insgesamt 15 Pläne für 11 ver-
schiedene Kommunen. Jeweils 5 Kommu-
nen liegen in den Landkreisen Regens-
burg und Neumarkt in der Oberpfalz, 
eine Kommune im Landkreis Tirschen-
reuth. Die durchschnittliche Gemein-
degröße beträgt 9.000 Einwohner. Der 
durchschnittliche Geltungsbereich um-
fasst ca. 2,6 ha, die durchschnittliche, 
geschätzte Parzellenanzahl beträgt 26. In 
keinem der bearbeiteten Bebauungsplä-
ne sind Mehrfamilienhäuser (durch Be-
schränkung auf nur eine Wohnung pro 
Wohngebäude) ausgeschlossen. Alle Be-
bauungspläne sehen Einzel-oder Dop-
pelhäuser in offener Bauweise vor. Nur 
in zwei der 15 Pläne sind mehr als zwei 
Vollgeschosse zulässig. Drei der Bauge-
biete sind bereits voll erschlossen, zwei 
weitere befinden sich im Bau. Für 8 Bau-
gebiete steht die Erschließung dem-
nächst an, für ein Baugebiet begann ein 
Umlegungsverfahren, ein Baugebiet be-
findet sich erst im frühen Planungsstadi-
um des Bebauungsplanes. Auf Vorrat ge-
plant wurde nicht. Wie sieht es aber mit 
der Realisierung der dringend benötig-
ten Bauparzellen aus? Zwei Drittel der 
Parzellen sind entweder bebaut, bereits 
mit Bauzwang verkauft oder verbindlich 
reserviert. Ein Drittel der Parzellen sind 
noch nicht verkauft oder reserviert. Für 
alle (100 Prozent) der Baugebiete erfolg-
te eine Bedarfsprognose auf Grundla-
ge statistischer Daten sowie der Berück-
sichtigung verfügbarer Innenentwick-

lungspotentiale. 73 Prozent der befragten 
Kommunen gaben an, dass weiterhin die 
Nachfrage höher ist als das Angebot an 
Wohnbauland. Bei nur zwei Kommunen 
bestehen innerörtliche Baulücken im Ei-
gentum der Gemeinde, die aus verschie-
denen Gründen jedoch nicht verkauft 
werden können. Eine Kommune machte 
keine Angabe hinsichtlich der Nachfra-
ge. Zu bestätigen ist die Kritik, es gäbe 
häufig genügend Baulücken in den Ge-
meinden, die Pläne nach 13b ausweisen. 
Entscheidend für die Praxis ist, ob die-
se Baulücken auch tatsächlich zur Verfü-
gung stehen. Die Instrumente zur Akt-
vierung sind nach wie vor zu stumpf. 
Auch bei gutem Willen, Nachverdich-
tungsmanagement und sonstigen An-
strengungen bleibt festzustellen: Eigen-
tum ist ein hohes Gut, Enteignung ein 
fragwürdiges Mittel. Die Forderung nach 
privater Altersvorsorge und Eigentums-
bildung sollte auf kommunaler Ebene 
unterstützt und nicht behindert werden. 
Immerhin gaben alle 11 befragten Kom-
munen an, bei Verlängerung des § 13b 
auch zukünftig Bebauungspläne auf die-
ser Grundlage aufstellen zu wollen. Bei 
den Anwendern besteht offensichtlich 
ein großer Bedarf für eine Verlängerung.

Ein häufiger Kritikpunkt zum § 13b ist 
die weitgehend unzureichende Ausein-
andersetzung mit den Umweltbelangen. 
Dies kann für die 15 analysierten Pläne 
nicht bestätigt werden. In allen Plänen 

Lage der Landkreise in Bayern Bevölkerungsprognose bis 2037 aller Gemeinden  

unter 10.000 Einwohner
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wendung der (für Bauleitpläne nicht an-
zuwendenden) bayerischen Kompensa-
tionsverordnung stellte sich heraus, dass 
gegenüber dem Ausgangszustand insbe-
sondere bei Ackerflächen ein Zuwachs an 
Biotopwertpunkten zumindest für das 
Schutzgut Arten und Lebensräume unter 
Berücksichtigung der jeweils festgeleg-
ten Grundflächenzahl und der grünord-
nerischen Festsetzungen nach Realisie-
rung der Baugebiete zu prognostizieren 
war. Somit stellt sich auch die Frage, ob 
die Nichtanwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung bei kleinen 
Gebieten hinsichtlich der Arten und Le-
bensräume eine wesentliche Verschlech-
terung gegenüber Bebauungsplänen im 
Regelverfahren zur Folge hat, wenn über-
wiegend landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen überplant werden. 

Nur zwei Bebauungspläne (13 Prozent) 
wurden im beschleunigten Verfahren mit 
nur einer Auslegung abgeschlossen, für 
alle anderen Pläne (87 Prozent) erfolgte 
(bzw. ist geplant) ein 2-stufiges Regel-
verfahren mit frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Fachbehörden. 
Eine ausreichende, frühzeitige Einbin-
dung der Bürger sowie der anerkannten 
Naturschutzverbände war somit weitge-
hend sichergestellt. Bei allen Plänen fand 
eine förmliche öffentliche Auslegung 
nach § 3(2) bzw. § 4(2) BauGB statt.  
40 Prozent der Baugebiete waren bereits 
bisher im Flächennutzungsplan als Bau-
flächen dargestellt, 60 Prozent der Ge-

5 Bayer. Landesamt für Statistik (2019), Demographiespiegel für bayerische Kommunen

biete waren im Flächennutzungsplan bis-
herige Außenbereiche. Durch den direk-
ten Anschluss der Baugebiete an im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteile kann für 
alle Baugebiete eine geordnete städte-
bauliche Entwicklung sichergestellt wer-
den.

SCHLUSSFOLGERUNG

Eine fachlich fundierte Analyse zum ver-
antwortungsvollen Umgang mit dem 
§ 13b ist schwierig. Zum einen ist die 
verfügbare Anzahl bereits realisierter  
Baugebiete aufgrund des kurzen An-
wendungszeitraumes gering. Zum ande-
ren ist es erforderlich, gerade hinsicht-
lich des Wohnraumbedarfes statt der Be-
wertungsebene Region oder Landkreis 
eine exaktere Analyse in den jeweiligen 
Kommunen durchzuführen. Die genera-
lisierte Aussage, vor allem kleinere Kom-
munen in den ländlichen Gebieten wür-
den ohne Bedarf auf Vorrat planen, kann 
so nicht gehalten werden. In den Land-
kreisen Neumarkt/Opf. und Regensburg 
wird immerhin für 76 - 83 Prozent aller 
ländlichen Gemeinden unter 10.000 Ein-
wohnern ein Einwohnerzuwachs in den 
nächsten Jahrzehnten prognostiziert.5

Fehlende Auseinandersetzung mit Um-
weltbelangen, unzureichende Begrün-
dungen zu Bedarf und Vorrang der In-
nenentwicklung dürften wohl weniger an 
Missbrauchsabsichten der Kommunen, 
sondern vielmehr an der Qualifikati-

on der beauftragten Planverfasser liegen. 
Bayern als Bundesland mit überdurch-
schnittlich hohen Wachstumsraten bei 
Bevölkerung und Baulandentwicklung 
verfügt leider nach wie vor über keinen 
vollständigen Stadtplaner-Studiengang. 
Zur Qualitätssteigerung wäre zudem  
die Einführung einer Bauvorlagenbe-
rechtigung für Bauleitpläne hilfreich.

Die Wohnraumnachfrage und somit  
der Bedarf zur schnellen Entwicklung 
von Wohnbauland ist auch außerhalb  
der Ballungszentren vielerorts hoch. Alle 
befragten Kommunen gaben an, auch 
weiterhin die Möglichkeiten des § 13b 
nutzen zu wollen. Sollte die zeitliche  
Befristung nicht verlängert werden, dürf-
ten somit auch weiterhin im Rahmen  
von „regulären“ Bebauungsplänen Flä-
chen an den Ortsrändern umgewidmet  
werden, sofern den Kommunen kei-
ne wirksameren Instrumente zur Akti-
vierung von Baulücken erhalten. Es sei 
denn, Obergrenzen bei Zuzug oder Flä-
chenverbrauch zwingen die bedarfsori-
entierte Wohnbauentwicklung als Aufga-
be der kommunalen Planungshoheit zur 
Vollbremsung.

WEITERE INFORMATIONEN
Dipl. Ing. (FH) Bernhard Bartsch

freiberuflicher Stadtplaner  

und Landschaftsarchitekt

www.b-bartsch.de

Der Ausschuss für Kommunale Fra-
gen, Innere Sicherheit und Sport hat 

für den 13. November 2019 eine Exper-
tenanhörung zum Thema Bedrohungs-
lage von Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitikern in Bayern beschlos-
sen. Hierzu wurde ein Fragenkatalog 
entwickelt der dazu dienen soll, straf-
rechtlich relevante Anfeindungen gegen-
über kommunalen Amts- und Mandats-
trägern zu erfassen. Daneben soll es auch 
darum gehen zu beleuchten, ob und in-
wieweit auch unterhalb der Grenze der 
Strafbarkeit die Hemmschwellen gesun-
ken sind und Kommunalpolitikerinnen 
bzw. Kommunalpolitiker angefeindet, 
belästigt oder beleidigt werden. Die Fra-
genblöcke befassten sich mit den The-
men Entwicklung, Ursachen, Hate speech 
und sonstige Angriffe im Internet, Frau-
en in der Kommunalpolitik, Auswirkun-
gen auf die Demokratie vor Ort in den 
Kommunen, Strategien, Konzepte und 
Lösungen, Rolle und Verantwortung des 
Freistaats Bayern. Vom Ausschuss war es 
auch gewünscht, dass die kommunalen 
Spitzenverbände sich an der Anhörung 
beteiligen. Der Bayerische Gemeinde-
tag hat als Sachverständigen den zustän-
digen Referenten der Geschäftsstelle, 
Hans-Peter Mayer, benannt. Im Vorfeld 
wurde eine schriftliche Stellungnahme 
zu den gestellten Frageblöcken und Fra-
gen abgegeben, die im Folgenden abge-
druckt wird:

Zu den Fragenblöcken und Fragen neh-
men wir auf der Basis unserer Beratungs-
erfahrung Stellung. Empirische Untersu-
chungen haben wir nicht vorgenommen, 

ebenso wenig haben wir Daten zur vor-
liegenden Thematik erhoben. Wir bit-
ten um Verständnis, dass wir im Regel-
fall konkrete Namennennungen bzw. 
die Nennung von Gemeinden nicht vor-
nehmen können, da die mit uns geführ-
ten Beratungsgespräche unter dem Sie-
gel der Verschwiegenheit stattfinden. Wir 
werden somit unsere Erfahrungen inso-
weit abstrahieren und allgemein darstel-
len. Hierfür bitten wir um Verständnis. 
Selbstverständlich stehen wir aber dem 
Ausschuss mit unserem Erfahrungswis-
sen gerne umfassend zur Verfügung. 

1. ENTWICKLUNG

Im Bereich der Beratungspraxis des  
Bayerischen Gemeindetags werden kei-
ne statistischen Daten zur konkreten  
Bedrohungslage von Kommunalpolitike-
rinnen und Kommunalpolitikern erho-
ben. Festzustellen ist jedoch, unter Zu-
grundelegung eines 20jährigen Beobach-
tungszeitraums, dass die Bedrohungslage 
in den letzten Jahren subjektiv zugenom-
men hat. Wobei festzustellen ist, dass es 
erst in den letzten Monaten gelungen ist, 
die Thematik in den Fokus der Öffent-
lichkeit zu rücken. Im Zuge der verstärk-
ten Berichterstattung, aber auch der Dis-
kussion auf unterschiedlichsten Ebenen, 
hat erstmalig eine Reihe von Kommunal-
politikern den Mut gefunden, über ihre 
Erfahrungen und Erlebnisse, wenn auch 
überwiegend im anonymen Rahmen, zu 
berichten. Insoweit dürften auch die in 
der schriftlichen Anfrage vom Bündnis 
90/Die Grünen zur Thematik „Angriffe  
auf Kommunale Mandats- und Funkti-

onsträger in Bayern“ genannten Zahlen 
nur die Spitze des Eisbergs darstellen, da 
eine Vielzahl von Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitikern regelmä-
ßig aus unterschiedlichsten Gründen auf 
eine Anzeige verzichtet. 

Nach unserer Einschätzung hat sich die 
Situation für Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker qualitativ und 
quantitativ dahingehend verändert, dass 
die Bedrohungslagen sich heute vielfäl-
tiger gestalten als noch vor 20 Jahren. 
Während vor 20 Jahren die Beschimp-
fung und Bedrohung entweder im Rah-
men von unmittelbaren Kontakten statt-
fanden bzw. auf dem Weg anonymer 
Schreiben geäußert wurden, stehen heu-
te vielfältigste Kommunikations- und 
Handlungswege zur Verfügung, nicht 
zuletzt über alle denkbaren Kanäle elek-
tronischer Kommunikation. Wenngleich 
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direkte körperliche Angriffe immer noch 
die Ausnahme darstellen, haben Pöbe-
leien, Beleidigungen, herabwürdigen-
de Äußerungen, Einschüchterungen, Be-
drohungen, aber auch Verunglimpfungen 
deutlich zugenommen. 

So werden regelmäßig heute drastischere 
Begrifflichkeiten und Schmähungen ver-
wendet, als dies noch vor Jahren vorstell-
bar und denkbar war. So geht es nicht 
mehr nur darum, mit seinen Äußerun-
gen die Ablehnung von politischen Ent-
scheidungen oder Projekten zu bekun-
den, sondern die betroffene Person un-
mittelbar verbal herabzuwürdigen, zu 
verletzen, zu erniedrigen. Und dies mit 
der ganzen Bandbreite von Verbalinju-
rien, aber auch bildlichen Darstellun-
gen und verfremdenden Bild- und Ton-
sequenzen mit dem Ziel, die kommuna-
len Mandatsträger einerseits der Lächer-
lichkeit preis zu geben, andererseits sie 
damit aber auch gezielt einzuschüchtern. 
Dabei werden die unterschiedlichen zur 
Verfügung stehenden Kanäle gezielt und 
bewusst eingesetzt um eine möglichst 
große Breitenwirkung zu erzeugen. Die 
betroffenen Personen fühlen sich diesen 
„Angriffen“ im Regelfall schutzlos aus-
gesetzt und mit den hieraus resultieren-
den Folgen überfordert. 

Ursache für solche Aktionen ist nur im 
Ausnahmefall politisch motivierte Kri-
minalität, unabhängig ob sie von rechts 
oder links kommt, sondern sind regel-
mäßig Projekte und Entscheidungen, 
die tagtäglich auf kommunaler Ebene zu 
treffen sind. Auch die Rolle als kommu-

naler Mandatsträger, der regelmäßig für 
die Bürger vor Ort unmittelbar erreich-
bar ist, ist Ursache dafür, auch für po-
litische Themen der Landes-, Bundes- 
oder europäischen Ebene als Vertreter 
des „Systems“ verantwortlich gemacht zu 
werden. Gleichwohl waren gerade in der 
Hochphase der „Flüchtlingskrise“ auch 
politisch motivierte Straftaten Gegen-
stand der Bedrohungslage. Im Übrigen 
gehören auch sogenannte Reichsbürger 
und Selbstverwalter in Einzelfällen zum 
„Täterkreis“. 

Die Bandbreite der Maßnahmen reicht 
von Drohanrufen, Flugblättern, Wurf-
zetteln, Sprühaktionen an Garten- und 
Hausmauern, Sachbeschädigungen an 
Haus, Auto usw., Beschimpfung und 
Herabwürdigungen sowie vom Aufruf zu 
Gewalt und Widerstand über soziale Me-
dien bis hin zur Vergiftung von Haustie-
ren, dem Auslassen von Weidevieh und 
in Einzelfällen, zu körperlichen Übergrif-
fen. Solche Bedrohungslagen wirken im 
Regelfall auch in das soziale Umfeld hin-
ein und betreffen damit auch Angehöri-
ge, wie z.B. Kinder usw. Es geht also bei 
den Bedrohungslagen nicht nur, aber vor 
allem auch um Tätigkeiten im virtuellen 
Raum, in der Anonymität des Internets, 
das die Verbreitung solcher Taten ermög-
licht und erleichtert. 

Aus unserer Sicht wäre natürlich eine 
konkretere statistische Erfassung durch-
aus wünschenswert. Wichtiger wäre je-
doch, dass Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker vor Ort durch Po-
lizei und Staatsanwaltschaften die not-

wendige Unterstützung erfahren, dass 
zentrale Anlaufstellen geschaffen werden, 
bei denen neben der konkreten Aufnah-
me und Erfassung solcher Bedrohungs-
lagen auch konkrete Hilfestellung ge-
währt wird. 

Wer Hassbotschaften, Einschüchterungs-
versuche, vielleicht auch konkrete An-
griffe erlebt hat, kann sich vorstellen, 
dass dies nicht nur Auswirkungen auf  
das eigene persönliche Verhalten hat, 
sondern sich regelmäßig Auswirkungen 
für das Privatleben ergeben. Durch sol-
che Ereignisse wird gezielt eine Verun-
sicherung bezweckt, die sehr wohl dazu 
führt, zu überlegen, welche Termine man 
wahrnimmt, wo man sein Auto parkt, 
welcher Heimweg genommen wird, wie 
die eigenen Angehörigen geschützt wer-
den können bzw. welche Dinge die eige-
nen Angehörigen für eine gewisse Zeit, 
manchmal auch über längere Zeiträume, 
zu unterlassen haben. In manchen Fäl-
len zielt die Rufschädigung auch darauf 
ab, die betroffene Person in ihrem beruf-
lichen Umfeld zu diskreditieren und ihr 
dabei einen Schaden zuzufügen. 

Die Reaktionen der Betroffenen sind 
höchst unterschiedlich. Während einzel-
ne Kommunalpolitikerinnen und Kom-
munalpolitiker versuchen, selbst mit der 
Situation fertig zu werden, nutzen ande-
re Beratungsangebote, auch der kommu-
nalen Spitzenverbände, oder aber in ih-
rem persönlichen Umfeld. Nicht in allen 
Fällen kommt es zu einer Anzeige der Ta-
ten, insbesondere wenn es sich um Straf-
taten im Bereich der §§ 185 ff. StGB oder 

§ 241 StGB handelt. Je nach Art des an-
gezeigten Delikts kam es nur in Einzel-
fällen zu Verurteilungen. Häufig konnten 
jedoch die konkreten Täter nicht ermit-
telt werden, oder aber, es wird entweder 
durch die Staatsanwaltschaften ein Er-
mittlungsverfahren wegen Beleidigung, 
übler Nachrede usw. gar nicht eingelei-
tet, oder es kommt dann im laufenden 
Verfahren zu keiner Verurteilung. Kon-
krete strafrechtliche Konsequenzen stel-
len nach wie vor den Ausnahmefall dar. 

Nach unserer Einschätzung und Bera-
tungserfahrung müssen wir leider fest-
stellen, dass die Hemmschwelle zur Be-
gehung von Taten wie Beleidigungen,  
Pöbeleien, Bedrohungen, körperliche 
Angriffe usw. in den letzten Jahren sich 
spürbar gesenkt hat. Dies hängt mit ge-
samtgesellschaftlichen Veränderungen  
genauso zusammen wie mit der Frage,  
welche Wertschätzung kommunalen 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern  
bei der Ausübung ihres Amtes zuteil 
wird. Dass eher und früher Maßnahmen 
ergriffen werden, die die oben genann-
ten Bedrohungslagen erzeugen, rührt 
auch daher, dass heute breitere und viel-
fältigere Möglichkeiten auch technischer 
Art bestehen, solche Bedrohungslagen zu 
schaffen. Eine Veränderung der Gesell-
schaft ist auf jeden Fall feststellbar. Ob 
der Begriff Verrohung das Phänomen in 
seiner ganzen Bandbreite und Tragweite 
zutreffend wiedergibt, sei dahingestellt. 

Fakt ist jedoch, dass Begriffe wie Respekt 
vor einem Amt, Wertschätzung oder aber 
ein Ringen um die beste Lösung für die 

Gemeinschaft vor Ort nicht mehr in glei-
cher Weise im Vordergrund stehen wie 
der eigene Vorteil, das Verhindern eines 
vermeintlich gefühlten eigenen Nach-
teils. Nicht mehr das Gemeinwohlinter-
esse leitet das Handeln, sondern das Ein-
zelinteresse, die Individualisierung des 
Einzelnen wird immer mehr als Leit-
bild ins Zentrum eigener Wertmaßstä-
be gerückt. Im Vordergrund steht allein 
die Betrachtungsweise, was dient, hilft 
mir, oder gereicht mir zum Nachteil und 
nicht, was ist für das Gemeinwesen, egal 
auf welcher Ebene, die richtige, die ge-
eignetste, die beste Lösung. Dies kumu-
liert zum Schluss darin, die auf kommu-
naler Ebene Verantwortlichen für alles 
verantwortlich zu machen, was in der in-
dividuellen Betrachtung eine Verschlech-
terung oder Einschränkung darstellt. 

Fazit: Ja, die Bedrohungslage hat sich 
zumindest subjektiv deutlich gegen-
über den früheren Jahren verändert, 
wenngleich auch für die Vergangenheit 
eine erhebliche Dunkelziffer nicht aus-
geschlossen werden kann. Die Bedro-
hungslagen sind nicht alle politisch mo-
tiviert, sondern resultieren auch aus ei-
ner vermeintlichen Verschlechterung/
Benachteiligung der eigenen Situati-
on, eines sich ungerecht behandelt Füh-
lens. Dabei wird eine ganze Bandbrei-
te von Bedrohungslagen geschaffen, die 
weit über die rein verbale Attacke hin-
ausgeht. Kommunale Mandatsträgerin-
nen und Mandatsträger fühlen sich häu-
fig in dieser Situation alleine gelassen, 
hilflos. Dies gilt umso mehr, wenn nicht 
nur sie, sondern auch ihr soziales Um-

feld hiervon unmittelbar betroffen wer-
den. Die strafrechtlichen Möglichkeiten 
werden als nicht weitreichend genug an-
gesehen, um tatsächlich einen konkre-
ten Schutz darstellen zu können. Ursa-
che hierfür sind neben gesellschaftlichen 
Entwicklungen auch die sich bietenden 
technischen Möglichkeiten, die Rolle 
der Medien und die Frage, wie im Alltag 
Konfliktlösung vorgelebt wird.

2. URSACHEN

Unter Bezugnahme auf die bei 1. ge-
machten Ausführungen trugen selbstver-
ständlich unter anderem gesellschaftliche 
Veränderungsprozesse mit dazu bei, dass 
Anfeindungen und Bedrohungslagen ge-
gen kommunalpolitische Mandatsträge-
rinnen und Mandatsträger grundsätzlich 
gesellschaftsfähig geworden sind. Da sie 
insbesondere regelmäßig aus der Anony-
mität heraus begangen werden, brauchen 
die Handelnden auch mit einer Sankti-
onierung durch die Gesellschaft im Re-
gelfall nicht zu rechnen. Die Komplexität 
heutiger Lebensverhältnisse, aber auch 
politischer Prozesse machen es für den 
einzelnen immer schwieriger, die jeweils 
zugrundeliegenden Zusammenhänge zu 
erkennen und zu bewerten. 

Somit findet in vielen Fällen eine Fokus-
sierung auf den eigenen unmittelbaren 
Lebensraum statt, der in der Kommune 
vor Ort erlebt wird. Insoweit kumuliert 
sich die Unzufriedenheit mit der eigenen 
Lebenswirklichkeit, wirtschaftlicher und 
politischer Entwicklungen, auf die kom-
munalen Mandatsträgerinnen und Man-
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datsträger vor Ort. Diese sind bekannt, 
greifbar und werden deshalb „verant-
wortlich für alles“ gemacht. 

Die Motivation der handelnden Täter 
sind regelmäßig nicht allgemeinpoliti-
sche Einstellungen, Wertvorstellungen 
und Überzeugungen, sondern im Re-
gelfall die konkrete persönliche Betrof-
fenheit durch politische, vor allem aber 
auch kommunalpolitische Entscheidun-
gen. Dabei geht es nicht konkret um eine 
allgemeine unbestimmte, diffuse Ableh-
nung der Kommunalpolitik oder Kom-
munalverwaltung als solches, sondern 
um ganz konkrete Auswirkungen poli-
tischen Handelns oder politischer Ent-
scheidungen auf die eigene Lebenswirk-
lichkeit. Dies gilt umso mehr, als unter 
dem Schlagwort der Individualisierung 
die eigene Position als wichtiger angese-
hen wird als das Gemeinwesen, die ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe oder die 
konkrete Planungs-, Ordnungs-, Hand-
lungsfunktion, die von der Gemeinde  
in der Erfüllung der Aufgaben der örtli-
chen Gemeinschaft zu erfüllen ist. 

3. HATE SPEECH  
UND SONSTIGE ANGRIFFE  
IM INTERNET

Internet und soziale Medien schaffen 
ein Forum, das sonstigen Angriffen oder 
Hate speech den Raum geben, der in 
dieser Form in der Vergangenheit nicht 
zur Verfügung stand. Insbesondere er-
lauben es diese Medien, in der Anonymi-
tät zu bleiben und gleichzeitig eine gro-
ße Aufmerksamkeit zu erzielen. Im  

Regelfall wird dadurch nicht ein Forum 
für Lob, Anerkennung und Wertschät-
zung geschaffen, sondern die Tür ge-
öffnet, sich zu allen Themen und politi-
schen Entwicklungen umgehend direkt 
ungeschützt zu äußern, seiner Wut, sei-
ner Frustration, Ausdruck zu verleihen, 
aber eben auch die eigene Unzufrieden-
heit, „ohne Rücksicht auf die Betroffe-
nen“ direkt brutal zu artikulieren, ohne 
sich die hieraus eventuell resultierenden 
Konsequenzen bewusst zu machen und 
Verantwortung für das eigene Handeln 
übernehmen zu müssen. 

Zudem bestehen ungeahnte Möglichkei-
ten der weiteren Verbreitung dieser At-
tacken, um damit wie bei einem Schnee-
ballsystem die Wirkung der eigenen Ak-
tion noch zu vervielfältigen. Signifi-
kante Merkmale sind die ungezügelte 
Beschimpfung, die im Vordergrund ste-
hende Herabwürdigung einer Person, die 
Verwendung von Begrifflichkeiten und 
Begriffen, die in einem mündlich vorge-
tragenen Beitrag im Regelfall nie zur An-
wendung kämen, das bewusste Schü-
ren von Ablehnung, Herabwürdigung 
bis hin zum Hass, die Verrohung der da-
bei verwendeten Sprache und das geziel-
te Schaffen von Verunsicherung. 

Nicht alle diese Aktionen werden auch 
von einer breiten Öffentlichkeit wahrge-
nommen. Feststellbar ist jedoch, wenn 
dies über Kanäle erfolgt, die auch von ei-
ner breiteren Öffentlichkeit zur Kenntnis 
genommen werden, dass nicht nur soge-
nannte Trittbrettfahrer auf einen fahren-
den Zug aufspringen, sondern dass durch 

gezielte Weiterverbreitung dieser Akti-
onen bewusst ein sogenannter shitstorm 
erzeugt und damit die gewünschte Es-
kalation erreicht wird. In vielen Fällen ist 
die Tendenz eher, dass Dritte sich selbst 
an solchen Aktionen beteiligen, als dass 
sie sich engagiert und couragiert für die 
kommunalen Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger einsetzen, in der Diskus-
sion Position beziehen. Die Betroffenen 
in Schutz zu nehmen, ist immer noch  
der Ausnahmefall. 

Dies flächendeckend zu erreichen, ist 
aber immer noch ein weiter Weg. Hate 
speech verletzt gesellschaftliche Regeln, 
senkt die Hemmschwelle und führt dazu, 
dass das gesellschaftliche und politische 
Miteinander sich grundlegend verän-
dert bzw. erschwert wird und das Klima 
im gesellschaftlichen Umgang sich nach-
haltig verschlechtert. Konventionen wer-
den nicht mehr eingehalten, Regeln des 
Anstands und gesellschaftlicher Verant-
wortung haben keine Bedeutung mehr. 
Es zählt Wut, Hass, Herabwürdigung als 
Mittel politischer Auseinandersetzung. 

4. FRAUEN IN DER  
KOMMUNALPOLITIK

Frauen sind in gleicher Weise von den 
angesprochenen Entwicklungen und  
Bedrohungslagen erfasst, wobei bei  
Frauen noch spezielle Ausformungen der  
Frauenfeindlichkeit und von Sexismus 
eine durchaus zu beachtende Rolle spie-
len. Insgesamt entsteht manchmal der 
Eindruck, dass man meint, bei Kommu-
nalpolitikerinnen noch hemmungslo-

ser und drastischer vorgehen zu dürfen, 
als bei männlichen Mandatsträgern. Zu-
dem wird versucht, noch unmittelbarer 
einzuschüchtern, zu bedrohen und Angst 
auszulösen. Während uns als Bayerischer 
Gemeindetag bisher tatsächlich tätli-
che Angriffe auf Frauen nicht bekannt 
geworden sind, spielt jedoch die gan-
ze Bandbreite von persönlichen Bedro-
hungslagen auch unter dem Gesichts-
punkt Frauenfeindlichkeit und Sexismus 
eine erhebliche Rolle mit dem Ziel, die 
kommunalen Mandatsträgerinnen dazu 
zu bringen, aus einem Gremium zurück 
zu treten oder ihr Amt niederzulegen. 

Dabei scheinen tatsächlich jegliche 
Hemmungen zu fallen und es wird auch 
vor drastischen Maßnahmen wie Sachbe-
schädigungen an Kraftfahrzeugen, Ver-
giftung von Haustieren usw. nicht zu-
rückgeschreckt. Gerade hier wären ein 
gesellschaftlicher Konsens und eine Soli-
darität der Gemeinde, Bürgerinnen und 
Bürger mit ihren Kommunalpolitikerin-
nen notwendig. Wird aber in der Praxis  
genauso wenig erlebt, wie bei männli-
chen Kommunalpolitikern. 

5. AUSWIRKUNG AUF  
DIE DEMOKRATIE VOR ORT  
IN DEN KOMMUNEN

Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass in Gemeinden, in denen solche Be-
drohungslagen entstehen und auch von 
der Bürgerschaft diese Vorkommnis-
se wahrgenommen werden, die Neigung 
sinkt, sich in Zukunft für ein solches Amt 
zur Verfügung zu stellen. In einem Fall, 

in dem eine Gemeinde eine öffentliche 
Einrichtung aus wirtschaftlichen Grün-
den schließen musste, wurden im Nach-
gang die Kommunalpolitiker, die dafür 
gestimmt haben, an den Pranger gestellt, 
diffamiert und bedroht, mit der Folge,  
dass bei der darauffolgenden Kommu- 
nalwahl ein Großteil derer, die davon 
betroffen waren, sich nicht mehr der 
Wahl gestellt haben und es auch den Par-
teien und Gruppierungen vor Ort durch-
aus schwer gefallen ist, Kandidatinnen 
und Kandidaten für die jeweilige Liste 
zu gewinnen. Insoweit kann nicht ausge-
schlossen werden, dass solche Vorkomm-
nisse es in Zukunft deutlich schwieriger 
gestalten, geeignete Kandidatinnen und 
Kandidaten für kommunale Wahlämter 
zu gewinnen. Da die kommunale Ebene 
auch gerne als Keimzelle der Demokra-
tie bezeichnet wird, wäre dies eine fata-
le Entwicklung für unser Gemeinwesen. 
Sinn und Zweck solcher Aktionen durch 
die Täter ist es ja, kommunalpolitische 
Entscheidungen zu beeinflussen. Inwie-
weit dies konkret vor Ort geschieht, ist 
für uns nicht belegbar und feststellbar. 
Im Einzelfall kommt es darauf an, dass 
die kommunalpolitisch Verantwortlichen 
zu ihren Entscheidungen stehen und sich 
gerade von solchen Aktionen und Be- 
drohungslagen nicht beeinflussen lassen. 

6. STRATEGIEN –  
KONZEPTE – LÖSUNGEN 

Achtung und Respekt vor allem aber 
auch Wertschätzung gegenüber Kom-
munalpolitikern müssen ernsthaft vorge-
lebt werden. Hier sind alle, die in Poli-

tik und Gesellschaft Verantwortung tra-
gen, gleichermaßen gefordert, dies nicht 
nur als Lippenbekenntnis vor sich her zu 
tragen, sondern tagtäglich zu leben. Bei 
entsprechenden Bedrohungslagen und 
Vorkommnissen, Solidarität und Unter-
stützung mit dem Betroffenen zu zeigen 
und für unsere Werte aktiv einzutreten, 
sollte alltäglich werden. Gefordert sind 
aber auch wir alle, ein positives Beispiel 
zu geben, wie auch in schwierigen poli-
tischen Auseinandersetzungen Lösun-
gen gefunden und Konflikte gelöst wer-
den können. 

Auch das Vorleben und die Akzeptanz 
demokratisch legitimierter Entscheidun-
gen würden dazu beitragen, den Stellen-
wert politisch Verantwortlicher vor Ort 
ins rechte Licht zu rücken. Gefordert 
sind auch die Medien, sich ihrer beson-
deren Verantwortung in Staat und Ge-
sellschaft bewusst zu werden und mit ih-
rer Berichterstattung, sei es in den klas-
sischen Printmedien, aber auch in den 
Online-Medien, journalistische Verant-
wortung vorzuleben und hierbei als Vor-
bild zu dienen. 

Je nach Art der Beschimpfung oder Be-
drohungslage stellt sich die Frage, in-
wieweit strafrechtliche Aktivitäten oder 
Maßnahmen, z.B. im Zusammenhang 
mit dem zivilrechtlichen Ehrenschutz, 
zum Erfolg führen. Neben juristischen 
Maßnahmen ist im Einzelfall abzuwä-
gen, ob ich selbst den Schritt in die Öf-
fentlichkeit wage, oder aber das Thema 
auch bewusst auf kleiner Flamme koche, 
weil häufig Verunglimpfungen oder sol-
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che Bedrohungslagen in „Räumen“ statt-
finden, die von der Öffentlichkeit nicht 
wahrgenommen werden und ich erst 
durch mein eigenes Handeln das Thema 
in die Öffentlichkeit zerre und im Nach-
gang auch die Negativauswirkungen und 
Bedrohungslagen entstehen. 

Hier ist jeder Einzelfall für sich zu be-
trachten, pauschalierte Lösungen er-
scheinen wenig zielführend. Selbst soll-
te man das eigene Handeln hinterfra-
gen und so agieren, wie man es auch von 
Dritten erwarten würde und sich selbst 
darüber klarwerden, ob man mit seinem 
eigenen Handeln andere dazu verleitet, 
Bedrohungslagen zu erzeugen.

7. ROLLE UND  
VERANTWORTUNG DES  
FREISTAATS BAYERN

Derzeit ist auf Bundes- und Landesebe-
ne ein intensiver Diskussionsprozess in 
Gang gesetzt worden, wie das Thema 
„Bedrohungslage von Kommunalpoliti-
kerinnen und Kommunalpolitikern“ mit 
Mitteln des Rechtsstaats bewältigt wer-
den kann. Dabei geht es vor allem dar-
um, im Strafgesetzbuch bereits vorhan-
dene Regelungen weiter zu entwickeln, 
dass sie auch auf Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitiker Anwendung 
finden können bzw. in das Strafgesetz-
buch neue Normen, die sich mit dieser 
Thematik befassen, mit aufzunehmen. 

Daneben benötigen wir einen Diskussi-
onsprozess auch mit der Judikative, wel-
che Rolle sie bei dieser Thematik spielt 

und welche Schutzfunktion die Judika-
tive in unserem Gemeinwesen auch für 
kommunale Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger hat. Diese Diskussion ist 
angestoßen. Hier erwarten wir die Un-
terstützung des Freistaats Bayern auch 
über den Bundesrat auf der Bundesebe-
ne. Das Land Rheinland-Pfalz hat ei-
nen Gesetzentwurf in den Bundesrat ein-
gebracht, der Klarstellungen im Straf-
gesetzbuch vorsieht, die zum besseren 
strafrechtlichen Schutz der Kommunal-
politik beitragen sollen. 

Durch diese Initiative sollen im politi-
schen Leben des Volkes stehende Perso-
nen vor üblen Nachreden und Verleum-
dungen, insbesondere solche über sozi-
ale Medien und das Internet, strafrecht-
lich besser geschützt werden. Hiervon 
werden auch Kommunalpolitiker erfasst. 
Vorteilhaft ist, dass die Verfolgung durch 
die Staatsanwaltschaften nicht von einem 
Strafantrag des Verletzten abhängig sein 
würde, wenn die Strafverfolgungsbehör-
den das Einschreiten gegen üble Nach-
rede und Verleumdung aufgrund des be-
sonderen öffentlichen Interesses in der 
Strafverfolgung von Amts wegen für ge-
boten halten. Die Initiative weist in die 
richtige Richtung. Wichtig ist in die-
sem Zusammenhang aber auch, dass die 
Staatsanwaltschaften mit den notwen-
digen Personalkapazitäten, die für die 
Strafverfolgung erforderlich sind, auch 
ausgestattet werden. 

Dies bedeutet, dass neben den rein 
rechtlichen Änderungen auch die Zur-
verfügungstellung des notwendigen Per-

sonals zwingende Voraussetzung ist, um 
hier das zu erreichen, was unbedingt 
als erforderlich angesehen wird. Wün-
schenswert wäre zudem, wenn in Bay-
ern betroffenen Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitikern (einschließ-
lich deren Angehörige) adäquate Bera-
tung und Hilfsangebote zur Verfügung 
gestellt würden. So haben einzelne Bun-
desländer hierauf bereits reagiert. So gibt 
es beispielsweise in Baden-Württemberg 
beim Landeskriminalamt zentrale An-
sprechstellen für Amts- und Mandats-
träger. Dies könnte auch ein geeigneter 
Weg für Bayern sein. 

Fazit: Die Bedrohungslage von Kommu-
nalpolitikerinnen und Kommunalpoliti-
kern in Bayern weist mehr Fälle auf, als in 
der Öffentlichkeit bekannt sind. Es ist an 
der Zeit zu handeln. Gefordert sind ei-
nerseits Änderungen im Strafrecht sowie 
das Schaffen der notwendigen personel-
len Voraussetzungen, damit die Staats-
anwaltschaften auch die entsprechenden 
Delikte verfolgen können. Zum anderen 
sind alle, die im Staat und Gesellschaft 
Verantwortung tragen, aufgefordert, der 
aktuellen Entwicklung aktiv entgegen zu 
treten und das in ihrer Macht stehende 
zu unternehmen, sei es durch Zivilcou-
rage, durch ein positives Vorbild bis hin 
zu einem wirksamen Entgegentreten de-
nen gegenüber, die diese Bedrohungs-
lagen schaffen. Ein Ansatz könnte auch 
sein, kommunalen Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträgern zentrale Ansprech-
stellen von staatlicher Seite zur Verfü-
gung zu stellen. 

Der Bayerische Gemeindetag sowie auch 
die anderen kommunalen Spitzenver-
bände sind bereit, hierzu mit ihren Er-
fahrungen und ihrem Sachverstand einen 
nachhaltigen Beitrag zu leisten. Wir ste-
hen deshalb auch in Zukunft dem Bayeri-
schen Landtag als Vertreter der Legislati-
ve, der Staatsregierung als Exekutive und 
der Gerichtsbarkeit als Judikative für ei-
nen Dialog zur Verfügung.

Weitere Informationen erwünscht?
Hans-Peter Mayer, hans-peter.mayer@bay-gemeindetag.de 
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Tab. 1: Die Entwicklung der kommunalen Wahlbeteiligung in Ost- und Westdeutschland, 1990 bis 2016 

Quellen: Eigene Recherchen auf den Homepages der statistischen Landesämter; http://www.sgk-online.net/;  

Verband Deutscher Städtestatistiker 1987: Politische Wahlen in 65 Großstädten und in Bundesländern 1949-1987,  

Duisburg: Amt für Statistik.

Anmerkungen: Da die Kommunalwahlen in unterschiedlichen Jahren stattfinden, wurden sie verschiedenen Zeiträumen  

zugeordnet. Die Zeiträume wurden beginnend mit dem Jahr 2016 rückwirkend so gewählt, dass in jedem Zeitraum jedem  

Bundesland möglichst eine Kommunalwahl zugeordnet werden kann. Fallen in einen Zeitraum zwei Wahlen, wurde der  

Mittelwert der beiden Wahlbeteiligungen berechnet.

a) Kommunalwahlen zeitgleich mit den Bundestagswahlen 1994 oder 1998.

c) Kommunalwahlen zeitgleich mit EP-Wahlen 1994, 1999, 2004, 2009 oder 2014.

d)  Der starke Rückgang in NRW erklärt sich aus der hohen Kommunalwahlbeteiligung 1994, als die Kommunalwahlen am  

Tag der Bundestagswahl stattfanden. Vergleicht man den Beteiligungsrückgang in NRW seit der Kommunalwahl 1989,  

beträgt der Rückgang nur etwa 15 Prozentpunkte.

1. WAHLEN UND  
LOKALER POLITIK

„Alle Gewalt geht vom Volke aus.“ Mit 
diesen Worten bestimmt Art. 20 Abs. 
2 Satz 1 GG das Prinzip der Volkssou-
veränität als zentral für die Ausübung 
von Staatsgewalt für die Bundesrepublik 
Deutschland. In repräsentativen Demo-
kratien manifestiert sich diese Volkssou-
veränität primär in Form von Wahlen. Sie 
legitimieren die Regierenden auf Zeit. 
Und sie haben gegenüber anderen For-
men politischer Beteiligung, die in den 
letzten Jahren gerade auf der kommuna-
len Ebene Bedeutung gewonnen haben, 
wichtige Vorzüge. Erstens ist ihr Aus-
gang für die politischen Entscheidungs-
träger verbindlich. Zweitens wird das Er-
gebnis der Interessenäußerung durch 
einen eindeutigen, institutionalisier-
ten Mechanismus bestimmt (Wahlsys-
tem). Das Zustandekommen des Ergeb-
nisses ist damit für alle Beteiligten nach-
vollziehbar (transparent). Drittens ist 
die gleichwertige Berücksichtigung der 
einzelnen Stimmen gesichert nach dem 
Prinzip „one person, one vote“. Aus de-
mokratietheoretischer Sicht ist die Be-
schäftigung mit Wahlen, aber auch mit 
der Höhe der Wahlbeteiligung folglich 
ein zentrales Thema. Das gilt auch für 
die lokale Politik. 

Allerdings ist die Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger an Kommunalwahlen 

* Vortrag des Forums auf der KOMMUNALE 2019
1 Im folgenden Beitrag wird unter kommunaler Wahlbeteiligung ausschließlich der Beteiligung an den Wahlen zu den lokalenVertretungskörperschaften verstanden.

seit 1990 um annähernd 20 Prozentpunk-
te gesunken. Im Durschnitt der Bundes-
länder betrug sie 2016 nur noch etwa  
50 Prozent. Im selben Zeitraum ging die 
Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen 
nur um etwa sieben Prozentpunkte zu-
rück. Gesteht man den Kommunen ei-
nen eigenen politischen Charakter zu, 
wirft diese Entwicklung Fragen nach der 
demokratischen Qualität lokaler Politik 
und der Legitimation kommunaler Ent-
scheidungen auf. 

Vor diesem Hintergrund beschäftigt  
sich dieser Beitrag explizit mit der Ver-
änderung der kommunalen Wahlbeteili-
gung1 im Bundesländervergleich. Nach 
einer ausführlichen Darstellung der Ent-
wicklung geht es um die Gründe die-
ser Entwicklung und mögliche Optio-
nen, wie dieser Entwicklungen und mög-
lichen Konsequenzen entgegengewirkt 
werden kann.

2. VERÄNDERUNGEN DER 
KOMMUNALEN  
WAHLBETEILIGUNG BIS 2016

Bis Ende der 1980er Jahre veränderte  
sich die Höhe der kommunalen Wahlbe- 
teiligung in Deutschland kaum: Zu  
Beginn der 1950er Jahre lag die durch-
schnittliche Beteiligung über alle Bun-
desländer hinweg bei etwa 77 Prozent 
(vgl. Vetter 2008). Analog zur Beteili-

gung an Bundestagswahlen lässt sich An-
fang der 1970er Jahre auch bei Kommu-
nalwahlen ein Mobilisierungsschub er-
kennen (1974-1977). Danach setzte ein 
moderater Rückgang ein. Dennoch lag 
die Wahlbeteiligung Ende der 1980er 
Jahre im Durchschnitt der Bundeslän-
der noch immer über 70 Prozent. Damit 
war die Beteiligung an Kommunalwah-
len zwar schon immer deutlich niedriger 
als die Beteiligung an Bundestagswahlen. 
Das ist für „second-order elections“, zu 
denen Kommunalwahlen zählen, jedoch 
nicht ungewöhnlich (vgl. Vetter 2009). 
Erstaunlich ist vielmehr der starke Rück-
gang der Wahlbeteiligung seit Beginn 
der 1990er Jahre, der bei Bundestagswah-
len wesentlich schwächer ausfällt (vgl. 

Text Apl. Prof. Dr. Angelika Vetter, Universität Stuttgart

KOMMUNALWAHLEN UND  
WAHLBETEILIGUNG IM  
BUNDESLÄNDERVERGLEICH*

APL. PROF. DR. ANGELIKA VETTER
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Zeitraum 1990 – 
1994

1996 – 
1999

2002 – 
2006

2008 – 
2011

2013 –
2016

Differenz
1990 – 2016

Bundestag 78,4 82,2 78,4 70,8 71,5 -6,9

Europawahl 60,0 45,2 43,0 43,3 48,1 -11,9

BW Baden-Württemberg 66,7c 53,0 52,0c 50,7c 49,1c -17,6

BY Bayern 75,0 67,3 63,2 59,6 55,0 -20,0

HE Hessen 71,3 59,5 45,8 47,7 48,0 -23,3

NS Niedersachsen 68,3 60,4 51,8 52,5 55,5 -12,8

NW Nordrhein-Westf. 81,7a 55,0 54,5 52,3 50,0c -31,7d

RP Rheinland-Pfalz 74,1c 62,9c 57,6c 55,1c 55,6c -18,5

SH Schleswig-Holstein 70,0 62,8 54,4 49,4 46,7 -23,3

SL Saarland 73,9c 59,3c 56,3c 57,3c 52,5c -21,4

BB Brandenburg 59,7 77,9a 46,0 49,4 46,2c -13,5

MV Mecklenburg-V. 65,7c 50,5c 44,9c 48,9c 46,3c -19,4

SA Sachsen-Anhalt 66,2c 49,6c 42,1c 36,9c 43,1c -23,1

SN Sachsen 70,1c 53,8c 46,1c 47,6c 48,9c -21,2

TH Thüringen 72,3c 58,1c 50,6 53,3c 51,4c -20,9

MW Gesamt 70,4 59,2 51,2 50,8 49,9 -20,5

MW West 72,6 60,0 54,5 53,1 51,5 -21,1

MW Ost 66,8 58,0 45,9 47,2 47,2 -19,6

FACHBEITRÄGE FACHBEITRÄGE



1/2020  BAYERISCHER GEMEINDETAG  2726  BAYERISCHER GEMEINDETAG  1/2020

nicht mit der Wiedervereinigung und der 
generell geringeren Beteiligungsbereit-
schaft in Ostdeutschland erklärt werden, 
denn er ist gleichermaßen in den alten 
und neuen Bundesländern zu beobach-
ten. Vielmehr gibt es mehrere Ursachen 
für diesen Rückgang.

3.1 GESELLSCHAFTLICHE  
MODERNISIERUNG

Ein Teil des Rückgangs ist auf Verän-
derungen der Gesellschaft im Zuge der 
Modernisierung zurückzuführen. Die-
se Veränderungen gehen einher mit ei-
ner zunehmenden Auflösung klassischer 
gesellschaftlicher Milieus, einem Werte-
wandel, einer zunehmenden individuel-
len Mobilität sowie einer stärkeren Indi-
vidualisierung von Lebensstilen und  
Lebensverläufen. Damit verbunden ver-
lieren vormals prägende Wertemuster 
an Bedeutung - wie beispielsweise die 
Wahlnorm als bürgerschaftliches Pflicht-
gefühl zur Wahlteilnahme. Der Rück-
gang der Wahlbeteiligung ist allerdings 
nicht primär darauf zurückzuführen, dass 
Wählerinnen und Wähler im Laufe ihres 
Lebens allmählich ihr Wahlpflichtgefühl 
verlieren. Vielmehr haben jüngere Gene-
rationen eine generell geringere Bindung 
an politische Parteien und eine weni-
ger stark ausgeprägte Wahlnorm als älte-
re Generationen. Die sinkende Wahlbe-
teiligung ist damit eine Folge des Nach-
wachsens jüngerer Generationen. Diese 
gesellschaftlichen Veränderungen erklä-
ren den Rückgang der Beteiligungsbe-
reitschaft von Wählerinnen und Wählern 
insgesamt. Sie können aber nicht erklä-

ren, warum der Rückgang der Wahlbetei-
ligung bei Kommunalwahlen wesentlich 
stärker ist als bei Bundestagswahlen.

3.2 DIE „DEMOKRATISIE-
RUNGSNOVELLEN“ DER 
1990ER JAHRE

Der Rückgang der lokalen Wahlbeteili- 
gung könnte auch im Zusammenhang 
stehen mit institutionellen Reformen der 
lokalen Politik in den 1990er Jahren. Die 
in vielen Bundesländern durchgeführten  
Reformen der Gemeindeordnungen in 
den 1990er Jahren (Einführung von Bür-
gerbegehren/-entscheiden; Direktwahl  
der Bürgermeister; Abschaffung der 
Sperrklauseln …) wurden wiederholt als 
„Siegeszug der süddeutschen Kommunal- 
verfassung“ bezeichnet (vgl. Knemeyer  
1999). Klein (2018) nimmt anhand ei-
ner Analyse der Wahlbeteiligung in Hes-
sen an, dass diese „Demokratisierungs-
novellen“ eine wesentliche Ursache sind 
für den Rückgang der dortigen Beteili-
gung an Kommunalwahlen. Dass institu-
tionelle Rahmenbedingungen (und da-
mit auch ihre Veränderungen) einen Ein-
fluss auf die Höhe der Wahlbeteiligung 
haben, lässt sich vermuten angesichts der 
bereits seit langem bestehenden Niveau-
unterschiede in der kommunalen Wahl-
beteiligung zwischen den Bundeslän-
dern: Seit Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland ist die Beteiligung an Kom-
munalwahlen in Baden-Württemberg – 
das schon immer dem Modell der süd-
deutschen Ratsverfassung entspricht – 
am niedrigsten. Vergleichsweise hoch 
war die Wahlbeteiligung dagegen immer 

im Saarland, aber auch in Bayern, Hessen 
und Rheinland-Pfalz. Die institutionel-
len Reformen in Richtung der Süddeut-
schen Ratsverfassung könnten damit – 
entsprechend der These von Klein – für 
den Rückgang der Wahlbeteiligung ver-
antwortlich sein. Allerdings gibt es ein 
gewichtiges Gegenargument. Theore-
tisch müsste ein Rückgang der Wahlbe-
teiligung vor allem in jenen Bundeslän-
dern zu finden sein, in denen die Refor-
men besonders ausgeprägt waren. Das ist 
aber nicht der Fall (vgl. Tab. 1).

3.3 EU-AUSLÄNDERWAHL-
RECHT UND WAHLRECHT FÜR 
JUGENDLICHE AB 16 JAHREN 

Die deutsche Wiedervereinigung führ-
te zur größten Erweiterung der Zahl 
der Wahlberechtigten in der Geschich-
te der Bundesrepublik Deutschland. 
Aber obwohl die Wahlbeteiligung in 
Ostdeutschland grundsätzlich niedri-
ger ist als in den alten Bundesländern, 
erklärt die Wiedervereinigung den star-
ken Rückgang der kommunalen Wahlbe-
teiligung nicht, da dieser sowohl in ost- 
als auch in westdeutschen Bundeslän-
dern zu beobachten ist. Auch der Zuzug 
von Aussiedlern und Spätaussiedlern in 
den 1990 Jahren kann den überproporti-
onal starken Rückgang der lokalen Wahl-
beteiligung nicht erklären: Empirische 
Studien zeigen, dass die Wahlbeteiligung 
bei (Spät-)Aussiedlern nur minimal ge-
ringer ist als die Wahlbeteiligung von in 
Deutschland geborenen Deutschen (vgl. 
u.a. Wüst 2004, S. 348; Diehl/Wüst 2011, 
S. 49). Anders verhält es sich mit EU-

Tab. 1): Bei den Kommunalwahlen in 
Bayern – einem Bundesland mit traditi-
onell hoher Kommunalwahlbeteiligung – 
lag die kommunale Wahlbeteiligung zu 
Beginn der 90er Jahre noch bei etwa  
75 Prozent. Im März 2014 war sie auf  
55 Prozent gesunken. In Hessen wurde 
2016 die 50-Prozent-Marke unterschrit-
ten mit einer Beteiligungsquote von nur 
noch 48 Prozent. In den neuen Bundes-
ländern war die 50-Prozent-Marke be-
reits 1999 (Sachsen-Anhalt) unterschrit-
ten worden. Damit sank die kommuna-
le Wahlbeteiligung in Ost- und West-
deutschland seit Beginn der 1990er Jahre 
um annähernd 20 Prozentpunkte. 

Erst in den letzten Jahren hat sich die-
ser rückläufige Trend umgekehrt (vgl. 

Tab. 2): Seit 2016 fanden in neun Flä-
chenländern Kommunalwahlen statt, 
acht davon am 26. Mai 2019 gemeinsam 
mit den Wahlen zum Europäischen Par-
lament: Die kommunale Wahlbeteiligung 
stieg in den betreffenden Bundesländern 
seit den vorletzten Wahlen im Jahr 2014 
um durchschnittlich rund zehn Prozent-
punkte. Diese unerwartete und starke 
Veränderung ist zum einen auf die hohe 
Bedeutung der EP-Wahl an diesem Tag 
zurückzuführen, die weitaus mehr Wäh-
ler in Deutschland mobilisierte als zuvor. 
Zum anderen ist der Trendumschwung 
aber auch bei den letzten Bundestags-
wahlen 2017 zu erkennen, ebenso wie bei 
allen Landtagswahlen, die in den letz-
ten Jahren stattgefunden haben. Dahin-
ter steht eine deutliche stärkere Politi-

sierung auf Grund aktueller Themen wie 
der Frage des Umgangs mit Flüchtlin-
gen, der Klimakrise oder der zukünftigen 
Rolle der EU – alles Themen, die auch 
mit dem Erfolg der „neuen“ Rechtspar-
tei AfD (Alternative für Deutschland) 
verbunden sind. Diese Politisierung ist 
ein wesentlicher Grund für die verstärkte 
Wahlbeteiligung ehemaliger Nichtwäh-
ler, die nicht nur der AfD zugutekam.

3. WIE LÄSST SICH DIESER 
RÜCKGANG ERKLÄREN?

Trotz des Wiederanstiegs der kommuna-
len Wahlbeteiligung in den letzten Jahren 
stellt sich die Frage nach den Gründen 
für den „dramatische“ Rückgang in den 
Jahren zwischen 1990 und 2016. Er kann 

Tab. 2: Die aktuelle Entwicklung der Wahlbeteiligung bei Kommunal-, Europa- und Bundestagswahlen  

(Veränderungen in Prozentpunkten); Quelle: Eigene Recherche und eigene Berechnungen.

Beteiligung
Kommunal-
wahl 2014

Beteiligung
Kommunal-
wahl 2019

Veränderung
Kommunal-
wahlen
2014 – 2019

Veränderung
Europawahl
2014 – 2019

Veränderung
Bundestags-
wahl
2013 – 2017

Thüringen 51,4 60,4 + 9,0 + 10,0 + 6,1

Brandenburg 46,2 58,6 + 12,4 + 12,8 + 5,3

Mecklenburg-V. 46,3 57,6 + 11,3 + 11,7 + 5,4

Sachsen-Anhalt 43,1 53,8 + 10,7 + 11,7 + 6,0

Sachsen 48,9 62,8 +13,9 + 14,4 + 5,9

Baden-Württemberg 49,5 58,8 + 9,3 + 11,9 + 4,0

Rheinland-Pfalz 55,6 61,6 + 6,0 + 7,9 + 4,9

Saarland 52,5 63,8 + 11,3 + 12,3 + 4,1

Mittelwert 49,2 59,7 + 10,5 + 11,6 + 5,2
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4. HANDLUNGSNOTWEN- 
DIGKEITEN / HANDLUNGS- 
OPTIONEN

Aus demokratietheoretischer Sicht ist 
eine niedrige Wahlbeteiligung vor allem 
dann ein Problem, wenn die Nichtwäh-
ler nicht zufällig über alle Bevölkerungs-
gruppen hinweg verteilt sind. Und dies 
scheint der Fall zu sein: Es gehört zu den 
gesicherten Befunden der empirischen 
Partizipationsforschung, dass Nichtbe-
teiligung nicht zufällig ist: Je niedriger 
das Bildungsniveau, je geringer das Ein-
kommen und je niedriger die Schicht-
zugehörigkeit ist, desto geringer ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich ein Indi-
viduum an einer Wahl beteiligt. Damit 
konzentrieren sich Nichtwähler systema-
tisch in bestimmten sozialstrukturellen 
Gruppen. Das zeigt auch die beispielhaf-
te Darstellung der Wahlbeteiligung bei 
den Kommunalwahlen in Augsburg 2014 
in den einzelnen Stadtteilen in Abhän-
gigkeit von der Höhe der Arbeitslosen-
quote (vgl. Abb. 1).

Außerdem belegen Umfragedaten, dass 
sich in den letzten Jahren die Beteili-
gungsunterschiede zwischen Bevölke-
rungsgruppen mit über- und unter-
durchschnittlichem sozioökonomischem 
Niveau, vergrößert haben: „Der Rück-
gang der Wahlbeteiligung vollzieht sich 
fast vollständig am unteren Ende der 

3 Vgl. https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/beteiligungsportal/StM/140717_Planungsleitfaden.pdf
4  Vgl. hierzu die Sammlung kommunaler „Leitlinien für Bürgerbeteiligung“ der Stiftung Mitarbeit unter 

https://www.mitarbeit.de/wirueberuns/newsletter_jahrbuch/newsletter/archiv/mitarbeiten_2016/mitarbeiten_1_16_1/mitarbeiten_1_16_2/

Einkommensverteilung, denn mehr als 
90 Prozent des obersten Drittels gaben 
durchweg an, gewählt zu haben“ (Schäfer 
2013, S. 43f.). Vor diesem Hintergrund ist 
ein hoher Nichtwähleranteil mit einem 
Ungleichheits- und Repräsentationspro-
blem verbunden, das letztlich die Qua-
lität der Demokratie – auch auf lokaler 
Ebene - schwächt.

Eine bundesweite Zusammenlegung  
aller Kommunalwahlen könnte ein Weg 
sein, um Bürgerinnen und Bürger wieder 
stärker zur Wahlteilnahme zu motivie-
ren durch eine höhere mediale und po-
litische Aufmerksamkeit, die den Wah-
len der lokalen Vertretungskörperschaf-
ten dann vermutlich geschenkt würde. 
Ob dadurch die soziale Schieflage der 
Beteiligung aufgefangen würde, ist aber 
fraglich.

Eine Alternative, die Repräsentations-  
und Integrationsfähigkeit lokaler Demo- 
kratie zu stärken, ist die stärkere Nutzung  
informeller bzw. dialogischer Beteili-
gungsformen. Sie ergänzen repräsenta-
tiv-demokratische Entscheidungsprozes-
se. Diese freiwilligen Beteiligungsforma-
te haben sich in den letzten Jahren vor 
allem auf der lokalen Ebene entwickelt, 
finden aber zunehmend auch in über-
lokalen Planungs- und Entscheidungs-
prozessen ihren Platz. So wurde von der 
Landesregierung Baden-Württemberg 

zur Intensivierung der Öffentlichkeitsbe-
teiligung im Planungs- und Zulassungs-
verfahren für die Landesverwaltung  
Baden-Württemberg bereits 2014 die 
Verwaltungsvorschrift Öffentlichkeitsbe-
teiligung verabschiedet, ergänzt um ei-
nen Planungsleitfaden.3 Beide setzen auf 
die Stärkung einer pluralistischen Mei-
nungsbildung und auf Dialog (vgl. Arndt 
2015). Entsprechend entwickeln auf kom-
munaler Ebene immer mehr Städte und 
Gemeinden „Leitlinien“ für dialogi-
sche Bürgerbeteiligung4. Die Dialogfor-
mate sollen eine frühzeitige und brei-
te Kommunikation zwischen Stadtver-
waltung und Bürgerschaft sicherstellen, 
um möglichst breite und tragfähige Pla-
nungslösungen zu erarbeiten und Kon-
flikte möglichst rechtzeitig zu erkennen 
und zu bearbeiten (vgl. Klages/Vetter 
2013). Diese dialogorientierten Formen 
von Beteiligung können den Rückgang 
der Wahlbeteiligung nicht ausgleichen. 
Sie schaffen aber differenzierbare Mög-
lichkeiten, um verschiedene - bislang 
auch wenig gehörte Interessen - in lo-
kale Planungs- und Entscheidungspro-
zesse einzubeziehen. Dabei kommt einer 
sorgfältigen Akteursanalyse im Vorfeld 
eine besondere Bedeutung zu (vgl. Brett-
schneider 2018, S. 14ff.), ebenso wie der 
Wahl besonderer Methoden, um schwe-
rer mobilisierbare Interessen zu beteili-
gen. Gelingt dies, haben diese Verfah-
ren ein nicht zu unterschätzendes Poten-

Ausländern. Sie sind seit 1992 auf Grund 
des Vertrags von Maastricht bei Kom-
munalwahlen wahlberechtigt. Zur ers-
ten Anwendung kam das Wahlrecht für 
EU-Ausländer bei Kommunalwahlen erst 
Mitte/Ende der 1990er Jahre. Untersu-
chungen zur Wahlbeteiligung von EU-
Ausländer zeigen, dass diese ihr Wahl-
recht kaum wahrnehmen: So liegt nach 
Diehl und Wüst (2011) – basierend auf 
Kommunalwahldaten aus Berlin, Bremen, 
Hamburg und Stuttgart - die Beteili-
gung von EU-Ausländern deutlich un-
ter der Beteiligung von Deutschen.2 Die 
Ausweitung des aktiven Kommunalwahl-
rechtes auf EU-Bürger dürfte folglich ein 
wesentlicher Grund für den – verglichen 
mit Bundestagswahlen deutlich stärke-
ren – Rückgang der Kommunalwahlbe-
teiligung sein.

Außerdem kam es in elf von 16 Bundes-
ländern seit Mitte der 1990er Jahre durch 
die Senkung des Wahlalters von 18 auf 
16 Jahre zu einer Ausweitung der Zahl 
der Wahlberechtigten. Die Senkung des 
Wahlalters betrifft nahezu ausschließ-
lich Kommunalwahlen. Bei Änderun-
gen des Mindestalters bei Landtagswah-
len waren die Landesgesetzgeber weitaus 
zurückhaltender. Bisherige Erfahrungen 
mit der Senkung des Wahlalters zeigen, 
dass der Anteil der Wählerinnen und 
Wähler in dieser Altersgruppe zwar etwas 
höher ist als in der Wählerkohorte der 
21- bis 25-Jährigen. Dennoch liegt die 

2  Vgl. auch den Bericht der Europäischen Kommission zur Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts aus den frühen 2000er Jahren  
(vgl. http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/184439/politische-rechte-und-kommunalwahlrecht#footnode7-8; zugegriffen am 4.4.2018).

Wahlbeteiligung auch bei diesen Jung-
wählern unter dem allgemeinen Durch-
schnitt. Empirische Studien konnten je-
doch zeigen, dass vor allem die Erweite-
rung des Wahlrechts auf EU-Ausländer 
einen signifikanten und stark negati-
ven Effekt auf die lokale Wahlbeteiligung 
hatte. Ein solcher Effekt ist in Folge der 
Senkung des Wahlalters nicht erkennbar. 
Das heißt, eine zukünftige Senkung des 
Wahlalters sollte weniger mit einem an-

genommenen Rückgang der Wahlbetei-
ligung begründet werden. Vermutlich ist 
sogar umgekehrt anzunehmen, dass die 
aktuell politisierenden Themen beson-
ders Jungwähler ansprechen und diese 
zur einer verstärkten Wahlteilnahme be-
wegen.

Abb. 1: Wahlbeteiligung in den Augsburger Stadtteilen nach Arbeitslosenquote,  

Kommunalwahl 2014; Quelle: Eigene Datenrecherche und eigene Berechnungen.
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Der Mensch ist seit jeher von natürli-
chen radioaktiven Stoffen umgeben. 

Etwa 40 Prozent der dadurch verursach-
ten Strahlenexposition ist auf das Gas 
Radon in Innenräumen zurückzuführen. 
Radon ist ein radioaktives Edelgas, das 
überall vorkommt. Es entsteht in Böden 
und Gesteinen und kann von dort aus in 
unsere Gebäude eindringen. 

Leben und arbeiten wir für längere Zeit 
in Räumen mit erhöhter Radonkonzen-
tration, kann dies Lungenkrebs begünsti-
gen. Deshalb fordert das Strahlenschutz-
gesetz, dass die Bundesländer bis Ende 
2020 sogenannte Radon-Vorsorgegebie-
te festlegen. So wird ein besserer Schutz 
vor Radon für alle zu Hause und in der 
Arbeit möglich.

BISHERIGE REGELUNGEN

Im Strahlenschutzgesetz sind bereits  
Regelungen für ganz Bayern festgelegt. 
Hierzu zählt der Referenzwert von 300 
Becquerel pro Kubikmeter Luft. Dieser 
gilt für alle Aufenthaltsräume und Ar-
beitsplätze. Überschreitet die Radon-
konzentration an Arbeitsplätzen den Re-
ferenzwert, müssen Maßnahmen zur 
Senkung umgesetzt werden. Auch bei 
Bauvorhaben muss bereits jetzt ein Min-
destmaß an Radonschutz umgesetzt 
werden. Diese Pflicht gilt mit Maßnah-
men zum Feuchteschutz nach allgemein 
anerkannten Regeln der Technik als er-
füllt.

LEBEN UND ARBEITEN IM  
RADON-VORSORGEGEBIET 

In den nun festzulegenden Radon-Vor-
sorgegebieten ist die Wahrscheinlichkeit 
für erhöhte Radonkonzentrationen in 
Gebäuden größer. Deshalb muss hier der 
Radonschutz bei Neubauten zusätzlich 
zum Feuchteschutz durch eine weitere 
bauliche Maßnahme verbessert werden. 
Dies kann zum Beispiel eine verstärk-
te Abdichtung des Hauses zum Erdreich 
hin oder die Absaugung radonhaltiger 
Luft vom Haus durch eine Radondrai-
nage sein. Für Arbeitsplätze in Erd- und 
Kellergeschossen muss verpflichtend die 
Radonkonzentration gemessen und bei 
erhöhten Werten geeignete Maßnahmen 
getroffen werden. 

KOMMUNALE  
VERANTWORTUNG

Kommunen sind für viele Bürger die  
erste Anlaufstelle. Wichtig ist eine gute 
Informationsbasis in jeder Kommune bei 
Bekanntgabe der Radon-Vorsorgegebie-
te. Gleichzeitig muss von den Kommu-
nen als Bauherr von öffentlichen Gebäu-
den das radonsichere Bauen berücksich-
tigt werden.
 Vor allem als Arbeitgeber sind die 
Kommunen in der Pflicht. Radonmes-
sungen sind an allen Arbeitsplätzen in 
Erd- und Kellergeschossräumen durch-
zuführen. Das Gesetz regelt hierzu Rah-
menbedingungen. So müssen beispiels-
weise Messgeräte über eine anerkann-
te Stelle bezogen werden und eine Mess-
dauer von zwölf Monaten ist einzuhalten.

AUSKÜNFTE UND  
UNTERSTÜTZUNG

Um den künftigen Anforderungen ge-
recht zu werden, aber auch um beratend 
zur Seite zu stehen, stellt das Bayerische 
Landesamt für Umwelt (LfU) Angebote 
zur Verfügung:

Internetangebot zu Radon in Gebäuden 
www.lfu.bayern.de: Strahlung >  
Radon in Gebäuden

Radon-Fachpersonen als Ansprech- 
partner für Fragen zu Messungen und 
Radonsanierungen
www.lfu.bayern.de: Strahlung >  
Radon in Gebäuden > Messen

TIPP: Wer den persönlichen Austausch 
schätzt, kann am 10. Bayerischen  
Radon-Netzwerk-Treffen im LfU am  
19. März 2020 teilnehmen. Hier tref-
fen sich Personen aus unterschiedlichen 
Fachbereichen, um gemeinsam Themen 
zu diskutieren und eigene Fragen beant-
wortet zu bekommen.
www.lfu.bayern.de: Strahlung >  
Radon in Gebäuden > Netzwerk

zial, um unabhängig von lokalen Wahlen 
die Qualität lokaler Bürgerbeteiligung zu 
erhöhen und damit zur Legitimation lo-
kaler Politik beizutragen (vgl. Vetter u.a. 
2015; Tischer 2017, S. 293).

Abschließend sei auf den starken An-
stieg der kommunalen Wahlbeteiligung 
in denjenigen Bundesländern hingewie-
sen, in denen die Kommunalwahlen am 
26. Mai 2019 gemeinsam mit den Wahlen 
zum Europäischen Parlament stattgefun-
den haben (vgl. Tab. 2). Im Durschnitt 
lag die Beteiligung hier um etwa 10 Pro-
zentpunkte höher als bei den vorherge-
henden Kommunalwahlen. Bislang hat-
te sich die Europawahl noch nie als ein 
mobilisierendes Zugpferd erwiesen be-
züglich der Beteiligung an parallel statt-
findenden Kommunalwahlen. Sollte das 
Thema „Europa“ in den Augen der Bür-
gerinnen und Bürger weiterhin an Be-
deutung gewinnen, wäre die Zusammen-
legung von Europa- und Kommunalwah-
len auch in denjenigen Bundesländern 
eine Option zur Stärkung der lokalen 
Wahlbeteiligung, in denen die Wahlen 
bislang noch nicht gekoppelt sind. Da-
von abgesehen hat die Entwicklung der 
letzten Jahre jedoch gezeigt, dass Bür-
gerinnen und Bürger vor allem durch die 
Politisierung von für sie relevanten The-
men zur Beteiligung mobilisiert werden 
können – das gilt auch für die Kommu-
nalpolitik. ◊
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Im Februar 2019 beschloss das Bayeri-
sche Kabinett einen ehrgeizigen Fahr-

plan, um die Digitalisierung der Verwal-
tung vorwärts zu treiben. Demnach sol-
len in Bayern die wichtigsten Verwal-
tungsverfahren flächendeckend bereits 
2020 als Online-Services zur Verfügung 
stehen und nicht, wie vom Onlinezu-
gangsgesetz (OZG) des Bundes gefor-
dert, erst im Jahr 2022. Da klar ist, dass 
Digitalisierung ohne Datenschutz und 
Informationssicherheit nicht funktionie-
ren kann, wurde ebenfalls im Februar  

2019 die Initiative „Online – aber si-
cher!“ ins Leben gerufen. Diese Initiati-
ve unterstützt Bürger, Unternehmen und 
Kommunen beim Schutz ihrer Daten und 
bei der Stärkung und Weiterentwicklung 
der Cybersicherheit.

Die Beschlüsse des Bayerischen Kabi-
netts liegen nun einige Zeit zurück und 
die bayerische Digitalministerin Judith 
Gerlach hat im Juli 2019 erste Erfolge der 
Verwaltungsdigitalisierung präsentiert: 
15 Verwaltungsleistungen werden inzwi-

schen online angeboten. Doch – wie 
steht es mit der Umsetzung von Daten-
schutz und Informationssicherheit? Der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit in Baden-
Württemberg hat dazu eine online-Um-
frage durchgeführt, deren Ergebnisse vor 
kurzem veröffentlicht wurden  
(www.baden-wuerttemberg.daten-
schutz.de/gemeinden-umfrage).

Der online-Fragenkatalog richtete sich 
an rund 1100 Städte und Gemeinden in 
Baden-Württemberg. Es umfasste rund 
50 Fragen und für das Ausfüllen wur-
den 90 Minuten veranschlagt. Trotz die-
ses nicht unerheblichen Aufwands war 
der Rücklauf der Fragebögen mit mehr 
als 80 % erstaunlich hoch. Seit Novem-
ber 2019 liegen nun die Ergebnisse vor. 
Quintessenz der Umfrage ist, dass sich 
die Kommunen durch die Anforderun-
gen der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) stark belastet fühlen. Sie sind 
zwar bereit und willig, die darin vorge-
schriebenen Vorgaben umzusetzen, be-
klagen aber, dass ihnen nur wenig per-
sonelle und zeitliche Ressourcen dafür 
zur Verfügung stünden. Und – der bis-
lang erreichte Stand in Sachen Daten-
schutz ist in vielen Bereichen ungenü-
gend und auch im Bereich Informations-
sicherheit ist der Nachbesserungsbedarf 
bei den Kommunen in Baden-Württem-
berg groß.

Probleme haben die Kommunen vor al-
lem bei der Erstellung des Verzeichnisses 
von Verarbeitungstätigkeiten und bei der 
Datenschutzfolgenabschätzung. Als we-

sentliche Herausforderungen bei der  
Digitalisierung werden unter anderem 
die Gewährleistung der IT-Sicherheit, 
die rechtssichere Löschung von Daten, 
die Verschlüsselung, der Aufwand für  
die Dokumentation und ein sicherer  
E-Mail-Verkehr gesehen. 

Das Ergebnis der Datenschutz-Umfra-
ge in Baden-Württemberg kann sicher 
nicht eins zu eins auf Bayern übertragen 
werden. Aber auch viele bayerische Kom-
munen kommen bei der Umsetzung von 
Datenschutz und Informationssicherheit 
nicht voran: Es fehlt massiv an Fachper-
sonal und Zeit, um sich in die vielen Ar-
beitshilfen einzuarbeiten, die von ver-
schiedenen Institutionen zur Verfügung 
gestellt werden, z. B. vom 

•  Bayerischen Landesbeauftragten  
für Datenschutz  
(www.datenschutz-bayern.de), 

•  Bayerischen Landesamt  
für Datenschutzaufsicht  
(www.lda.bayern.de), 

•  Bayerischen Landesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik  
(www.lsi.bayern.de),

•  Bayerischen Staatsministerium des In-
nern, für Sport und Integration  
(www.stmi.bayern.de/sus/ 
datensicherheit/datenschutz/reform_
arbeitshilfen/index.php).

Das Zusammenspiel von Datenschutz 
und Informationssicherheit und der Di-
gitalisierung der Verwaltung in Bayern 
kann also durchaus funktionieren, dank 
der vielen Arbeitshilfen, die angeboten 
werden. 

Wenn aber eine Kommune die notwendi-
gen fachlichen und zeitlichen Ressourcen 
nicht hat, ist auch die Beauftragung ei-
nes externen Dienstleisters eine Option. 
Das hat viele Vorteile: internes Personal 
wird nicht gebunden, Aus- und Fortbil-
dungskosten entfallen, weil der externe 
Dienstleister sein Personal auf dem aktu-
ellen Wissensstand hält, es muss kein Ar-
beitsplatz zur Verfügung gestellt werden 
und eine Vertretung ist jederzeit gewähr-
leistet. Das Thema Datenschutz und In-
formationssicherheit muss also nur an-
gepackt werden, einer erfolgreichen Um-
setzung steht grundsätzlich nichts im 
Wege.

Sie treten auf der Stelle und kommen 
bei der Umsetzung der DSGVO und bei 
der Erstellung eines Informationssicher-
heitskonzeptes nicht voran?  
Sprechen Sie uns an, gerne stellen wir  
Ihnen unsere Lösung dafür vor.

KONTAKT
GKDS – Gesellschaft für  

kommunalen Datenschutz mbH

Hansastraße 12-16

80686 München

kontakt@gkds.bayern

www.gkds.bayern

UMSETZUNG VON DATENSCHUTZ UND  
INFORMATIONSSICHERHEIT BEI KOMMUNEN
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 KREISVERBAND

ASCHAFFENBURGER LAND
Die diesjährige Herbsttagung fand im 
Rathaus der Gemeinde Westerngrund 
auf Einladung der Bürgermeisterkollegin  
Brigitte Heim statt. Themenschwerpunk-
te waren dieses Mal: 
Digitalstandort Bayern –  
Chancen und Herausforderungen
Informationen vom Amt für Ländliche 
Entwicklung über Fördermöglichkeiten
 

Zum Thema „Digitalisierung“ konnte  
Vorsitzender Marcus Grimm die baye-
rische Digitalministerin Judith Gerlach 
begrüßen. Im Anschluss an ihren Im-
pulsvortrag ging es in eine lebhafte Dis-
kussion mit allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern. Wir sind in Bayern, bezo-
gen auf dieses Thema, auf einem guten 
Weg. Es sind allerdings auch noch Punk-
te offen, die durchaus kritisch angespro-
chen wurden. Frau Gerlach hat diese 
„mitgenommen“ und wird sie an geeig-
neter Stelle ansprechen.
 
Zweiter Themenschwerpunkt waren die 
neueste Entwicklung und die aktuellen 
Projektfördermöglichkeiten des Amtes 
für Ländliche Entwicklung (ALE). Bau-
direktor Jürgen Eisentraut gab einen in-
formativen Ein- und Überblick.

Lokale Themen und Termine, besonders 
bezogen auf die Kommunalwahlen 2020, 
rundeten die Veranstaltung inhaltlich ab.

BAMBERG
Am 5. November 2019 fand unter Leitung 
des Kreisverbandsvorsitzenden, 1. Bür-
germeister Helmut Krämer, Markt Heili-
genstadt, eine Sitzung des Kreisverbands 
Bamberg im örtlichen Landratsamt statt. 
Zur Sprache kamen vielfältigste Themen, 
unter anderem die erfolgreich verlaufene 
letzte Bürgermeisterklausur, der Mobil-
funkpakt, die KOMMUNALE in Nürn-
berg, das Thema Klimawandel und die 
Initiative „1000 Schulen für unsere Welt“. 
Auch die anstehende Beitragserhebung 
des Bayerischen Gemeindetags und  
Impressionen zur Kreisverbandsfahrt 
nach Dänemark/Südschweden wurden 
behandelt.

Die Rathauschefs diskutierten sehr in-
tensiv den Antrag der Bündnis 90- die 
Grünen, wonach der Kreistag den Kli-
manotstand ausrufen soll. In diesem An-
trag werden auch die Kommunen des 
Landkreises aufgefordert, ebenfalls den 
Klimanotstand auszurufen. Klar ist, so 
Kreisvorsitzender Krämer, dass die Ge-
meinden beim Klimaschutz und bei der 
Energiewende eine entscheidende Rol-
le spielen. Sie tragen Verantwortung für 
erneuerbare Energien, Steuern über Bau-
leitplanung den Umweltschutz und ha-
ben in den letzten Jahren bei der Sanie-
rung von Schulen, Kindergärten, Verwal-
tungsgebäuden und kommunalen Woh-
nungen den Energieverbrauch gesenkt. 
Der Vorsitzende zählte auf welche Maß-
nahmen die Kommunen und der Land-
kreis Bamberg in den letzten Jahren im 
Bereich Umwelt- und Klimaschutz ge-
leistet haben. Richtig ist auch, dass noch 
mehr Anstrengungen unternommen wer-
den müssen. Das und nicht die Ausru-
fung eines Klimanotstandes ist die ziel-
führende Vorgehensweise. Die Diskus-
sionsbeiträge zeigten, dass es höchste 
Zeit sei, dass es zu einer sachlichen Dis-
kussion kommt. Bei der anschließen-
den Abstimmung sprachen sich 27 Ge-
meindeoberhäupter gegen die Ausrufung 
des Klimanotstandes im Landkreis Bam-
berg aus. 

Anschließend referierte Direktorin Kers-
tin Stuber von der Geschäftsstelle des 
Bayerischen Gemeindetags zu Grund-
lagen des Vergaberechts für Kommu-
nen in Bayern. Neben einer Darstellung 
der wichtigsten Rechtsgrundlagen für 

Ober- wie Unterschwellenvergaben, lag 
der Schwerpunkt auf der Bekanntma-
chung des Bayerischen Staatsministeri-
ums des Innern und für Integration zu 
Vergaben im kommunalen Bereich. Im 
Rahmen ausgewählter aktueller Entwick-
lungen wurden sowohl die Einleitung ei-
nes Vertragsverletzungsverfahrens durch 
die Europäische Kommission gegen die 
Bundesrepublik Deutschland, u. a. we-
gen der Addition von Planungsleistun-
gen, das Urteil des EuGH zur HOAI vom 
04.07.2019, die angekündigte Absenkung 
der EU-Schwellenwerte zum 01.01.2020 
sowie das jüngste Rundschreiben des In-
nenministeriums zur Bayerischen Ver-
gabe- und Bekanntmachungsplattform 
BayVeBe behandelt. Landrat Johann Kalb 
sprach in seinem Grußwort aktuelle The-
men wie Mobilfunkverbesserung, neue 
Fördermöglichkeiten für Bürgerbusse 
und das Bemühen um einen "plastikfrei-
en Landkreis" an. Diplomgeografin Bri-
gitte Weinbrecht ging sehr ausführlich 
auf den Naturschutz auf kommunalen 
Flächen ein. Sie beleuchtete speziell Pfle-
gemöglichkeiten von Ausgleichsflächen 
und Fördermöglichkeiten über die Un-
tere Naturschutzbehörde und der Land-
wirtschaftsverwaltung sowie des Land-
schaftspflegeverbandes. Bezirksvorsit-
zender Egon Herrmann, Weißenbrunn 
ging in seinem Grußwort auf die Verän-
derungen in den Gemeindeverwaltungen 
ein und meinte, dass bei der Kommunal-
wahl am 15. März 2020 die Kommunen 
vor großen Herausforderungen stehen. 
Diese Aufgaben könnten nur in Solida-
rität der Kommunen untereinander ge-
meistert werden.

FÜRSTENFELDBRUCK
Am 12. November 2019 fand im Bürger-
haus in Emmering eine Kreisverbands-
versammlung statt. Nach Begrüßung 
durch den Kreisverbandsvorsitzenden, 
1. Bürgermeister Dr. Michael Schanderl, 
informierte der Referent der Geschäfts-
stelle, Hans-Peter Mayer, die anwesen-
den Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister über aktuelle finanzpolitische 
Themen aus dem Bayerischen Gemein-
detag. Dabei spannte sich der Bogen von 
der aktuellen Finanzsituation auf Bun-
des-, Landes- und kommunaler Ebene  
über die Ergebnisse der Halbjahreskas-
senstatistik und die Steuerschätzung, bis 
zu den Auswirkungen der Niedrigzins-
phase. Im Anschluss daran gab er einen 
Überblick über den Sachstand der Ge-
werbesteuerreform und deren Auswir-
kungen auf bayerischen Kommunen. Er-
gänzt wurde der Sachvortrag mit einer  
kurzen Analyse des Finanzausgleichs 
2019 und einem Ausblick auf den Finanz-
ausgleich 2020. Angesprochen wurden 
in diesem Zusammenhang auch die end-
gültigen Ergebnisse der Steuer- und 
Umlagekraft in Bayern sowie im Land-
kreis Fürstenfeldbruck. Zum Schluss sei-
nes Beitrags wurde noch auf die bevor-
stehende Beitragserhöhung zum 1. Januar 
2020 hingewiesen. 

Unter TOP 3 der Tagesordnung gab  
die Kämmerin des Landkreises, Magret  
Scholl, einen Überblick über die Finanz-  
und Haushaltsplanung des Landkreises  
für das Jahr 2020. Dabei wurden die 
wichtigsten Einnahmen- und Ausgaben- 
positionen dargestellt, insbesondere  Einen regen Zuspruch fand die Herbsttagung der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des Landkreises Aschaffenburg
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Bürgermeister wurden erste mögliche 
Gedanken für eine Zusammenarbeit mit 
dem Regionalpark formuliert.

Unter TOP 2 der Tagesordnung gab der 
Kreisverbandsvorsitzende einen Über-
blick über die Diskussion des Kreishaus-
halts 2020 und die bisher geführten Ge-
spräche im Zusammenhang mit der Fest-
setzung der Kreisumlage für das Jahr 
2020. Es ist von einer leichten Senkung 
der Kreisumlage auszugehen. Ziel des 
Kreisverbands wäre, eine Kreisumlage 
von unter 40 Prozent zu erreichen. 

Unter TOP 3 der Tagesordnung infor-
mierte der anwesende Referent der Ge-
schäftsstelle, Direktor Hans-Peter Ma-
yer, über aktuelle Themen aus dem Bay-
erischen Gemeindetag. Schwerpunkt-
mäßig wurde dabei auf finanzpolitische 
Aspekte eingegangen. Neben der aktu-
ellen Finanzlage der Kommunen wur-
de der derzeitige Stand der Diskussi-
on der Grundsteuerreform, das Ergeb-
nis der Vergabe der Stabilisierungshilfen 
für das Kalenderjahr 2019 aber auch das 
Ergebnis des Kommunalen Finanzaus-
gleichs 2020 vorgestellt und mit den an-
wesenden Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern diskutiert. 

Zum Abschluss des Tagesordnungspunk-
tes wurde noch die Thematik der Flex-
zeiten im Bereich des Bayerischen Kin-
derbildungs- und -betreuungsgesetzes 
angesprochen. Die Versammlung endete 
mit einem kurzen Überblick über aktuelle 
Themen aus dem Kreisverband.

BAD KISSINGEN
Zu einer viertägigen Studienfahrt mit  
Seminar vom 2. bis 6. November 2019 
lud der Bayerische Gemeindetag, Kreis-
verband Bad Kissingen unter Leitung 
des Kreisvorsitzenden und Bürgermeis-
ter Schlereth in das Gästehaus St. Flori-
an nach Bayerisch Gmain ein. Am 2. No-
vember startete der Bus mit 32 Teilneh-
mern ins Berchtesgadener Land. Nach 
der Zimmerverteilung und dem gemein-
samen Abendessen ging es am Sonntag
zum „Haus der Berge“ in Berchtesgaden. 
Mit beeindruckenden Naturfilmen zum 
Alpennationalpark erlebten die Besucher 
einen lehrreichen Panoramaweg mit den 
vier Lebensräumen Wasser, Wald, Alm 
und Fels. 

Sehr nachdenklich machte der anschlie-
ßende Besuch des Dokumentationszen-
trums „Obersalzberg“, der die gesamte 
Historie zum Nationalsozialismus um-
fasst und darstellt. Danach konnten die 
Teilnehmer bei einer Fahrt über die Pa-
noramastraße „Rossfeld“ zum Hochpla-
teu auf 1.600 m den herrlichen Ausblick 
in das Berchtesgadener und Salzburger 
Land genießen.

Mit einer Stadtführung in Bad Reichen-
hall am Montagvormittag informierte 
sich die Gruppe bei einem Spaziergang 
durch die Alpenstadt an historischen 
Gebäuden über die Geschichte der Sali-
nenstadt und der Salzgewinnung. 

Am Nachmittag begrüßte der Kreis- 
vorsitzende Bürgermeister Gotthard 
Schlereth, den Direktor des Bayerischen 

Gemeindetages, Wilfried Schober. Er be-
richtete über Aktuelles im Feuerwehrwe-
sen, den Ärger mit Versicherungen zum 
Kostenersatz nach Feuerwehreinsätzen 
und sprach von neuen Fördermöglichkei-
ten bei Beschaffungen. Weiterhin stand 
das Thema „Feuerbeschau – rechtssicher 
durchführen“ auf der Tagesordnung. 
Am nächsten Tag schlossen sich ein Er-
fahrungsbericht über die Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) sowie ak-
tuelle Themen aus der Arbeit des Bayeri-
schen Gemeindetags an. 

Interessante Informationen hatten auch 
die Herren Dr. Herbert Hofmann und 
Werner Renner von der Bayerischen Ver-
sicherungskammer zu bieten. Schwer-
punkt ihres Vortrages waren Cyberrisi-
ken und die damit verbundenen Anfor-
derungen an einen Cyberversicherungs-
schutz für Kommunen. Weiterhin stellte 
sich der neue Kommunalbetreuer, Mi-
chael Scherl, vor.

Als Begleitprogramm fanden außerdem 
eine Fahrt zum Königssee und ein Be-
such in Salzburg statt. Neben den offizi-
ellen Programmpunkten boten die Tage 
in Bayerisch Gmain die Möglichkeit zum 
intensiven Gesprächsaustausch.

wurde über die mögliche Entwicklung 
der Kreisumlage gesprochen. Ergänzt 
wurde der Sachvortrag durch den anwe-
senden Landrat, Thomas Karmasin, der 
auch aus seiner Sicht auf die wesentli-
chen Schwerpunkte des Haushalts hin-
wies. 

Als TOP 4 der Tagesordnung gab der  
1. Bürgermeister Andreas Magg, Stadt 
Olching, seinen Kassenbericht für das 
Jahr 2018. Im Anschluss daran bestätigte 
die Kassenprüfung die Ausführungen des 
Kassenverwalters und stellte den Antrag 
auf Entlastung von Kassenverwaltung 
und Vorstandschaft. Der Kreisverband 
erteilte der Vorstandschaft und dem  
Kassenverwalter einstimmig die Entlas-
tung. 

Unter TOP 5 stellte der Kreisverbands-
vorsitzende die Thematik eines regio-
nalen Heimat- und Sachbuchs für den 
Landkreis Fürstenfeldbruck zur Diskus-
sion. Dabei wurde sowohl Verfahren,  
Zielrichtung und Kostenbeteiligung der 
jeweiligen Gemeinden besprochen. Der 
anwesende Landrat hat für ein heimat-
spezifisches Lehrbuch geworben. Die 
Gemeinden, die ihr Einverständnis noch 
nicht erteilt haben, wurden gebeten,  
sich mit der Thematik zu befassen und 
zeitnah Rückmeldung zu geben. 

Im Weiteren informierte der Kreisver-
bandsvorsitzende über aktuelle Themen 
aus dem Kreisverband. Angesprochen 
wurden zudem Punkte wie Rentenbe-
ratung und Gewährung einer Ballungs-
raumzulage. 

OSTALLGÄU
Am 13. November 2019 fand im Rathaus 
der Stadt Buchloe eine Kreisverbandsver-
sammlung statt. Nach Begrüßung durch 
die Kreisverbandsvorsitzende, 1. Bürger-
meisterin Michaela Waldmann, Pfron-
ten, kam es zu einer Aussprache mit dem 
Regionalen Planungsverband Allgäu zur 
Fortschreibung Teilfachkapitel Wasser-
wirtschaft. Der aktuelle Sachstand wur-
de durch den Vertreter der Regierung 
von Schwaben, Herrn Jochen Braun, vor-
gestellt. An den interessanten Vortrag 
schloss sich eine lebhafte Diskussion mit 
den Mitgliedern des Kreisverbands an. 

Unter TOP 2 der Tagesordnung infor-
mierte der anwesende Referent der Ge-
schäftsstelle, Hans-Peter Mayer, die an-
wesenden Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister über aktuelle finanzpoliti-
sche Themen. Dabei wurde, ausgehend 
von der aktuellen Finanzlage, auch der 
derzeitige Sachstand der Reform der 
Grundsteuer ausführlich dargestellt. Er-
gänzt wurde der Vortrag durch eine Ana-
lyse des Finanzausgleichs 2019 und einen 
Ausblick auf den Finanzausgleich 2020 
Neben aktuellen Themen aus dem Ver-
band wurde auf die Beitragserhöhung 
hingewiesen. 

Unter TOP 3 der Tagesordnung stell-
ten Mitarbeiter des Kriseninterventions-
dienstes Ostallgäu kurz ihre Tätigkeit 
und ihre Eisatzbereiche vor. 

Zum Schluss der Versammlung gab die 
Kreisverbandsvorsitzende einen Über-
blick über aktuelle Themen aus dem 

Kreisverband und behandelte Wünsche 
und Anträge aus der Mitte der anwesen-
den Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister. 

FORCHHEIM
Am 27. November 2019 fand in Gräfen- 
berg eine Sitzung des Kreisverbands 
Forchheim statt. Nach der Begrüßung 
durch den Kreisverbandsvorsitzenden,  
1. Bürgermeister Rudolf Braun, Weißen-
ohe, führte bei TOP 1 Prof. Dr. Siegfried  
Balleis in das Thema der kommunalen  
Entwicklungszusammenarbeit ein. Er 
stellte dabei die Zielsetzung, aber auch 
Chancen und Möglichkeiten der kom-
munalen Entwicklungszusammenar-
beit nicht nur für die Kommunen in den 
Staaten, in denen geholfen wird, sondern 
auch für die unterstützenden Kommu-
nen, umfassend an Hand einiger guter 
Beispiele dar. Hingewiesen wurde insbe-
sondere auf das hervorzuhebende Enga-
gement der Gemeinde Heimenkirch. 

Unter dem weiteren Tagesordnungspunkt 
„Regionalpark“ führte Prof. Dr. Balleis  
in das Thema ein, das von Frank Wey- 
haerter aufgrund der angestrebten Pro-
jekte erläutert wurde. Im Wesentlichen 
geht es darum, besondere Merkmale der 
Region in einem sachlichen Zusammen-
hang darzustellen, zu präsentieren und in 
eine logische Struktur zu bringen. Insbe-
sondere wurde ausgeführt, was kann und 
will der Verein erreichen, wie können die 
Gemeinden, die sich engagieren, hier-
von profitieren? Großes Interesse fanden 
die bisherigen Projekte. Aus der Runde 
der anwesenden Bürgermeisterinnen und 
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Datensicherheit stehen dabei wie immer 
an erster: Stelle. Die Verarbeitung· er-
folgt konform zur Datenschutz-Grund-
verordnung im öffentlich-rechtlichen 
Rechenzentrum der AKDB.

 BETEILIGUNG DES  
BUNDES AN DEN  
FLÜCHTLINGSINDUZIERTEN 
KOSTEN VON LÄNDERN  
UND KOMMUNEN

Der Bund beteiligt sich auch in den 
kommenden zwei Jahren an den flücht-
lingsinduzierten Mehrkosten und über-
nimmt die KdU anerkannter Asyl- und 
Schutzberechtigter vollständig. Zu kriti-
sieren ist, dass die Integrationspauscha-
le umbenannt und deutlich auf nur noch 
700 Mio. Euro im kommenden und  
500 Mio. Euro in 2021 abgesenkt wird. 
Schon heute reichen die bereitgestellten 
Mittel bei weitem nicht aus, um die in-
tegrationsbedingten Kosten der Kom-
munen auch nur ansatzweise zu decken. 
Dass Bund und Länder die Kommunen 
auch künftig bei den Kosten für gedulde-
te und rechtskräftig abgelehnte Asylbe-
werber, die aber aus bestimmten Grün-
den weder ausreisen noch abgeschoben 

werden können, nicht unterstützen, ist 
inakzeptabel.

Der Deutsche Bundestag hat am 15. No-
vember 2019 den von der Bundesregie-
rung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
zur Beteiligung des Bundes an den Inte-
grationskosten der Länder und Kommu-
nen in den Jahren 2020 und 2021 verab-
schiedet. Dem Gesetz war eine Einigung 
zwischen Bund und Ländern im Früh-
sommer dieses Jahres vorausgegangen. 
Der Bund hatte zu Beginn des Jahres an-
gekündigt, nicht mehr die flüchtlings-
induzierten KdU-Mehrkosten tragen zu 
wollen. Stattdessen wurde der Vorschlag 
unterbreitet, ab 2020 den Bundesländern 
über erhöhte Landesumsatzsteuerantei-
le eine Kostenpauschale von 16.000 Euro 
pro anerkanntem Flüchtling für die 
nächsten fünf Jahre zu gewähren. Dies 
hätte eine Reduzierung der Bundesbe-
teiligung von 4,7 Mrd. Euro auf 2,3 Mrd. 
Euro in 2020, 1,6 Mrd. Euro in 2021 und 
1,2 Mrd. Euro in 2022 bedeutet.

Der Bund wird nun auch in den kom-
menden zwei Jahren für die flücht-
lingsinduzierten Kosten der Unterkunft 
(KdU) aufkommen. Es wird hier jährlich 
von rund 1,8 Mrd. Euro ausgegangen. 
Die für dieses Jahr noch auf 2,482 Mrd. 
Euro aufgestockte Integrationspauschale 
wird allerdings deutlich zurückgefahren. 
Im kommenden Jahr erhalten die Länder 
als sog. Migrationspauschale für flücht-
lingsbedingte Aufwendungen nur noch 
700 Mio. Euro, im Jahr 2021 werden es 
dann nur noch 500 Mio. Euro sein. Wie 
bisher erhalten die Länder auch in den 

kommenden Jahren je Asylbewerber im 
Verfahren 670 Euro pro Monat. Für die 
Fortführung der Pauschale in Höhe von 
350 Mio. Euro pro Jahr für unbegleite-
te minderjährige Flüchtlinge war keine 
gesetzliche Neuregelung notwendig, da 
diese Regelung unbefristet gilt.

Anmerkung des DStGB
Es ist zu begrüßen, dass der Bund die 
flüchtlingsinduzierten KdU auch in den 
kommenden zwei Jahren vollständig 
trägt. Dies schafft vorerst die notwendige 
Planungssicherheit für die Kommunen. 
Der Bund ist politisch aber in der Pflicht, 
auch nach dem Jahr 2021 die flüchtlings-
induzierten KdU zu tragen. Schließlich 
kann in den Folgejahren nicht von einem 
schnellen Abschmelzen der zunächst ver-
anschlagten jährlichen KdU in Höhe von 
1,8 Mrd. Euro ausgegangen werden. So 
schlagen die zu erwartenden Beschäfti-
gungseffekte zunächst nur schwach auf 
die KdU-Belastung durch, da die ent-
sprechenden Beschäftigungsverhältnis-
se in der Regel im Niedriglohnsektor ge-
schlossen werden und dieser Personen-
kreis als sogenannte Aufstocker weiter-
hin die Kommunen im SGB-II-System 
belasten.

Da die Integration Geflüchteter fraglos  
eine Daueraufgabe ist, ist die deutliche 
Reduzierung der Bundesbeteiligung wie 
die Umbenennung der vormaligen Inte-
grationspauschale in eine sog. „Migra-
tionspauschale“ aus kommunaler Sicht 
der falsche Weg. Die gesamtgesellschaft-
lichen Kosten und Nachteile einer nicht 
erfolgreichen Integrationsarbeit wer-

 GLÜCKWÜNSCHE

DER BAYERISCHE  
GEMEINDETAG GRATULIERT  
FOLGENDEN JUBILAREN:

Erstem Bürgermeister Oliver Kunz,  
Gemeinde Rettenberg, Vorsitzender  
des Kreisverbands Oberallgäu,  
zum 50. Geburtstag

Erstem Bürgermeister Stefan Kolbe,  
Gemeinde Karlsfeld, Vorsitzender  
des Kreisverbands Dachau,  
zum 55. Geburtstag

Erstem Bürgermeister Thomas Schnei-
der, Gemeinde Röttenbach, stellv.  
Vorsitzender des Kreisverbands Roth,  
zum 55. Geburtstag

Erstem Bürgermeister Franz Göbl,  
Gemeinde Buch am Erlbach,  
stellv. Vorsitzender des Kreisverbands  
Landshut, zum 60. Geburtstag

 SIE KLICKEN, WIR  
DRUCKEN UND VERSENDEN

Unter diesem Motto steht das neue 
Dienstleistungsangebot AKDB-Klick-
brief, das den Kommunen ab Sommer 
2019 zur Verfügung steht. Die AKDB 
bietet damit gemeinsam mit ihrem Part-
ner, der Deutschen Post AG, den Verwal-
tungen eine einfache und kostengünstige 
Möglichkeit, um Druck- und Versand-
leistungen abzuwickeln. 

Von einzelnen Dokumenten bis hin zu 
Massensendungen wie Steuerbescheiden, 
Verbrauchsabrechnungen, Serienbrie-
fen und vieles andere mehr - der AKDB-
Klickbrief vereinfacht das Drucken und 
Versenden von Behördenpost und hilft 
dabei, Kosten einzusparen und die Mit-
arbeiter zu entlasten.

Die Dokumente werden einfach und 
schnell per Mausklick vom Arbeitsplatz 
an das AKDB-Rechenzentrum über-
mittelt und dort mittels leistungsfähi-
ger Hard- und Softwaresysteme aufbe-
reitet, frankiert, gedruckt, kuvertiert und 
bei der Deutschen Post zur Zustellung 
eingeliefert.

Eine manuelle Anpassung der in den Ver-
waltungen verwendeten Vorlagen oder 
Dokumente ist dabei nicht mehr erfor-
derlich. Die Datenquelle ist dabei uner-
heblich - unabhängig davon, ob es sich 
um eine Office-Anwendung, AKDB-
Software oder Lösung von Drittanbie-
tern handelt. Umfangreiche lokale Instal-
lationen vor Ort sind ebenfalls nicht er-
forderlich. Mittels einer leistungsstar-
ker Software im AKDB-Rechenzentrum 
werden die Dokumente für den Versand 
aufbereitet und weiterverarbeitet. Auf 
Wunsch lassen sich mehrere Anschreiben 
an einen Adressaten zu einer Sendung 
zusammenfassen, was ebenfalls Auf-
wand und Kosten spart. Anlagen können 
schlagwortbezogen hinzusortiert werden 
oder mittels angebrachten QR-Code mit 
Online-Funktionalitäten angereichert.

Der Vorteil liegt auf der Hand: Neben 
den Einsparungen an Verbrauchsmateri-
alien wie Toner, Papier und Kuverts, ent-
fallen auch monotone und zeitaufwän-
dige Tätigkeiten wie Falten und Kuver-
tieren der Dokumente. Die Mitarbeiter 
können diese Zeiten für wichtigere Auf-
gaben nutzen. Zusätzlich unterstützen 
und vereinfachen digitale Funktionen  
die manuellen Verwaltungsprozesse.

Die Verwaltungen behalten jederzeit und 
in jedem Prozessabschnitt die Hoheit 
über ihre Dokumente. Vor Versand kann 
die aufbereitete Behördenpost über eine 
moderne Web-Oberfläche überprüft und 
zum Versand freigegeben werden. Erst 
danach erfolgen Produktion und Zustel-
lung der Sendungen. Datenschutz und 
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 VBEW, GEMEINDETAG UND 
STÄDTETAG VEREINBAREN 
MUSTERKONZESSIONSVER-
TRAG-WASSER

Der Bayerische Gemeindetag, der Bay-
erische Städtetag und der Verband der 
Bayerischen Energie- und Wasserwirt-
schaft e.V. (VBEW) haben sich erstmals 
auf ein Muster für Konzessionsverträ-
ge zwischen Gemeinden und Wasserver-
sorgungsunternehmen verständigt. An-

lass der Gespräche waren Wünsche der 
Mitglieder nach einer entsprechenden 
Handreichung. Das Muster soll als un-
verbindliche, freiwillig anzuwenden-
de Formulierungshilfe dienen, die die für 
Bayern typische Interessenlage der Ver-
tragspartner gleichermaßen sachgerecht 
und ausgewogen berücksichtigt. 

Begleitend zum Mustervertrag haben die 
Verbände eine gemeinsame Vereinba-
rung unterzeichnet, die weitere Hinwei-
se zu seinen wesentlichen Inhalten und 
den Anforderungen für seinen Abschluss 
enthält. Diese beziehen sich insbeson-
dere auf die allgemeine Erforderlichkeit 
von Konzessionsverträgen in der Was-
serversorgung, Anzeigepflichten bei der 
bayerischen Landeskartellbehörde, wett-
bewerbsrechtliche Anforderungen bei 
Neuabschlüssen nach aktueller Recht-

sprechung sowie zur Berücksichtigungs-
fähigkeit von Konzessionsabgaben und 
sonstigen Leistungen (z.B. Löschwas-
ser) bei den Wasserentgelten. Die Ver-
bände befanden sich zu den Inhalten der 
vereinbarten Texte auch im direkten Aus-
tausch mit der Landeskartellbehörde. 

Der Musterkonzessionsvertrag sowie die 
Hinweise in der Einführungsvereinba-
rung tragen in den kartellrechtlich re-
levanten Punkten der Rechtsauffassung 
der Landeskartellbehörde Rechnung. Die 
kartellrechtliche Missbrauchsprüfung 
von Einzelfällen behält sie sich allerdings 
weiterhin vor.

Der Text des Musterkonzessionsvertrages 
sowie die zugehörige Vereinbarung der 
Verbände stehen im Intranet des Bayeri-
schen Gemeindetags zum Abruf bereit.

 RELAUNCH DES BREIT-
BANDFÖRDERPROGRAMMS

Das Bundesministerium für Verkehr und 
Infrastruktur (BMVI) hat am 28.11.2019 
die überarbeitete Version der 1. Novelle 
der Richtlinie „Förderung zur Unterstüt-
zung des Breitbandausbaus in der Bun-

den unseren Staat und die Gemeinschaft 
weit deutlicher und nachhaltig belasten, 
als die heute zu Gebot stehenden Integ-
rationsmaßnahmen umfassend zu finan-
zieren. Schon zuvor haben die vom Bund 
bereitgestellten Mittel bei weitem nicht 
ausgereicht, um die integrationsbeding-
ten Kosten der Kommunen für die An-
stellung von Personal zur Betreuung in 
kommunalen Einrichtungen, Kitas und 
Schulen, für die Vermittlung in Sprach-
kurse, Ausbildung und Arbeit sowie in 
dezentralen und geeigneten Wohnraum, 
für Erzieher, Lehrkräfte und Sozialpäda-
gogen, sowie für Schulungen und Quali-
fizierungsmaßnahmen des Personals vor 
Ort zu decken.

Das Gesetz zur Beteiligung des Bundes 
an den Integrationskosten der Länder 
und Kommunen sieht im Übrigen auch 
keine Beteiligung des Bundes an den im-
mensen Kosten der Kommunen für die 
geduldeten und rechtskräftig abgelehn-
ten Asylbewerber, die aber aus bestimm-
ten Gründen weder ausreisen noch ab-
geschoben werden können, vor. Dass die 
Kommunen im Wesentlichen hier die al-
leinigen Kostenträger sind, da weder die 
Gelder des Bundes noch der Länder die-
se Kosten decken, ist nicht sachgerecht.

Beschluss wie weitere Informationen 
zum Verfahren können unter  
www.bundestag.de abgerufen werden. 

Quelle: DStGB Aktuell 472019 vom 22.11.2019

 KLIMAPAKET:  
FAIRE LASTENVERTEILUNG 
ERFORDERLICH!

Wer mehr Klimaschutz will, muss die-
sen auch finanzieren. Allein die Finanzie-
rung der Klimaanpassung und des Kli-
mawandels sowie der Mobilitätswende in 
den Städten und Gemeinden kostet viele 
Milliarden Euro über einen langen Zeit-
raum. Zudem werden Länder und Kom-
munen unter anderem durch Anreize 
zum Klimaschutz dauerhaft Steueraus-
fälle in Milliardenhöhe haben. 

Daher muss der Klimaschutz mit einer 
ehrlichen Debatte über dessen Finanzie-
rung erfolgen und sozialverträglich so-
wie mit Blick auf die Stabilität und Leis-
tungskraft der Wirtschaft ausgestaltet 
werden. Die Kommunen müssen dabei 
an den Einnahmen zur Umsetzung des 
Klimapakets mit einer festen Quote be-
teiligt werden; Steuermindereinnahmen 
aus der Klimapolitik müssen ihnen aus-
geglichen werden. Daher unterstützt der 
DStGB die Haltung der Länder, wegen 
offener Fragen einer fairen Finanzrege-
lung zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen das Klimapaket in den Vermitt-
lungsausschuss zu verweisen.

Dies hatten die Ministerpräsidenten  
bereits bei ihrer Jahres-Konferenz am 
25. Oktober 2019 auf Schloss Elmau ge-
fordert. Die Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder bekräftigen  
ihre Unterstützung für das Bemühen, die 
Einhaltung der internationalen Klima-
schutzziele für Deutschland sicherzu-

stellen. Und sie betonen, dass die Um-
setzung des Klimaschutzprogramms 
2030 zu erheblichen finanziellen Belas-
tungen auch von Ländern und Kommu-
nen führen wird, die selbst eigene erheb-
liche Anstrengungen im Klimaschutz un-
ternehmen. Im Gegensatz dazu sollen 
die für das Klimaschutzprogramm einge-
preisten Einnahmen grundsätzlich aus-
schließlich beim Bund verbleiben (z. B. 
aus der CO2-Bepreisung), während die 
Gemeinden und die Länder Minderein-
nahmen treffen werden. Es muss zu einer 
angemessenen Lastenteilung zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen kom-
men, insbesondere im Hinblick auf etwa-
ige weitere Maßnahmen bei der vorge-
sehenen Wirkungskontrolle. Sie fordern 
vom Bund mindestens eine vollständige 
Kompensation der durch die Umsetzung 
des Klimaschutzprogramms 2030 im 
Steuerrecht den Ländern und Kommu-
nen entstehenden Mindereinnahmen.

Denn vor Ort wird sich entscheiden, ob 
wir aus dem Klimapaket eine Erfolgsge-
schichte machen!

Quelle: DStGB Aktuell 482019 vom 29.11.2019

v.l.: Dr. Franz Dirnberger und Stefan Graf vom Bayerischen Gemeindetag, Bernd Bu-

ckenhofer und Thomas Kostenbader vom Bayerischen Städtetag und Detlef Fischer 

mit Florian Mattner vom VBEWFo
to
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 13. DSTGB-KLIMASCHUTZ-
KONFERENZ „KOMMUNEN AK-
TIV FÜR DEN KLIMASCHUTZ““

10. MÄRZ 2020
IN BONN

Städte und Gemeinden sind Schlüsselak-
teure beim Klimaschutz. Ziel der bereits 
zum 13. Mal stattfindenden Konferenz 
„Kommunen aktiv für den Klimaschutz“ 
ist es, diese kommunale Verantwortung 
hervorzuheben und praxisnahe Beispiele 
aus Städten und Gemeinden sowie inno-
vative Lösungsansätze zum Klimaschutz 
und zur Klimafolgenanpassung vorzu-
stellen.

Über die klimagerechte Stadt der Zu-
kunft wird Frau Ministerin Ina Schar-
renbach, Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Gleichstellung des 
Landes Nordrhein-Westfalen, referie-
ren. Staatssekretär Jochen Flasbarth vom 
Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit stellt die 
Bedeutung und die Auswirkungen des 
von der Bundesregierung beschlosse- 
nen Klimaschutzprogramms 2030 und 
des Bundes-Klimaschutzgesetzes für  
die kommunale Praxis dar.

Professorin Dr. Ute Stoltenberg von der 
Leuphana Universität Lüneburg wird An-
regungen geben, wie klimafreundliche-
res und nachhaltiges Handeln umge-
setzt werden kann. Dass Strukturwandel 
und Klimaschutz keine Gegensätze dar-
stellen, wird Oberbürgermeister Bernd 
Tischler aus Bottrop am Beispiel der In-
novationCity Ruhr aufzeigen.

Darüber hinaus befassen sich fünf  
praxisnahe Fachforen mit ausgewählten 
Themen zum Klimaschutz:

Forum I: Chancen für die Verkehrs- 
wende – Klimafreundliche Mobilität
Forum II: Von guten Beispielen lernen – 
Klimagerechte Stadtentwicklung
Forum III: Präventives Handeln  
tut Not – Extremwetter
Forum IV: Zukunftsfähige Kommunen 
gestalten – Nachhaltigkeit praktizieren
Forum V: Energiewende forcieren – 
Energieeffizienz und erneuerbare  
Energien

TEILNAHMEBEITRAG
€ 190 

TAGUNGSSTÄTTE 
Forschungszentrum caesar
Ludwig-Erhard-Allee 2, 53175 Bonn

ANMELDUNG UND PROGRAMM
unter www.dstgb.de  
(Rubrik: Veranstaltungen)

desrepublik Deutschland“ veröffentlicht 
(www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/
Breitbandausbau/Breitbandfoerderung/
breitbandfoerderung). 

In Folge hat das Bayerische Staatsmi-
nisterium der Finanzen und für Hei-
mat am 04.12.2019 im Bayerischen Mi-
nisterialblatt BayMBl. 2019 Nr. 507) die 
Änderung der Kofinanzierungs-Breit-
bandrichtlinie veröffenlicht. Die Gel-
tungsdauer dieser Richtlinie verlängert 
sich damit um ein Jahr bis 31.12.2020 
(www.verkuendung-bayern.de/files/
baymbl/2019/507/baymbl-2019-507.pdf).

 BÜRGERMEISTERWAHL; 
WAHLKAMPF; VERHALTEN 
KOMMUNALER BEDIENSTE-
TER; NEUTRALITÄTSGRUND-
SATZ; BEEINFLUSSUNG;  
PLAKATIERUNGSRICHTLINIE

LEITSATZ
1.  Während des Wahlkampfs um das Amt 

des Bürgermeisters sind kommuna-
le Bedienstete jedenfalls in Führungs-
positionen, wenn sie sich in dieser Ei-
genschaft äußern, zu Neutralität, Zu-
rückhaltung und der Einhaltung des 

Grundsatzes der Chancengleichheit 
der Kandidaten verpflichtet. Diese 
Pflichten gelten auch für den Betriebs-
ratsvorsitzenden einer kommunalen 
Einrichtung, der sich im Anschluss an 
eine Wahlkampfveranstaltung über den 
Mailverteiler der kommunalen Einrich-
tung mit einer Mail an alle Mitarbeiter 
wendet und sich zu einem einzelnen 
Kandidaten äußert. Die Unabhängig-
keit des Betriebsrats lässt diese Pflich-
ten unberührt.

2.  Kommunalen Bediensteten ist in Zei-
ten des kommunalpolitischen Wahl-
kampfes nicht jegliche Meinungsäuße-
rung - auch in amtlicher Eigenschaft 
- zu Sachverhalten untersagt, die Ge-
genstand des Wahlkampfes sind. Eine 
sachbezogene Richtigstellung über 
ihre amtliche Tätigkeit und eine sach-
liche Erwiderung auf gegen sie gerich-
tete Angriffe ist ihnen auch in Wahl-
kampfzeiten erlaubt (Bestätigung der 
Rspr., vgl. Senat, Urt. v. 07.11.1983 - 
1 S 1131/83 - EKBW KomWG § 32 E 
35; Urt. v. 02.12.1985 - 1 S 2428/85 - 
ESVGH 36, 109; Beschl. v. 30.01.1997 - 
1 S 1748/96 - juris). 

3.  Es handelt sich um eine gesetzwidri-
ge Wahlbeeinflussung i.S.d. § 32 Abs. 1 
Nr. 1 Alt. 2 KomWG (juris: KomWG 
BW), wenn die Gemeinde im Bürger-
meisterwahlkampf ihre Plakatierungs-
richtlinie, die den Kandidaten Plaka-
te bis zur Größe DIN A 1 erlaubt, ad 
hoc dahin ändert, Plakate bis zur Grö-
ße DIN A 0 zu gestatten, nachdem 
ein Bewerber – hier der wieder kan-

didierende Amtsinhaber – unter Ver-
stoß gegen die Plakatierungsrichtlinie 
Wahlplakate mit der Größe A0 aufge-
hängt hat.

4.  Im Allgemeinen ist bei einem Verstoß 
gegen den Grundsatz der Gleichbe-
handlung der Kandidaten im Zusam-
menhang mit der Wahlwerbung im  
öffentlichen Raum eine mangelnde 
Ursächlichkeit eines Wahlfehlers nur 
schwer festzustellen. Denn angesichts 
der typischerweise großen Bedeutung 
der Wahlwerbung, insbesondere der 
Plakatwerbung im öffentlichen Raum 
sind kaum verlässliche Aussagen dazu 
zu treffen, wie sich der Wahlfehler im 
Wahlergebnis möglicherweise ausge-
wirkt oder nicht ausgewirkt hat. 

Quelle: VGH Baden-Württemberg
Beschluss vom 02.05.2019 – 1 S 581/19
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 WILDE, EHMANN, NIESE, 
KNOBLAUCH:  
DATENSCHUTZ IN BAYERN 

w

(Datenschutz-Grundverordnung,  
Bayer. Datenschutzgesetz)
Kommentar und Handbuch für  
Datenschutzverantwortliche, 
31. Aktualisierung, Stand Juni 2019,  
306 Seiten, 142,99 €;  
Gesamtwerk (1608 Seiten, 1 Ordner)
179,99 € mit Fortsetzungsbezug,
auch Online-Bezug möglich,
Verlagsgruppe Hüthig-Jehle-Rehm

Das Handbuch für Datenschutzverant-
wortliche wurde durch die Themen „Da-
tenschutz in der Gemeinde“, „Daten-

schutz im Dienst- und Arbeitsverhält-
nis“, „Informationspflichten der ver-
antwortlichen Stelle gegenüber den 
Betroffenen“ sowie „Koordinierung der 
Datenschutzaufsicht in der EU“ ergänzt. 

Dieses Handbuch gibt lehrbuchartig ei-
nen Überblick über das für bayerische 
Behörden geltende neue Datenschutz-
recht. Von den Vorschriften der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) 
wurden insbesondere überarbeitet:  
Art. 6 (Rechtmäßigkeit der Verarbei-
tung), Art. 20 (Datenübertragbarkeit), 
Art. 31 (Zusammenarbeit des Daten-
schutzbeauftragten mit der Datenschutz-
aufsichtsbehörde), Art. 32 (Sicherheit  
der Verarbeitung), Art. 36 (Konsultati-
on der Datenschutzaufsichtsbehörde im 
Rahmen einer Folgenabschätzung).

 NEUE PUBLIKATIONEN DER 
BERTELSMANN STIFTUNG  
ZUR NACHHALTIGEN  
ENTWICKLUNG VOR ORT 

Die Bertelsmann Stiftung hat vier neue 
Publikationen aus der Projektarbeit zur 
Agenda 2030 veröffentlicht.
 
•  Monitor Nachhaltige Kommune –  

Bericht 2019
•  Analysen und Konzepte –  

SDG-orientierte Stadtentwicklung
•  SDG-Indikatoren für kommunale  

Entwicklungspolitik (Vorstudie)
•  Lebenswertes Stuttgart –  

Die globale Agenda 2030 auf  
lokaler Ebene

Der Monitorbericht 2019 greift das  
Thema Kreislaufwirtschaft auf und ist in 
diesem Jahr erstmals zweisprachig –  
in Deutsch und Englisch erschienen. Die 
Publikation „Analysen und Konzepte“, 
widmet sich der Frage, wie eine SDG-
orientierte Stadtentwicklung aussehen 
kann. Die Vorstudie „SDG-Indikato-
ren für kommunale Entwicklungspolitik“ 
zeigt, welche Indikatoren für die Mes-
sung des entwicklungspolitischen Bei-
trages von Kommunen in Deutschland 
zur Umsetzung der Agenda 2030 in Fra-
ge kommen. Der Bericht „Lebenswertes 
Stuttgart – Die globale Agenda 2030  
auf lokaler Ebene“ stellt eine Bestand-
aufnahme auf Grundlage der SDG-Indi-
katoren für Kommunen dar.

Die Publikationen können unter:  
www.bertelsmann-stiftung.de  
(Rubrik: Unsere Projekte / Agenda 2030 / 
Projektnachrichten / Deutscher Nachhal-
tigkeitspreis) heruntergeladen werden.

 UNIMOG U 427  
ZU VERKAUFEN

Die Gemeinde Hohenau (Landkreis 
Freyung-Grafenau) verkauft einen ge-
brauchten Unimog U 427 mit Kommu-
nalausstattung in sehr gutem Zustand.

NEUPREIS
178.000€

VERKAUFSPREIS
89.000€ (Verhandlungsbasis)

Baujahr Oktober 2014
KM ca. 75.000 km
Betriebsstunden ca. 3.900
TÜV neu

Nähere Details und Fotos nach  
konkreter Anfrage.

KONTAKT
Gemeinde Hohenau
Herr Seidl
Tel. 08558/960411 
seidl@hohenau.bayern.de

 LÖSCHGRUPPENFAHRZEUG 
LF 16/12 ZU VERKAUFEN

VERKAUFSPREIS
28.000 € (Verhandlungsbasis)

Fahrgestell Mercedes-Benz 1222 AF 
EZ 08.03.1993
KM 31.530 km (Stand 03.12.2019)
Länge 7.200 mm
Breite 2.500 mm
Höhe 3.200 mm
Zul. Gesamtgewicht 13.500 kg
Hubraum 11.309 cm3

Bereifung 10 R 22,5 140/137 J
Nächste HU September 2020

Die Bereifung wurde 2016 und die  
Pumpe 2017 komplett erneuert. Verkauf 
ohne Beladung und funktechnische  
Ausrüstung! Verkauf erfolgt ohne  
Gewährleistung/Garantie. 

Das Fahrzeug ist angemeldet und kann 
zur Probe getestet werden.  

Vorab senden wir Ihnen gerne Bilder  
des Fahrzeuges per Mail. 

KONTAKT
Gemeinde Dietersheim
Herr Friedrich
Hauptstraße 7, 91463 Dietersheim
Tel. 09161/66222-0
gemeinde@dietersheim.de 

 KOMMUNALFAHRZEUGE 
ZU KAUFEN GESUCHT

Die Fa. Dipl.-Ing. Hans Auer aus  
84478 Waldkraiburg kauft gebrauchte  
Kommunalfahrzeuge wie z.B. LKW 
(Mercedes und MAN), Unimog,  
Transporter, Kleingeräte und Winter-
dienst-Ausrüstung sowie Feuerwehr-
Fahrzeuge.

KONTAKT
Tel. 08638/85636, Fax 08638/886639
h_auer@web.de 

 SAMMELBESCHAFFUNG 
FEUERWEHRFAHRZEUGE

Zur Gewährleistung einer höheren  
Aktualität, finden Sie die Rubrik  
„Sammelbeschaffungen Feuerwehr-
fahrzeuge“ nur noch auf unserer 
Homepage:
https://www.bay-gemeindetag.de/
Sammelbeschaffungen 
Feuerwehrfahrzeuge.aspx

Ihre redaktionellen Angebote richten  
Sie bitte formlos per E-Mail an:
baygt@bay-gemeindetag.de

Bitte beachten Sie, dass Ihr  
Verkaufsangebot nach 8 Wochen  
automatisch gelöscht wird.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen  
sehr gerne unter der angegebenen  
E-Mail zur Verfügung.
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SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
•  ESF: Konsultation zur Bewertung  

der Unterstützung von Beschäftigung 
und Mobilität 

•  Soziale Sicherheit: Rat nimmt  
Empfehlung zum Sozialschutz an

INSTITUTIONEN,  
GRUNDSÄTZLICHES UND  
WEITERE EU-THEMEN
•  Zukunft des Regierens: Bericht 

über politische Implikationen und 
Empfehlungen 

•  Gleichstellung: Studie zu Frauen  
in der Kommunalpolitik und darüber  
hinaus  

FÖRDERPROGRAMME  
UND AUFRUFE
•  Erasmus+: Aufforderung zur  

Einreichung von Vorschlägen 
•  Europäische Werte:  

Aufruf zur Teilnahme am  
Europäischen Schulwettbewerb 

•  Bildung: „Jan Amos Comenius“- 
Preis für herausragende  
Wissensvermittlung zur EU

 BRÜSSEL AKTUELL 
40/2019 
22. – 29. NOVEMBER 2019

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN
•  Finanzmarkt: Rahmenregelwerke  

zu nachhaltigen Investitionen
•  Beihilferecht: Änderungen zur  

Nachrüstung kommunaler Fahrzeuge 
genehmigt  

UMWELT, ENERGIE UND VERKEHR
•  Energie: Statistik-Taschenbuch zu  

internationalen Zahlen veröffentlicht 

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
•  Gesundheit I: Konsultation  

Drogenstrategie und Veröffentlichung  
Drogenmarktbericht 

•  Gesundheit II: Sonderbericht des  
Europäischen Rechnungshofs zu  
Antibiotikaresistenz  

•  Migration: Sonderbericht des EuRH 
zur Umsiedlung und Rückkehr von  
Migranten

INSTITUTIONEN,  
GRUNDSÄTZLICHES UND  
WEITERE EU-THEMEN
•  Kommission 2019-2024 I: Kollegium 

vom Europäischen Parlament bestätigt
•  Kommission 2021-2024 II: Veranstal-

tung am 9. Dezember in Stuttgart 
•  EU-Haushalt: Beitragszahlungen der 

Mitgliedstaaten zum künftigen MFR 
2021-2027

•  Europaarbeit in den Kommunen:  
Praxisheft zur europäischen Vernetzung 
vor Ort

•  Regionalparlamente:  
Projekt zur Einbeziehung in den  
EU-Rechtsetzungsprozess

FÖRDERPROGRAMME  
UND AUFRUFE
•  Europäische Unternehmerregionen: 

Aufruf für Auszeichnung 2021

 BRÜSSEL AKTUELL 
41/2019 
29. NOVEMBER –  
6. DEZEMBER 2019

UMWELT, ENERGIE UND VERKEHR
•  Klimaschutz: Parlament ruft  

Klimanotstand aus  
•  Luftqualität: Nach Eurobarometer-

Umfrage wünschen sich Bürger mehr 
Maßnahmen  

•  Verkehr: Rat legt Standpunkt zu trans-
europäischen Verkehrsnetzen fest  

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
•  Jugendschutz: Parlament und Rat  

zum Schutz des Kindeswohls 
•  Migration: Rat diskutiert Zukunft der 

Migrations- und Asylpolitik 
•  Gesundheit I: Länderspezifische  

Gesundheitsprofile und Begleitbericht
•  Gesundheit II: Bericht zur HIV/AIDS-

Überwachung in Europa  
•  Gewalt gegen Frauen: Istanbul- 

Konvention und weitere Maßnahmen

INSTITUTIONEN,  
GRUNDSÄTZLICHES UND  
WEITERE EU-THEMEN
•  EU-Ratspräsidentschaft:  

Prioritäten Kroatiens 
•  Katastrophenschutz: rescEU um medi-

zinische Notfallversorgung ergänzt

IN EIGENER SACHE
• Weihnachtspause Brüssel Aktuell 
  

 BRÜSSEL AKTUELL 
39/2019 
15. – 22. NOVEMBER 2019

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN
•  EU-Haushalt 2020:  

Vorläufige Einigung erzielt

UMWELT, ENERGIE UND VERKEHR
•  Luftreinhaltung: Generalanwalt  

des EuGH zur Zwangshaft für  
Amtsträger  

•  Umweltschutz: Konsultation zur  
Überprüfung der Richtlinie zur  
Umweltkriminalität

REGIONALPOLITIK, STÄDTE UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG
•  Regionalentwicklung: Bericht zum  

industriellen Wandel in den Regionen, 
z. B. Sachsen

AKTUELLES AUS BRÜSSEL

THEMENÜBERSICHT 15. NOVEMBER – 6. DEZEMBER 2019
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DIE EINZELNEN AUSGABEN VON „BRÜSSEL AKTUELL“  
KÖNNEN VON DEN MITGLIEDERN DES  
BAYERISCHEN GEMEINDETAGS IM INTRANET UNTER 

HTTP://INTRANET.BAY-GEMEINDETAG.DE/INFORMATIONEN/
BRUESSELAKTUELL/BRUESSELAKTUELL2019.ASPX 

ABGERUFEN WERDEN.

EUROPABÜRO DER  
BAYERISCHEN KOMMUNEN 
Thomas Fritz 

 

Rue Guimard 7, 1040 Bruxelles 

Tel. +32 2 5490700 

Fax +32 2 5122451

info@ebbk.de 

www.ebbk.de

EUROPA EUROPA
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(S. 61; 41 Staaten; 29 % lokal gewähl-
te Rätinnen und 15,4 % Bürgermeisterin-
nen) insgesamt unterdurchschnittlich ab. 
Zu den Spitzenreitern zählt Island mit 
einer Frauenquote in kommunalen Gre-
mien von 47 % und einer Bürgermeiste-
rinnenquote von 36 %. Auch beim Frau-
enanteil in den Landtagen und im Eu-
ropäischen Parlament liegt Deutschland 
unterhalb des Durchschnitts. Nur auf na-
tionaler Ebene, im Bundestag, sind pro-
zentual mehr Parlamentarierinnen zu 
verzeichnen. Der CEMR erinnert in die-
sem Zusammenhang an die Europäische 
Charta für die Gleichstellung der Frauen 
und Männern auf lokaler Ebene. (Pr/CB)

2. EU-HAUSHALT:  
BEITRAGSZAHLUNGEN DER  
MITGLIEDSTAATEN ZUM  
KÜNFTIGEN MFR 2021-2027

Am 5. November 2019 veröffentlichte die 
EU-Kommission Konkretisierungen zu 
den von den Mitgliedstaaten der EU zu 
leistenden Finanzbeiträge für den Mehr-
jährigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 
(Präsentation; Datenblätter). Nach dem 
Vorschlag der Kommission zum künf-
tigen MFR sollen aus dem EU-Haus-
halt rund 1.134 Mrd. € (Preise 2018) be-
reitgestellt werden. Dies entspricht in 
etwa 1,11 % des Bruttonationaleinkom-
mens (BNE) der 27 Mitgliedstaaten, ohne 
das Vereinigte Königreich (Brüssel Aktu-
ell 16/2018). Der Text führt aus, dass hö-
here Einzahlungen der Mitgliedstaaten 
nicht nur auf den Brexit und neue Her-
ausforderungen zurückzuführen sind. Es 

werden überdies ein Ausgleich der jähr-
lichen Inflation sowie das Wirtschafts-
wachstum der Mitgliedstaaten als Be-
messungsgrundlage berücksichtigt. Zu-
sammen umfassen die letztgenannten 
Posten bereits ca. 60 % der Beitragsstei-
gerungen. Im aktuellen MFR 2014-2020 
trägt Deutschland durchschnittlich  
25,48 Mrd. € pro Jahr bei. Im Rahmen 
des zukünftigen MFR steigen die durch-
schnittlichen jährlichen Beitragszah-
lungen auf rund 32,76 Mrd. € an (Prei-
se 2018). Dies entspreche einem durch-
schnittlichen Anstieg von ca. 13 % des 
deutschen BIP in jedem Jahr, wobei 
Deutschland hierbei bereits, wie weitere 
Mitgliedstaaten, Beitragsrabatte in An-
spruch nimmt. Ebenso sei die Betrach-
tung der Nettosalden je Mitgliedstaat, 
d. h. Beitragszahlungen abzüglich Zah-
lungen aus dem EU-Haushalt, aufgrund 
statistischer Anpassungen weder vali-
de noch würden indirekte Vorteile, wie 
z. B. aus der Kohäsionspolitik, angemes-
sen abgebildet (vgl. zu den statistischen 
Anpassungen den Finanzbericht 2018 der 
Kommission, Anhang 3). (CD)

3. EUROPAARBEIT IN DEN  
KOMMUNEN: PRAXISHEFT  
ZUR EUROPÄISCHEN  
VERNETZUNG VOR ORT

Das Bundesministerium des Innern,  
für Bau und Heimat (BMI) veröffentlich-
te im November 2019 ein Praxisheft mit 
dem Titel „Europäische Vernetzung – 
ein Treiber für die Entwicklung vor Ort. 
Ideen und Ansätze für Kommunen, wie 

europäische Vernetzung gelingen kann“. 
Das Heft gibt Einblicke in den Status 
quo der europäischen Vernetzung in den 
Bereichen der Stadt- und Regionalent-
wicklung und verweist dabei etwa auf ca. 
1.000 multinationale Vernetzungsaktivi-
täten deutscher Kommunen und Regio-
nen zwischen 2007 und 2017. Ferner be-
schreibt das Heft den Mehrwert und die 
Machbarkeit dieser Vernetzung. Hier-
bei werden „best practice“-Beispiele von 
besonders aktiven Kommunen aufge-
führt. Zu diesen Kommunen zählen auch 
der Landkreis Lörrach, die Stadt Weil am 
Rhein sowie die Landeshauptstadt  
München. Von Interesse sind ferner die 
Übersichten zu europäischen Förder-
möglichkeiten und Netzwerken. (CB)

4. EU-RATSPRÄSIDENTSCHAFT: 
PRIORITÄTEN KROATIENS

Vom 1. Januar 2020 bis 30. Juni 2020 
übernimmt Kroatien erstmalig den Vor-
sitz im Rat der EU. Innerhalb des Dreier- 
vorsitzes mit Rumänien und Finnland 
(vgl. 18-Monats-Programm) hat sich das 
Land folgende vier Programmprioritäten 
vorgenommen: Entwicklung, Vernet-
zung, Schutz und Einfluss Europas.  
Diese tragen den Politischen Leitlinien 
der Kommissionspräsidentin für die  
Legislaturperiode 2019-2024 Rechnung 
und beinhalten vielfältige kommunal- 
relevante Aspekte. Eine wichtige Auf-
gabe stellt ferner die Weiterverhandlung 
des Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 
2021-2027 dar. 

 WETTBEWERB,  
WIRTSCHAFT UND FINANZEN

EU-HAUSHALT 2020:  
VORLÄUFIGE EINIGUNG ERZIELT

Am 18. November 2019 erreichten das 
Europäische Parlament und der Rat der 
EU eine vorläufige Einigung in Hinblick 
auf den Kommissionsvorschlag für einen 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union für das Haushaltsjahr 2020. Diese 
muss nun noch förmlich von beiden  
EU-Organen angenommen werden. Die  
Prioritäten des Haushaltsplans liegen 
u. a. auf Wachstum und Wettbewerbs-
fähigkeit, Klimaschutz, Sicherheit und 
Steuerung der Migration. Sie entsprechen 
damit im Wesentlichen den Prioritäten, 
die auch im Vorschlag zur Festlegung des 
nächsten Mehrjährigen Finanzrahmens 
(MFR) 2021-2027 und in den politischen 
Leitlinien der gewählten Kommissions-
präsidentin festgehalten sind. Im Fal-
le eines verspäteten Starts der Förderpe-
riode 2021-2027 bildet der Haushaltsplan 
2020 die Grundlage der Fortschreibung 
für eine entstehende Übergangszeit. An 
den Trilog-Verhandlungen nahm als 
Co-Berichterstatterin auch die bayeri-
sche EU-Abgeordnete Monika Hohlmei-
er (EVP) teil.

AUSGEWÄHLTE KOMMUNALRE-
LEVANTE BESTANDTEILE
Ganz im Sinne des sog. „Grünen Deals“, 
den die gewählte Kommissionspräsi-
dentin in ihren ersten 100 Tagen Amts-
zeit vorlegen möchte, sind 21 % des Ge-
samthaushalts den Maßnahmen zur Be-

kämpfung des Klimawandels vorgesehen. 
Beispielsweise erfährt das Klima- und 
Umweltprogramm „Life“ einen Zuwachs 
gegenüber dem Vorjahr (+ 5,6 %). Des 
Weiteren wird das Rahmenprogramm 
für Forschung und Innovation Horizont 
2020, in dessen Anwendungsbereich u. 
a. auch grüne Themen fallen, aufgestockt 
(+ 8,8 %). Erwähnenswert ist ferner die 
Erhöhung der Mittel für das Programm 
für Jugend, Bildung und Sport „Eras-
mus+“ um 3,6 % (vgl. diese Ausgabe).

HAUSHALTSVOLUMEN
Die Mittelbindungen, d. h. die Mittel,  
die im Jahr 2020 vertraglich zugesagt 
werden können, sollen bei 168,69 Mrd. €  
liegen. Dies entspricht einer Erhöhung 
gegenüber dem geänderten Haushalts-
plan 2019 um 1,5 %. Tatsächlich dürfen 
allerdings nur 153,57 Mrd. € ausgezahlt 
werden. Auch hier ist ein Anstieg gegen-
über dem Vorjahr zu verzeichnen (3,4 %). 
Dieser soll eine Anhäufung von Zah-
lungsanträgen verhindern.

ANNAHMEN IM ZUSAMMENHANG 
MIT DEM BREXIT
Die EU-Institutionen gehen bei ihren 
Planungen davon aus, dass das Vereinigte 
Königreich nach seinem Austritt aus der 
EU spätestens noch bis Ende 2020 den-
selben Beitrag wie ein Vollmitglied zum 
EU-Haushalt und zur Durchführung der 
EU-Haushaltspläne leisten wird.

MASSGABEN FÜR EINE ETWAIGE 
ÜBERGANGSZEIT
Wenn der Rat der EU und das Parlament 
bis Ende 2020 keine Verordnung zur 

Aufstellung des Mehrjährigen Finanzrah-
mens 2021-2027 erlassen, sind nach Art. 
312 Abs. 4 AEUV zunächst die Ober-
grenzen und sonstigen Bestimmungen 
des Haushaltsplans 2020 fortzuschrei-
ben. Entsprechend bildet der Haushalt 
2020 die Ausgangsbasis für die Hand-
lungsfähigkeit der EU während eines 
dann eintretenden Übergangszeitraums 
ab dem Jahr 2021. Bereits im Vorfeld er-
folgte eine Einigung zu Übergangsrege-
lungen z. B. im Bereich der gemeinsamen 
Agrarpolitik (Brüssel Aktuell 37/2019). 
(CB)

 INSTITUTIONEN,  
GRUNDSÄTZLICHES UND  
WEITERE EU-THEMEN

1. GLEICHSTELLUNG:  
STUDIE ZU FRAUEN IN DER  
KOMMUNALPOLITIK UND  
DARÜBER HINAUS

Der europäische kommunale Dachver-
band CEMR kommt in seiner Studie 
„Frauen in der Politik. Lokale und Euro-
päische Trends“ zu dem Ergebnis, dass 
Frauen weiterhin auf allen politischen 
Ebenen stark unterrepräsentiert sind. In 
Deutschland stellt die Studie für das Jahr 
2019 (S. 75) einen Anteil von 27 % (2008: 
25,6 %) an Gemeinde- bzw. Stadt- und 
Kreisrätinnen in kommunalen Gremi-
en fest. Außerdem werden im Jahr 2019 
11,4 % Bürgermeisterinnen, Oberbür-
germeisterinnen bzw. Landrätinnen ver-
zeichnet (2008: 10,5 %). Damit schneidet 
Deutschland im europäischen Vergleich 

AKTUELLES AUS BRÜSSEL

DIE EU-SEITEN

EUROPA EUROPA
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EIN EUROPA,  
DAS SICH ENTWICKELT
Kroatien will sich im Bereich der Regio-
nalpolitik u. a. für die Stärkung des wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammen-
halts (Kohäsion), die Nutzung des Po-
tentials makroregionaler Zusammen-
arbeit und die Modernisierung des 
ländlichen Raums einsetzen. Zu den 
Umwelt- bzw. Klimaprioritäten zäh-
len v. a. die Umsetzung des Pariser Kli-
maschutzabkommens mit einem fairen 
Übergang, die Bewahrung der Artenviel-
falt, eine effiziente Wasser- und Kreis-
laufwirtschaft sowie die Förderung des 
nachhaltigen Tourismus. Gesellschaftlich 
stehen etwa die Umsetzung der europäi-
schen Säule sozialer Rechte, Maßnahmen 
zur Eindämmung negativer demografi-
scher Trends sowie die Förderung einer 
lebenslangen Gesundheitsversorgung auf 
der Agenda. 

EIN EUROPA,  
DAS VERBINDET
Kroatien will in seiner Präsidentschaft 
zur Schaffung des Digitalen Binnen-
markts beitragen. Dabei hat das Land 
auch die Digitalisierung in allen Berei-
chen des Verkehrssektors, die Schaffung 
von Bedingungen für die volle Funkti-
onsfähigkeit und Sicherheit von 5G-Net-
zen sowie eine Diskussion zu den ge-
setzlichen und ethischen Implikationen 
künstlicher Intelligenz (KI) vor Augen. 
Als weitere verbindende Elemente möch-
te Kroatien die Verbesserung transeu-
ropäischer Verkehrsnetze (TEN-V) (vgl. 
diese Ausgabe) sowie die weitere Umset-
zung der Energieunion und Stärkung der 

Energiesicherheit angehen. Im Hinblick 
auf den transnationalen Austausch steht 
die Stärkung der Mobilität via „Eras-
mus+“ bzw. „Kreatives Europa“ im Vor-
dergrund. Weitere Programmpunkte sind 
ferner die Förderung des europäischen 
kulturellen Erbes, die Intensivierung des 
Dialogs mit der Jugend, die Nutzung 
von Sport zur Verbindung von Menschen 
aller Generationen sowie die Förderung 
eines gesunden Lebensstils.

EIN EUROPA,  
DAS SCHÜTZT
Zugunsten von mehr Sicherheit für die 
Unionsbürger will sich Kroatien für die 
Stärkung des Europäischen Katastro-
phenschutzmechanismus „rescEU“ (vgl. 
diese Ausgabe), den Schutz vor Cyber-
Aktivitäten, den Datenschutz sowie den 
Schutz der Privatsphäre, des öffentli-
chen Raums und kritischer Infrastruktu-
ren einsetzen. Im Bereich der Migrati-
on möchte Kroatien die Rückkehr zum 
funktionierenden Schengenraum, einen 
kohärenten und umfassenden Ansatz in 
Hinblick auf die Migration sowie die Re-
form des Europäischen Asylsystems ver-
handeln.

EIN EINFLUSSREICHES EUROPA
Unter dem Schlagwort „ein einflussrei-
ches Europa“ stehen u. a. verschiede-
ne Aktivitäten im Bereich der Nachbar-
schaftspolitik und der Handelsabkom-
men auf der Agenda. (CB)

Die Kommunalwerkstatt des Bayeri-
schen Gemeindetags gibt auch im 

Jahr 2020 neugewählten Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeistern wieder die 
Möglichkeit, sich zu Beginn der Amts-
periode in jeweils dreitägigen Seminaren 
über grundlegende rechtliche, organisa-
torische und personelle Fragen zu infor-
mieren. Behandelt werden unter anderem 
Fragen der Öffentlichkeitsarbeit, Stress-
bewältigung, aber auch Rechtsfragen zur 
Gemeinderatssitzung, zum Personal-
recht, zum Baurecht und zur Organisa-
tion. Außerdem besteht die Möglichkeit 
zur Diskussion mit einem in der Amts-
führung erfahrenen Bürgermeister.

Die Seminargebühr beträgt 795 €  
inkl. 19 % MwSt.. 
Darin sind die Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung enthalten. Die Verpfle-
gungsleistungen beginnen am Anreisetag 
mit dem Mittagessen und enden am  
Abreisetag mit der Nachmittagspause.

Die Zahl der Teilnehmer ist für alle Ver-
anstaltungen kapazitätsbedingt begrenzt. 
Anmeldungen können daher nur schrift-
lich (über unser Online-Formular) und  
in der Reihenfolge des Eingangs berück- 
sichtigt werden. Gemeinden können ab 
sofort einen Seminarplatz für eine/n neu 
zu wählende/n Bürgermeister/-in bu-
chen, auch wenn deren/dessen Name 
noch nicht feststeht. In diesem Fall ge-
ben Sie bitte bei einer Online-Anmel-
dung als Teilnehmernamen „unbekannt“ 
an.

Auch wenn die Seminare vor Amtsantritt 
stattfinden, bestehen keine Bedenken, 
dass die Seminargebühren und die anfal-
lenden Reisekosten für die Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister von der Ge-
meinde übernommen werden.

Bei Stornierung der Anmeldung bis  
4 Wochen vor Veranstaltungstermin be-
rechnen wir 20 % der Teilnahmegebühr 
als Bearbeitungspauschale. Bei Abmel-
dungen zu einem späteren Zeitpunkt 
wird die gesamte Teilnahmegebühr in 
Rechnung gestellt. Die Gründe für eine 
Stornierung sind für diese Regelung un-
erheblich. Keine Stornokosten entstehen, 
wenn ein Ersatzteilnehmer für die Veran-
staltung gestellt wird.

Für organisatorische Rückfragen  
steht Ihnen Frau Sarah Franz gerne  
zur Verfügung: 
Tel.: 089 / 36 00 09 32 
kommunalwerkstatt@ 
bay-gemeindetag.de). 

Sollten Sie zusätzliche inhaltliche In-
formationen benötigen, wenden Sie sich 
bitte an Herrn Hans-Peter Mayer 
Tel.: 089 / 36 00 09 17
hans-peter.mayer@bay-gemeindetag.de  
oder Herrn Gerhard Dix 
Tel. 089 / 36 00 09 21 
gerhard.dix@bay-gemeindetag.de

SEMINARANGEBOTE
FÜR NEUGEWÄHLTE BÜRGERMEISTERINNEN UND  
BÜRGERMEISTER 2020

FOLGENDE TERMINE STEHEN ZUR AUSWAHL

18.03. – 20.03.2020 Niederbayern 
 Bad Gögging, The Monarch Hotel
24.03. – 26.03.2020 Unterfranken 
 Bad Kissingen, Hotel Sonnenhügel
31.03. – 02.04.2020 Oberbayern 
 Emsing, Hotel Dirsch
06.04. – 08.04.2020 Oberfranken 
 Bad Staffelstein, Kurhotel an der Obermaintherme 
15.04. – 17.04.2020 Schwaben 
 Bad Wörishofen, Hotel Sonnengarten
21.04. – 23.04.2020 Mittelfranken 
 Bad Windsheim, Arvena Reichstadt
27.04. – 29.04.2020 Oberpfalz 
 Donaustauf, Forsters Posthotel

SEMINARANGEBOTEEUROPA
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Das Spannungsverhältnis zwischen  
Baurecht und leitungsgebundenen  
Einrichtungen (MA 3017)
Referenten 
• Dr. Juliane Thimet, Direktorin (BayGT)
•  Matthias Simon, LL.M.,  

Verwaltungsdirektor (BayGT) 
Ort Kloster Irsee 
Klosterring 4, 87660 Irsee
Termin 03. März 2020

Aktuelles aus dem Schulrecht (MA 3004)
Referenten: 
• Gerhard Dix, Referatsdirektor (BayGT)
• Michael Rißmann, Ministerialrat
Ort Novotel Nürnberg am Messezent-
rum, Münchener Str. 340, 90471 Nürn-
berg
Termin 19. Mai 2020

Zielbindungsvertrag, Folgekostenver-
trag, Plankostenerstattungsvertrag,  
Erschließungsvertrag und Durchfüh-
rungsvertrag – Städtebauliche Verträge  
und ihre praktische Anwendung in der 
Bauleitplanung (MA 3005)
Referenten 
•  Dr. Franz Dirnberger,  

Direktor (BayGT)
•  Matthias Simon, LL.M.,  

Verwaltungsdirektor (BayGT) 
Ort Mercure Hotel Freising 
Dr.-von-Daller-Straße 1-3 
85356 Freising
Termin 28. Mai 2020

Neues aus dem Tarifrecht (MA 3010)
Referenten 
•  Georg Große Verspohl,  

Direktor (BayGT)
• Dr. Anette Dassau, KAV Bayern e.V.
Ort Novotel München Messe 
Willy-Brandt-Platz 1, 81829 München
Termin 23. Juni 2020

Aktuelles zum BayKiBiG –  
Fragen aus der Praxis (MA 3006)
Referenten 
• Gerhard Dix, Referatsdirektor (BayGT)
• Hans-Jürgen Dunkl, Ltd. Ministerialrat
Ort Novotel Nürnberg am Messezentrum  
Münchener Str. 340, 90471 Nürnberg
Termin 23. Juni 2020

Kostenersatz nach Feuerwehreinsätzen 
(MA 3007)
Referent 
• Wilfried Schober, Referent (BayGT)
Ort Novotel Nürnberg am Messezentrum 
Münchener Str. 340, 90471 Nürnberg
Termin 25. Juni 2020

Gebührenfestsetzung bei der Wasserver- 
und Abwasserentsorgung (MA 3008)
Referentin 
•  Jennifer Hölzlwimmer,  

Verwaltungsrätin (BayGT)
Ort Mercure Hotel 
Grunewaldstraße 16, 93053 Regensburg
Termin 07. Juli 2020

Praktische Anwendung der Formblätter 
des VHB Bayern  
(Vergabebuch Bayern für Bauleistungen) 
(MA 3012)
Referentinnen 
• Kerstin Stuber, Direktorin (BayGT)
•  Gisela Karl, Bauoberrätin  

(Staatsministerium des Innern,  
für Bau und Verkehr)

Ort Novotel München Messe 
Willy-Brandt-Platz 1, 81829 München
Termin 09. Juli 2020

Beitragsrecht II:  
Beitragserhebung bei der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung – Vom schwierigen 
Alltagsfall bis zu den bisher ungelösten 
Fragen (MA 3009)
Referentin 
•  Jennifer Hölzlwimmer,  

Verwaltungsrätin (BayGT)
Ort Fürstenfelder 
Fürstenfeld 15, 82256 Fürstenfeldbruck
Termin 14. Juli 2020

Die Kommunalwerkstatt des Bayeri-
schen Gemeindetags bietet u.a. un-

tenstehende Veranstaltungen an, die sich 
speziell an Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den Kommunalverwaltungen 
richten. 

Weiterführende Informationen entneh-
men Sie bitte der jeweiligen Beschrei-
bung auf unserer Homepage  
www.baygt-kommunal-gmbh.de/ 
seminare/seminar-kalender. Dort kön-
nen Sie sich online zu den jeweiligen 
Terminen anmelden. Im Anschluss an 
die Registrierung erhalten Sie eine Ein-
gangsbestätigung. Ca. 5 Wochen vor Ver-
anstaltungstermin erhalten Sie die Einla-
dung zu der Veranstaltung per E-Mail.

Bei Stornierung der Anmeldung bis 2 Wo- 
chen (bei mehrtägigen Veranstaltungen 
bis 4 Wochen) vor Veranstaltungstermin 
berechnen wir 20 % der Teilnahmege-
bühr als Bearbeitungspauschale. Bei Ab-

meldungen zu einem späteren Zeitpunkt 
wird die gesamte Teilnahmegebühr in 
Rechnung gestellt. Die Gründe für eine 
Stornierung sind für diese Regelung un-
erheblich. Keine Stornokosten entstehen, 
wenn ein Ersatzteilnehmer für die Veran-
staltung gestellt wird.
 Änderungen im Programmablauf und 
bei den Referenten müssen wir uns lei-
der vorbehalten. Sollte die Veranstaltung 
abgesagt werden müssen, erhalten Sie 
selbstverständlich die Teilnahmegebühr 
zurück oder wir buchen Sie auf eine an-
dere Veranstaltung um.

Für organisatorische Rückfragen steht 
Ihnen Frau Sarah Franz zur Verfügung 
Tel.: 089/36 00 09-32  
kommunalwerkstatt@ 
bay-gemeindetag.de 
Bei inhaltlichen Fragen zu den Veranstal-
tungen wenden Sie sich bitte direkt an 
das jeweilige Referat im Bayerischen  
Gemeindetag.

ALLGEMEINE  
INFORMATIONEN
(für eintägige Seminare, sofern 

nicht anders angegeben)

Seminarzeiten
Beginn: 9:30 Uhr

Ende: 16:30 Uhr

Seminargebühren
215 € für Mitglieder

250 € für alle Übrigen 

jeweils inkl. MwSt.

Die Seminargebühr beinhaltet  

umfangreiche Unterlagen  

sowie das Mittagessen,  

zwei Kaffeepausen und die  

Tagungsgetränke. 

SEMINARANGEBOTE
FÜR MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER  
IN DEN KOMMUNALVERWALTUNGEN  

FRÜHJAHR / SOMMER 2020
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Haushaltssatzung des Bayerischen Gemeindetags 
für das Haushaltsjahr 2020 

 
Der Landesausschuss erlässt gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 18 Abs. 1 der Satzung des Bayerischen 
Gemeindetags (StAnz Nr. 50/2014) folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.376.500,-- € 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 90.000,-- € 
ab. 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
Die jährlichen Mitgliedsbeiträge werden nach Maßgabe der amtlich fortgeschriebenen Einwohnersta-
tistik zum 30.06.2018 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Gemeinden 

a) Grundbeitrag für jede Gemeinde 1.350,00 € 
b) für Gemeinden über 3.000 Einwohner zusätzlich  

je weiterem Einwohner 0,30 € 
 

2. Verwaltungsgemeinschaften 
a) Soweit sämtliche Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemein- 

schaft Mitglied des Bayerischen Gemeindetags sind, beitragsfrei 
b) andernfalls: 

Beitrag in Höhe des Betrags, der den Mitgliedsbeiträgen 
der dem Bayerischen Gemeindetag nicht angehörenden 
Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft entspricht. 

 
3. Zweckverbände 

a) je versorgtem Einwohner  0,09 € 
b) mindestens  750,00 € 
c) höchstens  2.850,00 € 
d) Kommunale Verkehrsüberwachung  2.850,00 € 
e) sonstige Zweckverbände 1.350,00 € 
 

4. kommunalbeherrschte juristische Personen 
a) ohne Stammkapital und Stammkapital bis 500.000€  1.550,00 € 
b) Stammkapital über 500.000,00 €  2.900,00 € 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushalts-
plan wird auf 25.000,-- € festgesetzt. 
 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 
 
 
München, den 11. Dezember 2019 BAYERISCHER GEMEINDETAG 
 
 Dr. Uwe Brandl 
 Präsident 

  

 

 
 
An die 
Städte, Märkte und Gemeinden 
sowie Verwaltungsgemeinschaften,  
Zweckverbände und Kommunal beherrschten 
juristischen Personen 
im BAYERISCHEN GEMEINDETAG 

München, 13. Januar 2020 
 M / zim 

 
 
 
 
Rundschreiben 01/2020 
 
 
Neuer Internetauftritt des Bayerischen Gemeindetags;  
Einwahl in den Mitgliederbereich 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
am 8. Januar 2020 wurde der neue Internetauftritt des Bayerischen Gemeindetags freige-
schaltet. Wir freuen uns, wenn Sie sich die Zeit nehmen, unsere neue Homepage mit neuen 
und bewährten Funktionalitäten anzuschauen und auszuprobieren. 
 
Neben den für alle frei zugänglichen Seiten findet sich auf der Startseite der Zugang zum – 
geschützten – Mitgliederbereich. Um die vielfältigen Angebote der Geschäftsstelle des Baye-
rischen Gemeindetags auch künftig nutzen zu können ist eine  
 

Neuregistrierung mittels persönlicher Dienst-E-Mail 
 

erforderlich. Bitte informieren Sie Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rathaus und allen 
kommunalen Einrichtungen von dieser Notwendigkeit. Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbei-
ter muss einmalig eine Neuregistrierung vornehmen, um dauerhaft Zugang in den geschütz-
ten Mitgliederbereich des Bayerischen Gemeindetags zu haben. Die bisherigen Einwahlken-
nungen verlieren ab sofort ihre Gültigkeit. Wer sich nicht neu registriert, kann leider nicht 
(mehr) die vielfältigen Informationsmöglichkeiten des Bayerischen Gemeindetags nutzen. 
 
Die nachfolgenden Screenshots verdeutlichen, über welche Schritte man zu einer Freischal-
tung des individuellen Benutzerkontos nach entsprechender Neuregistrierung gelangt: 
 

DER LANDESAUSSCHUSS DES BAYERISCHEN GEMEINDETAGS HAT IN SEINER SITZUNG AM 13. SEPTEMBER 2019 

EINE ERHÖHUNG DER GEBÜHREN AB DEM 1. JANUAR 2020 BESCHLOSSEN.  

DABEI ERHÖHEN SICH ALLE „GRUNDBEITRÄGE“ UM 150 €. WIR BITTEN UM VERSTÄNDNIS.

DOKUMENTATIONDOKUMENTATION
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Startseite aufrufen, Registrieren unter „Für   Ihr individuelles Benutzerkonto erstellen 
Mitglieder“ anklicken  
 
 

   
Ihr persönliches Passwort erstellen und  Bestätigung abwarten 
wiederholen   
 
 

 
erfolgreiche Registrierung 
 
 
Vielen Dank für Ihre Kooperation und Ihr Verständnis. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Franz Dirnberger 
Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied 

          
 

Pressemitteilung 25/2019                                                     München, 03.12.2019 

 
 

 
 
Flächensparen: Gemeindetag begrüßt heutige Kabinettsentscheidung 
 
Brandl: Gemeindliche Planungshoheit bestätigt 
 
Der Bayerische Gemeindetag begrüßt die heutige Entscheidung des Ministerrats, beim 
Thema Flächensparen auf eine arithmetische Berechnung der von den Kommunen zu 
überplanenden Fläche zu verzichten und damit den Gemeinden und Städten die not-
wendige Flexibilität bei der Bauleitplanung zu belassen. Gemeindetagspräsident Dr. 
Uwe Brandl: „Die Bayerische Staatsregierung achtet die kommunale Planungshoheit 
als Teil des verfassungsrechtlich verbürgten kommunalen Selbstverwaltungsrechts. 
Das begrüßen wir sehr. Wir haben stets betont, dass eine detailgenaue Berechnung 
von Flächen, die von den Kommunen überplant werden dürfen, praxisuntauglich und 
realitätsfremd wäre. Außerdem wäre sie ein unzulässiger Eingriff in die kommunale 
Planungshoheit. Das nun vorgelegte neue Konzept ist jedenfalls akzeptabel.“ 
 
 
 
 
Für Rückfragen steht Ihnen gerne zur Verfügung:  
Wilfried Schober, Pressesprecher des Bayerischen Gemeindetags,  
Tel 089 / 36 00 09-30, E-Mail: wilfried.schober@bay-gemeindetag.de  
Homepage: www.bay-gemeindetag.de  
 
 
Der Bayerische Gemeindetag  
ist der Sprecher von 2.029 kreisangehörigen Gemeinden, Märkten und Städten. Gegenüber dem Bayeri-
schen Landtag, der Bayerischen Staatsregierung und anderen Institutionen vertritt er kraft Verfassung die 
kommunalen Interessen. Der Verband berät seine Mitglieder umfassend und ist über den Deutschen 
Städte- und Gemeindebund auf der Bundesebene sowie über das Europabüro der bayerischen Kommu-
nen in Brüssel präsent. 
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